
Deutscher Bundestag Drucksache 21/8850 

21. Wahlperiode 21.10.2026

Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Jahresbericht 2026 des Nationalen Normenkontrollrates 

Update für den Staat und Verwaltung – 20 Jahre Nationaler Normenkontrollrat – 
Gute Gesetze, digitale Verwaltung, weniger Bürokratie  

Zugeleitet mit Schreiben des Nationalen Normenkontrollrates vom 14. Oktober 2026. 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



-4

4

0

8

12

16

20

-4

4

8

12

16

20
24/25 25/26

01.01.11

01.01.12

01.01.13

01.01.14

01.01.15

01.01.16

01.01.17

01.01.18

01.01.19

01.01.20

01.01.21

01.01.22

01.01.23

01.01.24

01.01.25

01.01.26

01.01.27

01.01.28

01.01.29

Jä
hr

lic
he

r E
rf

ül
lu

ng
sa

uf
w

an
d 

(G
es

am
t)

 in
 M

rd
. E

U
R

bis Ende der 19. LP 20. LP 21. LP

Wirtschaft (2,9 Mrd. EUR)

Bürger (-2,8 Mrd. EUR)

Verwaltung (6,3 Mrd. EUR)

Gesamt (6,4 Mrd. EUR)

Betrachtung  
(Mrd. Euro)

bis Ende 
der 20. LP

21. LP Gesamt Jahresberichtzeiträume

Juli 2011 bis 
Mai 2025

Mai 2025 bis 
Juni 2026

Juli 2011 bis 
Juni 2026

Juli 2024 bis 
Juni 2025

Juli 2025 bis 
Juni 2026

Geprüfte Vorhaben 5 298 498 5 796 326 437

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands im 
Zeitraum im Vergleich zur gesamten Vorperiode

+ 15,8 - 9,4 (-59%) + 6,4 - 3,1 (-19%) - 6,8 (-51%)

Wirtschaft + 3,3 - 0,4 + 2,9 - 0,9 < 0,1

davon Bürokratiekosten - 4,6 + 1,2 - 3,3 - 0,5 + 1,3

Bürgerinnen und Bürger + 4,1 - 6,9 - 2,8 - 0,5 - 6,4

Verwaltung + 8,4 - 2,1 + 6,3 - 1,7 - 0,4

Einmaliger Erfüllungsaufwand 68,5 8,9 77,4 < 0,1 8,9

Wirtschaft 44,7 7,1 51,8 0,2 7,1

Bürgerinnen und Bürger 2,4 < 0,1 2,4 < 0,1 < 0,1

Verwaltung 21,4 1,8 23,2 - 0,1 1,8

Gebäudemodernisierungsgesetz (BMWE)

NIS2-Richtlinie (BMI) CSRD (BMJV)

weitere Regelungsvorhaben
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Milliarden EUR

KRITIS-Dachgesetz (BMI)

Fahrschulmodernisierungs-Verordnung (BMV)

Energieef­zienzgesetz-Novelle (BMWE)

5,9 Mrd. Euro

12,7 Mrd. Euro
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Bürokratiekosten

Regelungsvorhaben im Berichtszeitraum

Jährlicher Erfüllungsaufwand

Erfüllungsaufwand im Detail

Im aktuellen Berichtszeitraum ist der jährliche Erfüllungsaufwand deutlich gesunken  
und erreicht das niedrigste Niveau seit dem Berichtszeitraum 2019/2020.

Im aktuellen Berichtszeitraum wurde über 50 % des jährlichen Erfüllungsaufwandes abgebaut.  
Der einmalige Erfüllungsaufwand ist mit fast 9 Mrd. Euro allerdings deutlich höher als im Berichts-
zeitraum 2024/2025.

Jährliche Entlastung entsteht zu mehr als 50 % aus dem Gebäudemodernisierungs-
gesetz. Belastungen ergeben sich vor allem aus der Umsetzung von EU-Richtlinien.

Bürokratiekosten entstehen durch die Verpflichtung der Unternehmen, Daten oder sonstige Informationen 
für Behörden oder Dritte zu beschaffen, verfügbar zu halten oder zu übermitteln. Sie sind im Berichts-
zeitraum gestiegen und weichen damit vom definierten 25 % Abbaupfad ab.
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Vorhaben mit 
Digitalcheck*

Vorhaben mit 
Digitalbezug 

und erweitertem
Digitalcheck

(% von Vorhaben 
mit Digitalcheck)

Vorhaben mit 
Visualisierung

(% von Vorhaben 
mit Digitalbezug)

Bürgerchecks Praxischecks Evaluierungsberichte
im Berichtszeitraum

Vorhaben aus dem
Berichtszeitraum, 

die in späteren 
Jahren evaluiert
werden sollen**
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*nicht berücksichtigt werden Vorhaben, 
die der Diskontinuität unterfallen sowie

  internationale Abkommen

** gem. St-Beschluss 2024

Berichtszeitraum 2024/2025

Berichtszeitraum 2025/2026264
(92%)

48% 29% 23%

Berichtszeitraum 2025/2026

Berichtszeitraum 2024/2025

Frist von 28 Tagen und mehr zwischen 5 und 28 Tagen weniger als 5 Tage

48% 32% 21%

Erreichung der Abbauziele

Fristen

Qualitative Instrumente der Besseren Rechtsetzung

Bisher hat noch kein Ressort eine nennenswerte Bürokratiekostenreduktion erzielt. Beim 
Erfüllungsaufwand haben einige Ressorts die Abbauziele allerdings bereits übertroffen 
(hellgrüne Fläche). Die Belastungen bei BMJV und BMI ergeben sich zum Großteil aus der 
Umsetzung von EU-Richtlinien

Der Digitalcheck wurde deutlich häufiger angewendet als im Berichts-
zeitraum 2024/2025. Die Nutzung des Praxis- und Bürgerchecks hat 
dagegen abgenommen, was mit der Überführung dieser Instrumente in 
die neue Frühphase des Zentrums für Legistik erklärt werden kann.

Für die Prüfung durch den NKR wird die Regelfrist (vier Wochen) weiterhin in weniger als 50 % der Fälle eingehalten.
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Vorwort

Die schwarz-rote Bundesregierung ist seit Mai 
2025 im Amt. Das neue Bundesministerium für 
Digitales und Staatsmodernisierung brauchte 
zwar einige Zeit, um vollständig arbeitsfähig zu 
werden. Umso bemerkenswerter ist die Konse-
quenz, mit der es seine Themen vorantreibt. Bü-
rokratieabbau und Staatsmodernisierung stehen 
heute weit oben auf der politischen Agenda. Mit 
ambitionierten Abbauzielen sowie den Moderni-
sierungsagenden von Bund und Ländern hat die 
Bundesregierung früh die Messlatte hochgelegt. 
Viele gute Ansätze sind erkennbar. Sie müssen 
konsequent umgesetzt werden.

25 % weniger Bürokratiekosten und 10 Mrd. Euro 
weniger Erfüllungsaufwand – das sind die Ziele 
für diese Legislaturperiode. Erstmals wurden 
dafür ressortscharfe Abbauziele festgelegt. Deut-
liche Erfolge zeigen sich bereits in der Bilanz zum 

Erfüllungsaufwand: Die Entlastung wird aller-
dings maßgeblich durch das Gebäudemodernisie-
rungsgesetz geprägt und ist kaum spürbar in der 
Praxis, weil die Kosten erst zukünftig entstanden 
wären. Die Bürokratiekosten sind dagegen ge-
stiegen – infolge europäischer Vorgaben wie der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung.

Während das erste Entlastungskabinett im Herbst 
2025 noch hinter den Erwartungen zurückblieb, 
zeigt die zweite Runde im Sommer 2026 deutlich 
mehr Wirkung. Regelmäßige Entlastungskabinet-
te könnten sich zu einem wichtigen Instrument 
entwickeln, um Bürokratieabbau dauerhaft poli-
tisch zu steuern.

Gleichzeitig gilt: Bürokratieabbau ist keine Auf
gabe eines einzelnen Ministers. Die größten 
Belastungen entstehen in Regelungsbereichen 

Drucksache 21/8850 Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode– 4 –

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



5

anderer Ressorts – wie dem BMF, BMJV, BMG, 
BMAS und BMUKN. Deshalb müssen alle ihren 
Beitrag leisten! Für den NKR bedeutet das auch, 
den Blick künftig noch stärker auf bereits be-
stehende Gesetze zu richten. Wer Bürokratie 
wirksam abbauen will, muss das Bestandsrecht 
systematisch überprüfen und dort ansetzen, 
wo Aufwand und Nutzen nicht mehr verhältnis-
mäßig sind.

Die Modernisierungsagenden Bund und Föderal 
enthalten zahlreiche wichtige Reformansätze. Sie 
reichen von einer stärkeren Bündelung staatli-
cher Aufgaben über die Digitalisierung von Ver-
waltungsleistungen bis hin zu neuen Ansätzen in 
der Gesetzgebung. Besonders hervorzuheben ist 
die Einführung einer neuen Frühphase. Sie soll 
die vielen bestehenden Methoden, Checks und 
Leitfäden besser verzahnen und das Prinzip „Erst 
der Inhalt, dann die Paragrafen“ stärken. 

Die föderale Modernisierungsagenda nimmt zu-
gleich das „Betriebssystem“ unseres Staates in 
den Blick. Sie setzt auf einfachere Verwaltungs-
verfahren, den Abbau von Berichtspflichten und 
eine engere Zusammenarbeit von Bund, Ländern 
und Kommunen. Den zahlreichen Prüfaufträgen 
müssen nun konkrete Maßnahmen folgen.

Gerade bei der Besseren Rechtsetzung besteht 
weiterhin Handlungsbedarf: Fristen werden noch 
immer zu häufig verkürzt, externe Expertise zu 
spät eingebunden und Alternativen nicht aus
reichend geprüft. Das Gebäudemodernisierungs-
gesetz hat dies exemplarisch gezeigt.

Auch für den NKR war der Berichtszeitraum ar-
beitsintensiv. Erstmals haben wir uns vertieft mit 
untergesetzlichen Aufwandstreibern beschäftigt 
und Empfehlungen zum Umgang mit DIN-Nor-
men im Wohnungsbau vorgelegt. Mit dem Fern-
unterrichtsschutzgesetz und der Lastenhandha-
bungsverordnung haben wir konkrete Vorschläge 
zur Abschaffung überholter Regelungen unter-
breitet. Unsere Gutachten zur Evaluierungspraxis, 
zu Praxischecks und zum Datenrecht zeigen Wege 
auf, wie Gesetze wirksamer und Verwaltungsver-
fahren einfacher gestaltet werden können.

Im Jahr seines 20-jährigen Bestehens hat der Na-
tionale Normenkontrollrat zudem den Vorsitz des 
europäischen Netzwerks RegWatchEurope über-
nommen und den Austausch zur Besseren Recht-
setzung auf europäischer Ebene weiter gestärkt.

Nach zwanzig Jahren bleibt die Aufgabe dieselbe 
und der NKR-Claim bringt dies auf den Punkt: 
Gute Gesetze, digitale Verwaltung, weniger Büro-
kratie. Die Voraussetzungen für Fortschritte sind 
geschaffen. Aus Ankündigungen müssen nun 
dauerhaft wirksame Reformen werden.

Lutz Goebel
Vorsitzender Nationaler Normenkontrollrat 
8. Oktober 2026
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1. 
Vom Bürokratieabbau zur Staatsmodernisie­
rung: Der NKR prägt Reformen seit 20 Jahren

Als der NKR 2006 seine Arbeit aufnahm, lag der 
Schwerpunkt allein auf den Bürokratiekosten. 
Zwanzig Jahre später ist sein Aufgabenfeld deut-
lich breiter geworden. Der NKR hat die Kosten-
transparenz und Gesetzgebungsqualität weit 
vorangetrieben – von der Ermittlung des Er-
füllungsaufwands über Evaluierungen und die 
„One in, one out“-Regel bis hin zum Digitalcheck. 
Gleichzeitig hat er sich zu einem wichtigen Im-
pulsgeber für Verwaltungsdigitalisierung und 
Staatsmodernisierung entwickelt.

Auch wenn die Bürokratiekosten weiterhin viel 
zu hoch sind, Ankündigungen zum Bürokratie-
abbau in der Vergangenheit oft ohne spürbare 
Wirkung blieben und Gesetze noch immer viel 
zu häufig im Eiltempo und unter Missachtung 
zentraler Qualitätsstandards erarbeitet werden, 
zeigt sich die Wirkung der Arbeit des NKR zu-
nehmend in konkreten politischen Entschei-
dungen. Zahlreiche seiner Vorschläge finden sich 
heute in Reformvorhaben von Bund, Ländern 
und der Europäischen Union wieder. Dazu zäh-
len die neue Frühphase der Gesetzgebung, am-
bitionierte Bürokratieabbauziele, die Bündelung 
des Vollzugs staatlicher Aufgaben, schnellere Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren sowie der 
Aufbau einer gemeinsamen Digitalarchitektur. 
Auch die Arbeiten zur Sozialstaatsreform und die 
Modernisierungsagenden von Bund und Län-
dern greifen etliche Empfehlungen des NKR auf.

Darüber hinaus zeigt sich die Wirksamkeit des Ra-
tes in konkreten Entlastungen. Es wurden bereits 
mehrere Vorschläge des NKR umgesetzt, die Wirt-
schaft und Verwaltung um eine Milliarde Euro 
pro Jahr entlasten. Gleichzeitig gewinnt der NKR 

auch auf EU-Ebene an Bedeutung und treibt im 
Rahmen des Vorsitzes des Netzwerks RegWatch
Europe die Debatte über Bessere Rechtsetzung 
und Bürokratieabbau international voran.

Der NKR fordert deshalb: Staatsmodernisierung 
muss jetzt angegangen und als Daueraufgabe 
verstanden werden. Gute Gesetze, eine digitale 
Verwaltung und weniger Bürokratie entstehen 
nicht durch Einzelmaßnahmen, sondern durch 
beharrliche Reformarbeit über Legislaturperio-
den hinweg. Der NKR wird diesen Prozess auch 
künftig kritisch begleiten und mit eigenen Ideen 
vorantreiben.

2. 
Erfüllungsaufwand sinkt, Bürokratiekosten 
steigen: Das BMDS kann antreiben – 
aber liefern müssen alle Ressorts

Mit ihren deutlichen Abbauzielen für Bürokra-
tiekosten und Erfüllungsaufwand hat die Bun-
desregierung spürbaren Druck in das System 
gebracht. Das Bundesministerium für Digitales 
und Staatsmodernisierung (BMDS) tritt hier oft 
als treibende Kraft auf. Dabei liegen die größten 
Belastungen häufig in der Verantwortung ande-
rer Ministerien.

Positiv ist, dass der Erfüllungsaufwand im Be-
richtszeitraum um rund 6,8 Mrd. Euro auf den 
niedrigsten Stand seit 2020 gesunken ist. Aller-
dings beruht diese Entwicklung zum Großteil 
auf dem Gebäudemodernisierungsgesetz und der 
Rücknahme der Pflicht, neu eingebaute Hei-
zungsanlagen zu 65 % mit erneuerbaren Energien 
zu betreiben. Zwar werden dadurch erhebliche 
Kosten vermieden, aber eine unmittelbar spür-
bare Entlastung im Verwaltungsalltag oder für 
Unternehmen und Bürgerinnen und Bürger wird 
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damit nicht erreicht – vor allem, weil es sich um 
Erfüllungsaufwand handelte, der erst zukünftig 
entstanden wäre. Zudem verbleibt das Niveau 
des Erfüllungsaufwands weiterhin über dem von 
2011, dem Beginn der Messungen. 

Kritischer fällt die Bilanz bei den jährlichen Bü-
rokratiekosten aus: Trotz beachtlicher Beiträge 
aus dem BMV, BMG und BMLEH sind diese ins-
gesamt um rund 1,3 Mrd. Euro gestiegen. Haupt-
ursache ist die nationale Umsetzung der europäi-
schen CSRD-Nachhaltigkeitsberichtspflichten.

Der NKR fordert deshalb: Bürokratieabbau darf 
nicht als Aufgabe eines einzelnen Ministeriums 
verstanden werden. Das starre Ressortprinzip 
muss endlich aufgebrochen und der im Koali-
tionsvertrag verankerte Whole-of-Government-
Ansatz gelebte Regierungspraxis werden. Dafür 
braucht es ressortübergreifende Verantwortung, 
gemeinsame Steuerung und die Bereitschaft, 
Silodenken zu überwinden. Aus Sicht des NKR 
sollte das BMDS hier eine noch stärkere Füh-
rungsrolle übernehmen.

3.
Reformtempo hochhalten:  
Aus Modernisierungsagenden müssen 
spürbare Ergebnisse werden

Mit der Modernisierungsagenda Bund (MoA 
Bund), der Modernisierungsagenda Föderal (MoA 
Föderal) sowie dem Zukunftspakt von Bund, Län-
dern und Kommunen hat die Bundesregierung 
innerhalb kurzer Zeit umfangreiche Reform-
programme verabschiedet. Bemerkenswert ist 
dabei die thematische Breite: Die Reformansätze 

reichen von Beschleunigungsverfahren über 
Verwaltungsdigitalisierung bis hin zu Aufgaben-
bündelung und Rechtsvereinfachung.

Der NKR begrüßt diese Dynamik. Gleichzeitig 
zeigt die Erfahrung: Entscheidend sind nicht 
ambitionierte Beschlüsse, sondern deren konse-
quente Umsetzung. Die MoA Bund wird im Res-
sortkreis bislang vor allem als Projekt des BMDS 
wahrgenommen. Für ihren Erfolg braucht es 
aber eine aktivere Mitwirkung aller Ministerien. 
Auch die MoA Föderal enthält viele gute Maß-
nahmen, verharrt bisher aber noch zu sehr im 
Prüfmodus und hat zu wenige strukturelle Re-
formen hervorgebracht. Hinzu kommt, dass sich 
zwischen den verschiedenen Reformprogram-
men zahlreiche Überschneidungen und Abhän-
gigkeiten ergeben, die eine wirksame Steuerung 
erschweren.

Positiv ist, dass mit dem Zukunftspakt erstmals 
auch die kommunale Ebene systematisch ein-
bezogen wird. Gleichzeitig sollte kritisch hin-
terfragt werden, ob die parallele Entwicklung 
mehrerer Reformagenden die Komplexität nicht 
zusätzlich erhöht.

Der NKR fordert deshalb: Die Zeit der Agenda-
Beschlüsse muss von einer Phase konsequenter 
Umsetzung abgelöst werden. Dafür braucht es 
klare Verantwortlichkeiten, ein transparentes 
Monitoring und eine ressortübergreifende Steue-
rung – insbesondere um die so wichtige struktu-
relle Modernisierung von Staat und Verwaltung 
voranzubringen.
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4. 
Strukturreformen jetzt umsetzen:  
Sozialstaat vereinfachen, Aufgaben bündeln, 
Verwaltung entlasten

Die Bundesregierung hat in dieser Legislaturpe-
riode klare Absichtsbekundungen für eine grund-
legende Modernisierung des Sozialstaats und 
der öffentlichen Verwaltung formuliert. Mit der 
Kommission zur Sozialstaatsreform (KSR) und der 
Debatte über die Bündelung staatlicher Aufgaben 
greift sie zentrale Empfehlungen des NKR auf. 

Digitalisierung, Pauschalierungen, Leistungs- und 
Aufgabenbündelungen sollen endlich fester Be-
standteil unseres Sozialstaats werden. Auch die 
Vereinfachungen von Rechtsbegriffen und die 
stärkere Automatisierung von Verwaltungsprozes-
sen versprechen erhebliche Entlastungen. Mit der 
beschlossenen antragslosen Auszahlung des Kin-
dergeldes wurde bereits ein erster Schritt gemacht.

Gleichzeitig zeigen die NKR-Gutachten „Wege 
aus der Komplexitätsfalle“ (2024) und „Bündelung 
im Föderalstaat“ (2025), dass eine intelligentere 
Aufgabenorganisation die Leistungsfähigkeit des 
Staates deutlich steigern kann. Die Bundesre-
gierung hat einige NKR-Vorschläge in die Mo-
dernisierungsagenden von Bund und Ländern 
übernommen. Nun müssen den politischen 
Absichtserklärungen konkrete Entscheidungen 
folgen. Insbesondere in standardisierbaren Auf-
gaben wie der Einkommensprüfung liegen erheb-
liche Effizienzpotenziale, die bisher nicht ausge-
schöpft werden.

Der NKR fordert deshalb: Die begonnenen 
Strukturreformen dürfen nicht im Stadium von 
Konzepten und Pilotprojekten stehen bleiben. 
Jetzt müssen Verfahren vereinfacht, Leistungen 
gebündelt, Verwaltungsprozesse konsequent 
automatisiert und die Kommunen dadurch ent-
lastet werden. Wer einen leistungsfähigen Staat 
schaffen will, muss die Strukturen modernisieren, 
die seine Leistungen hervorbringen.

5. 
Instrumente konsequent nutzen:  
Gute Gesetze brauchen Zeit, Praxiswissen 
und systematische Erfolgskontrolle

Mit Digitalcheck, Praxischeck, Bürgercheck und 
Evaluierungen stehen gute Instrumente bereit, 
um Gesetze wirksamer, praxistauglicher und 
aufwandsärmer zu gestalten. Das eigentliche 
Problem liegt nicht im Mangel an Instrumenten, 
sondern in ihrer unzureichenden Anwendung. 
Sie werden zu oft zu spät eingesetzt, nur formal 
abgearbeitet oder gar nicht genutzt. 

Mit der neuen Frühphase der Gesetzgebung 
greift die Bundesregierung eine zentrale Forde-
rung des NKR auf. Ziel ist es, die bisher neben
einanderstehenden Instrumente stärker zu 
verzahnen und bereits vor der Formulierung von 
Gesetzestexten systematisch einzusetzen. Das 
NKR-Prinzip „Erst der Inhalt, dann die Paragra-
fen“ kann damit zu einem neuen Standard für 
die Gesetzesvorbereitung werden. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Frühphase verbindlich ange-
wendet wird, ausreichend Zeit für die Beteiligung 
der Praxis zur Verfügung steht und das Zentrum 
für Legistik dauerhaft mit den dafür notwendi-
gen Ressourcen ausgestattet wird.
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Auch die Überprüfung bestehender Regelungen 
muss stärker in den Fokus rücken. Das NKR-Gut-
achten „Wirksam und praxisnah regieren durch 
Evaluierung und Praxischecks“ (2026) zeigt, dass 
sich die Instrumente grundsätzlich bewährt 
haben, ihre Ergebnisse aber zu selten in konkre-
te Gesetzesänderungen münden. Gute Gesetz-
gebung endet nicht mit dem Inkrafttreten eines 
Gesetzes. Sie muss regelmäßig überprüfen, ob die 
angestrebten Ziele tatsächlich erreicht werden.

Der NKR fordert deshalb: Die Instrumente der 
Besseren Rechtsetzung müssen verbindlicher, 
früher und systematischer eingesetzt und ihre An-
wendung in der Gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien (GGO) verankert werden. 
Gute Gesetze entstehen nicht unter Zeitdruck, 
sondern durch die konsequente Nutzung von Pra-
xiswissen, Wirkungsanalysen und Evaluierungen 
entlang des gesamten Rechtsetzungskreislaufs.

6. 
Digitale Verwaltung neu aufstellen: 
Architektur, Daten und Zuständigkeiten 
konsequent ordnen

Mit Deutschland-Stack und -Architektur zeich-
net sich erstmals ein gemeinsamer Ordnungs-
rahmen für die Verwaltungsdigitalisierung 
ab – eine langjährige Forderung des NKR. Dass 
die Registermodernisierung, die Ende-zu-Ende-
Digitalisierung und die Entwicklung gemeinsa-
mer Basiskomponenten vorangetrieben wird, ist 
überfällig. Jetzt müssen konkrete Umsetzungs-
strukturen entstehen. 

Gebraucht wird eine schlagkräftige Digitalagen-
tur mit klaren Zuständigkeiten für die Umset-
zung des Plattformansatzes und festen Deadlines 
für die Bereitstellung einzelner Komponenten. 
Der Bund sollte mit einer eigenen Digitalagentur 
bei zentralen digitalen Infrastrukturen endlich 
Verantwortung übernehmen und gemeinsame 
Lösungen verbindlich bereitstellen.

Gleichzeitig müssen die dafür nötigen Voraus-
setzungen im „Maschinenraum“ der Verwaltung 
geschaffen werden. Registermodernisierung, 
Once-Only-Prinzip und interoperable Daten-
strukturen sind die Grundlage für eine leistungs-
fähige digitale Verwaltung – ohne sie wird eine 
Deutschland-App ihr Potenzial nicht entfalten 
können.

Der NKR fordert deshalb: Verwaltungsdigitalisie-
rung muss von den Prozessen her gedacht wer-
den. Dafür braucht es eine verbindliche digitale 
Gesamtarchitektur, moderne Datenstrukturen, 
klare Verantwortlichkeiten und einen volldi-
gitalen Gesetzgebungskreislauf. Nicht einzelne 
Online-Dienste entscheiden über den Erfolg der 
Staatsmodernisierung, sondern das Ineinander-
greifen der verschiedenen Zahnräder. Nur dann 
funktioniert der Staat digital. Mit den Beschlüs-
sen des IT-Planungsrates im Juni 2026 sind erste 
Entscheidungen für einen verbindlichen Archi-
tekturrahmen gefasst worden – die Standards im 
neuen Rahmenkonzept müssen aber erst noch 
detailliert ausgearbeitet werden.
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7. 
Bürokratieabbau konkret: Mehr Eigenver­
antwortung wagen, Bestandsrecht hinter­
fragen und DIN-Normen differenzieren

In seinem „77-Punkte-Papier“ zeigt der NKR 
anhand konkreter Beispiele auf, wo und wie Bü-
rokratie spürbar reduziert werden kann. Einige 
dieser Vorschläge wurden von der Bundesregie-
rung bereits umgesetzt. Sie entlasten Wirtschaft 
und Verwaltung um mehr als eine Milliarde Euro 
pro Jahr. 

Mit den Modernisierungsagenden und ambitio-
nierten Abbauzielen wurden die richtigen Signa-
le gesetzt. Jetzt kommt es darauf an, den ein-
geschlagenen Weg konsequent weiterzugehen. 
Dazu gehört, kleinen und mittleren Unterneh-
men mehr Entscheidungsspielräume zu geben. 
Vereinfachungen bei Beauftragten-, Dokumen-
tations- und Nachweispflichten sind wichtige 
Schritte in diese Richtung.

Gleichzeitig sollten Gesetze regelmäßig darauf 
überprüft werden, ob ihr Nutzen die verursach-
ten Belastungen noch rechtfertigt. Mit dem Bei-
spiel des Fernunterrichtsschutzgesetzes (Fern-
USG) unterstreicht der NKR beispielhaft, dass 
auch die vollständige Abschaffung von Regelun-
gen möglich ist.

Darüber hinaus entstehen erhebliche Belastun-
gen durch den Rückgriff des Vertragsrechts auf 
technische Normen. Der NKR hat deshalb mit 
einer eigenen Anhörung zu DIN-Normen im 
Wohnungsbau aufgezeigt, wie mehr Vertrags
freiheit, einfachere Standards und eine stärkere 
Praxistauglichkeit dazu beitragen können, Kos-
ten zu senken und Investitionen zu erleichtern.

Der NKR fordert in diesem Zusammenhang: 
Bürokratieabbau muss zum Vertrauensprinzip 
weiterentwickelt werden. Regelungen, Standards 
und Verfahren sollten regelmäßig auf ihre Not-
wendigkeit überprüft und dort vereinfacht oder 
abgeschafft werden, wo ihr Aufwand den gesell-
schaftlichen Nutzen übersteigt.

8. 
Bürokratieabbau europäisch denken:  
EU-Gesetzgebung braucht mehr Trans­
parenz, bessere Daten und verbindliche 
Kostenschätzungen

Über 50 % der Belastungen mit Erfüllungsauf-
wand für die Wirtschaft sind auf europäische Re-
gulierung zurückzuführen. Umso wichtiger ist es, 
dass die EU-Kommission Kosten und Berichts-
pflichten für Unternehmen um 25 % senken will. 
Neue Formate wie Implementation Dialogues 
und Reality Checks wurden eingeführt, um die 
Praxis stärker einzubeziehen. Entscheidend wird 
sein, sie systematisch in Gesetzgebungsprozessen 
einzusetzen.

Besonderer Handlungsbedarf besteht bei den 
Folgenabschätzungen. Denn im Trilogverfahren 
verändern sich Gesetze erheblich, ohne dass die 
Auswirkungen untersucht werden. Für EU-
Durchführungsrechtsakte werden in der Regel 
gar keine Berechnungen mehr durchgeführt. Da-
bei gilt: Wer Regulierung wirksam gestalten will, 
braucht belastbare Daten, transparente Verfah-
ren und eine konsistente Methodik entlang des 
gesamten europäischen Rechtsetzungsprozesses.
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Ein wichtiger Fortschritt ist die Reform der „One 
in, one out“-Regel auf deutscher Ebene – eine 
langjährige Forderung des NKR. Künftig sollen 
u. a. grundsätzlich auch Belastungen aus der Um-
setzung von EU-Recht bilanziert und damit beim
Bürokratieabbau systematisch berücksichtigt
werden. Unklar bleibt bisher noch, in welcher
Höhe. Jetzt sollte die Bundesregierung eine klare
Entscheidung zur vollständigen Berücksichti-
gung des EU-Aufwands treffen. Kritisch sieht der
NKR, dass die Transparenz der „One in, one out“-
Regel durch ein komplexes Anrechnungsmodell
von einmaligem Aufwand gesunken ist.

Ebenso wichtig ist der internationale Erfah-
rungsaustausch: Mit der Übernahme des Vor-
sitzes von RegWatchEurope im Jahr 2026 setzt 
sich der NKR für eine bessere Zusammenarbeit 
unabhängiger Beratungs- und Kontrollgremien 
ein. Umso besorgniserregender ist, dass in die-
sem Kontext entsprechende Institutionen zuletzt 
schwächer aufgestellt und teilweise sogar ganz 
abgeschafft wurden.

Der NKR fordert deshalb: Folgenabschätzungen 
müssen auch auf EU-Ebene verbindlich bleiben, 
die Ergebnisse von Reality Checks und Impact As-
sessments systematisch genutzt und Belastungen 
aus Trilogverfahren sowie Durchführungsrechts-
akten transparenter gemacht werden. Wer Büro-
kratie in Europa wirksam abbauen will, muss die 
Qualität der europäischen Gesetzgebung deutlich 
verbessern. Außerdem muss Deutschland deut-
lich früher und entschlossener auf die europäi-
sche Rechtsetzung Einfluss nehmen. Europa ist 
kein abstraktes Konstrukt, dessen Regulierung 
lediglich hinzunehmen ist. Deutschland gestaltet 
europäische Regeln mit – und sollte diese Mög-
lichkeiten konsequenter nutzen.
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2005

Koalitionsvertrag der Großen Koalition – 
Einrichtung des NKR
• Vereinbarung zur Einrichtung eines unab

hängigen Nationalen Normenkontrollrates
• Ziel: Transparenz über Bürokratiekosten

und Bessere Rechtsetzung

2007

Bundesweites Bürokratieabbauprogramm
• Bestandsmessung von 9 500 Informations-

pflichten durch das Statistische Bundesamt
bis Mitte 2008 – jährliche Bürokratiekosten
von 49,3 Mrd. Euro

• Ziel: Abbau von Bürokratiekosten für die
Wirtschaft um 25 %

• 2012 fast erreicht: rund 12 Mrd. Euro
Entlastung (22,5 %)

• Ergänzend: ressortübergreifende „Einfacher
zu“-Projekte zur Vereinfachung von Rechts
bereichen

2006

NKR-Gesetz tritt in Kraft
• Gesetz zur Einsetzung des NKR als unabhängiges

Kontroll- und Beratungsgremium der Bundesregierung
• Auftrag: Prüfung der Bürokratiekosten neuer Regelungen 

und Beratung zum Bürokratieabbau

Ernennung der Ratsmitglieder für erste Amtsperiode (2006–2011)
• Die acht ehrenamtlichen Mitglieder des NKR werden auf Vor-

schlag der Bundesregierung vom Bundespräsidenten berufen
• Dr. Johannes Ludewig wird von Bundeskanzlerin Dr. Angela

Merkel zum Vorsitzenden bestimmt

Vorlagepflicht für Regelungsentwürfe 
(§ 45 Abs. 2 GGO)
• Alle Gesetzentwürfe der Bundesregierung müssen dem NKR

zur Prüfung vorgelegt werden
• Der NKR gibt hierzu öffentliche Stellungnahmen ab

Ex-ante-Transparenz über Bürokratiekosten
• Einführung der systematischen Ermittlung von Bürokratie

kosten neuer Gesetze
• Unabhängige Prüfung durch den NKR

49,3 Mrd. Euro
Bürokratiekosten 
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2011

Erweiterung der Folgekostenmessung (Erfüllungsaufwand)
• Ausweitung der Kostenbetrachtung auf Bürgerinnen,

Bürger, Wirtschaft und Verwaltung
• Systematische Erfassung sämtlicher gesetzlicher

Folgekosten neuer Regelungen

Zweite Amtsperiode des NKR (2011–2016)
• Dr. Johannes Ludewig wird erneut von Bundeskanzlerin

Dr. Angela Merkel zum Vorsitzenden bestimmt
• Erweiterung des NKR auf zehn ehrenamtliche Mitglieder

2015

Einführung der „One in, one out“-Regel
• Neue Belastungen für die Wirtschaft

müssen an anderer Stelle kompensiert
werden

• Ziel: Vermeidung zusätzlicher 
Bürokratiebelastungen

Bürokratieentlastungsgesetz I (BEG I)
• Entlastung von Unternehmen durch

Vereinfachung steuerlicher Pflichten
und Mitteilungspflichten

• Bürokratiekostenreduktion von rund
730 Mio. Euro jährlich

2013

Einführung systematischer Gesetzes
evaluierungen
• Aufbau eines ex-post-Evaluierungsver-

fahrens für Gesetze und Verordnungen
• Ziel: Wirksamkeit, Zielerreichung und

Effizienz von Regelungen überprüfen
• Erste Evaluierungen im zweiten

Halbjahr 2016

2014

Bürokratieabbau entlang von Lebenslagen
• Zum ersten Mal werden die Bürgerinnen und Bürger

sowie Unternehmen ganz konkret zu ihren persön
lichen Bürokratiebelastungen befragt

• Grundlage für das Arbeitsprogramm Büro
kratieabbau der Bundesregierung

730 Mio. Euro
Bürokratiekostenreduktion
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2016

EU-Folgekosten systematisch erfassen
• Weiterentwicklung der Methodik zur

Abschätzung von Kosten aus EU-Recht
• Frühzeitige Transparenz über Auswirkungen 

europäischer Regulierung

Bürokratieentlastungsgesetz II (BEG II)
• Vereinfachungen bei steuerlichen Aufbe

wahrungspflichten und Rechnungsstellung
• Entlastung der Wirtschaft um rund 275 Mio.

Euro jährlich

NKR-Gutachten: E-Government in Deutschland
• Analyse des erheblichen Rückstands Deutsch-

lands bei der Verwaltungsdigitalisierung
• Vorschlag eines „E-Government-Pakts“ 

zwischen Bund, Ländern und Kommunen
• Ziel: koordinierte Digitalisierung der Ver

waltung und gemeinsame IT-Standards

Dritte Amtsperiode des NKR (2016–2021)
• Dr. Johannes Ludewig wird erneut von

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel zum
Vorsitzenden bestimmt

2017

Gründung des Netzwerks 
RegWatchEurope
• Zusammenschluss europäischer

Kontroll- und Beratungsgremien zur
Besseren Rechtsetzung

• Ziel: gemeinsame Impulse für
Bürokratieabbau auf EU-Ebene

NKR-Positionspapier: Folgen der Flücht-
lingskrise für die Verwaltung
• Analyse der administrativen Belastun-

gen durch die Flüchtlingsmigration
• Empfehlungen für effizientere Verwal-

tungsverfahren und bessere Koordi-
nierung staatlicher Ebenen

NKR-Gutachten:  
Registermodernisierung
• Vorschlag zur Vernetzung staatlicher

Register als Grundlage für digitale
Verwaltung

• Schätzung eines möglichen
Entlastungspotenzials von rund 
6 Mrd. Euro jährlich durch effizientere
Datennutzung

• Empfehlung eines einheitlichen
Identifikators für Bürgerinnen, Bürger
und Unternehmen

2018

NKR-Positionspapier zum Onlinezugangsgesetz (OZG)
• Forderung nach konsequenter Digitalisierung

staatlicher Leistungen
• Empfehlung stärkerer Automatisierung und

digitaler Standardprozesse in der Verwaltung
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2019

NKR-Gutachten: Planungs- und 
Genehmigungsverfahren beschleunigen
• Analyse von Ursachen langwieriger

Infrastrukturverfahren
• Vorschläge zur Straffung von Planungs- 

und Genehmigungsprozessen

NKR-Gutachten: Erst der Inhalt,  
dann die Paragrafen
• Konzept für nutzungszentrierte Gesetzgebung
• Empfehlung, Regelungsziele und Praxis

wirkung bereits vor der juristischen Aus
formulierung zu definieren

Bürokratieentlastungsgesetz III (BEG III)
• Digitalisierung von Verwaltungs-

prozessen, u. a. elektronische
Arbeitsunfähigkeitsmeldung

• Entlastung der Wirtschaft um über 1 Mrd.
Euro jährlich

Weiterentwicklung des Evaluierungskonzepts
• Konkretisierung der Vorgaben für Gesetzes-

evaluierungen
• Ziel: bessere Qualität und Vergleichbarkeit

der Evaluierungsberichte

Stärkerer Fokus auf Nutzendarstellung
• Neben Gesetzesfolgekosten soll vermehrt

auch der Nutzen
(positive Gesetzesfolgen) dargestellt werden

• Ziel: ganzheitliche Betrachtung der
Gesetzesfolgen

2021

NKR-Positionspapier: Strukturelle Reformen 
für eine resilientere Verwaltung
• Analyse struktureller Defizite der

deutschen Verwaltung
• Empfehlungen für klarere Zuständig

keiten, stärkere Digitalisierung und
bessere Krisenfähigkeit

2020

RegWatchEurope-Vorsitz des NKR

NKR-Positionspapier: Konjunkturprogramm zum Nulltarif
• Vorschläge für wirtschaftliche Entlastung

ohne zusätzliche Staatsausgaben
• Fokus auf Bürokratieabbau und schnellere

Verwaltungsverfahren als Wachstumsimpuls

über 
Mrd. Euro 
Wirtschaftsentlastung 

1
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2022

Wechsel ins Bundesministerium der Justiz (BMJ)

Vierte Amtsperiode des NKR (2022–2027)
• Lutz Goebel wird von Bundesjustizminister Dr. Marco Buschmann

zum Vorsitzenden bestimmt

NKR-Positionspapier zur Fachkräfteeinwanderung
• Analyse komplexer Verwaltungsverfahren bei der Erwerbsmigration
• Empfehlung stärker gebündelter Zuständigkeiten und digitaler Verfahren

2023

Ergänzung des NKR-Mandats 
um den Digitalcheck
• Prüfung, ob neue Gesetze

digitaltauglich ausgestaltet sind
• Ziel: bessere Umsetzbarkeit von Gesetzen

in digitalen Verwaltungsprozessen

NKR-Positionspapier zum Pakt für 
Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren
• Fast alle Vorschläge des NKR werden

in den von Bund und Ländern im
November 2023 beschlossenen
Beschleunigungspakt aufgenommen

2024

NKR-Gutachten: Sozialleistungen vereinfachen und automatisieren
• Analyse der Komplexität der deutschen Sozialleistungsverwaltung
• Vorschläge für automatisierte Leistungsgewährung und

bessere Datennutzung
• Ziel: höhere Inanspruchnahme berechtigter Leistungen

bei weniger Verwaltungsaufwand

Weiterentwicklung der Methodik zur Messung von Bürokratiekosten
• Stärkere Fokussierung auf tatsächliche Bürokratiebelastungen
• Vermeidung von Verzerrungen durch andere Kostenarten

Bürokratieentlastungsgesetz IV und Meseberger Entlastungspaket
• Abbau von Bürokratiekosten und Erfüllungsaufwand für Unternehmen
• Maßnahmen u. a. bei Aufbewahrungspflichten, Formerfordernissen

und Meldepflichten
• Entlastung der Wirtschaft um rund 1 Mrd. Euro jährlich
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2025

NKR-Gutachten: Bündelung im Föderalstaat
• Analyse der Aufgabenverteilung im födera-

len System und ihrer Auswirkungen auf Leis-
tungsfähigkeit und Effizienz der Verwaltung

• Identifikation von Bündelungspotenzialen
durch verbesserte Vollzugsstrukturen, Ko-
operation und Standardisierung von Verwal-
tungsaufgaben

Schlussbericht der „Initiative für einen hand-
lungsfähigen Staat“ unter Schirmherrschaft 
des Bundespräsidenten
• Zahlreiche Empfehlungen greifen Vorschläge

des NKR auf

77-Punkte-Papier zum Bürokratieabbau
• Konkrete Beispiele zur Reduzierung von

Bürokratie und Verwaltungsaufwand
• NKR als Impulsgeber für Reformmaßnahmen

der Bundesregierung

NKR/StBA-Projekt:  
Schneller zur Anlagengenehmigung
• Entwicklung eines umfassenden Maßnah-

menpakets, das konkrete Ansatzpunkte für
effizientere Verfahren aufzeigt – auf Basis von
Befragungen von über 800 Mitarbeitenden
im Vollzug

NKR-Positionspapier zum  
Fernunterrichtsschutzgesetz (FernUSG)
• Empfehlung zur vollständigen Abschaffung 

eines überholten Gesetzes
• Beispiel für systematische Überprüfung

und Streichung nicht mehr notwendiger
Regulierung

Modernisierungsagenda Bund
• Reformprogramm zur Verwaltungsmoderni-

sierung und zum Bürokratieabbau
• Zahlreiche Maßnahmen greifen Vorschläge

des NKR auf, u. a. Stärkung der Frühphase
der Gesetzgebung, ambitionierte Bürokratie
abbauziele, Effizienzziele und Bündelung
innerhalb der Bundesverwaltung

Modernisierungsagenda Föderal
• Reformagenda von Bund und Ländern zur

Verwaltungsmodernisierung
• Mehrere Maßnahmen basieren auf Vorschlä-

gen des NKR, u. a. ambitionierte Entlastungs-
ziele bei Berichtspflichten, Bündelung von
Verwaltungsleistungen, Beschleunigung von
Planungs- und Genehmigungsverfahren; fast
die Hälfte der NKR-Vorschläge zum konkre-
ten Bürokratieabbau werden aufgegriffen

Festlegung von Abbauzielen durch 
Bundesregierung
• Abbau von 15 Mrd. Euro Bürokratiekosten

und 10 Mrd. Euro Erfüllungsaufwand bis
Ende der Legislatur – eine langjährige
Forderung des NKR

Punkte-Papier  
zum Büroktieabbau77

Drucksache 21/8850 Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode– 22 –

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



23

• Seit 2006
NKR-Stellungnahmen: 3 972
Geprüfte Regelungsvorhaben: 7 420

• Pro Jahr
durchschnittlich 380 geprüfte Regelungs­
vorhaben, davon 110 Gesetze,
220 Verordnungen und 50 Sonstige

• Durchgeführte Digitalchecks seit 2023: 1 005

2026

Wechsel ins Bundesministerium für Digitales 
und Staatsmodernisierung (BMDS)

Abschlussbericht der Sozialstaatskommission
• Empfehlungen für eine effizientere Organisa-

tion des Sozialstaats; Beiträge des NKR u. a. zu
Verfahrensvereinfachungen, Pauschalierun-
gen, Vereinheitlichungen von Rechtsbegriffen 
und Digitalisierung werden aufgegriffen

Reform der „One in, one out“-Methodik
• Anpassung der Berechnungssystematik nach

langjähriger Forderung des NKR
• Streichung bisheriger Ausnahmen zur

konsequenteren Anwendung

NKR übernimmt den Vorsitz des 
RegWatchEurope-Netzwerkes 
• Ausrichtung der internationalen NKR-

Veranstaltung „Weniger Bürokratie 
durch bessere EU-Gesetzgebung“ mit
Bundesminister Dr. Karsten Wildberger 
und hochrangigen internationalen Gästen

NKR-Gutachten: Wirksam und praxisnah 
regieren durch Evaluierung und Praxischecks
• Analyse von über 120 Gesetzesevaluierungen

und rund 40 Praxischecks
• Systematische Überprüfung bestehender

Regelungen erhöht Wirksamkeit und redu-
ziert unnötige Bürokratie

• Evaluierungen, Praxischecks, verbindliche
Standards und Monitoring sollen bereits
in der Frühphase der Gesetzgebung stärker
genutzt werden

über 
Gesetzes
evaluierungen

120
rund 
Praxischecks

40
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Bundesgesetze im Blick
Kontrollrat wünscht sich zum 20. Geburtstag bessere Gesetze

Der Normenkontrollrat will, dass Bundesgesetze verständlich und in der Praxis 
gut umsetzbar sind. Woran das oft scheitert, erklären der alte und der neue Vorsitzende 
der Deutschen Presse-Agentur.

Von Anne-Beatrice Clasmann, dpa1

1	� Der folgende Beitrag erschien anlässlich des 20-jährigen Bestehens des NKR bei der Deutschen Presse-Agentur (dpa).  
Abdruck mit freundlicher Genehmigung.

Berlin (dpa) – Zu seinem anstehenden 
20. Jubiläum wünscht sich der Nationale
Normenkontrollrat (NKR) von der Bundes
regierung mehr Zeit zur Prüfung von Vorschlä-
gen aus den Ministerien und bessere Gesetze.
Darunter versteht das unabhängige Beratergre-
mium Gesetze, die für Unternehmen und Bürger
leicht zu verstehen sind und keinen unnötigen
bürokratischen Aufwand verursachen. „Wie wäre 
es mit einem Beschluss der Bundesregierung,

dass kein Gesetzentwurf im Bundeskabinett be-
raten wird, dessen Praxistauglichkeit nicht mit 
Vollzugsbehörde und Betroffenen vorher ge-
prüft worden ist?“, schlägt Johannes Ludewig 
vor, der den NKR in den ersten 16 Jahren geleitet 
hat. Denn so ein „Praxistauglichkeitstest“ müsste 
zwar eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein. 
Er sei in Deutschland bedauerlicherweise jedoch 
nicht die Regel, sondern die große Ausnahme. 

Quelle: dpa-Picture-Alliance
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Berater und Gutachter verdienen an 
überbordender Bürokratie
Lutz Goebel, der dem zehnköpfigen Gremium 
seit 2022 vorsteht, sagt: „Von einem schlecht 
funktionierenden Staat leben unglaublich viele 
Leute.“ Denn da, wo der bürokratische Aufwand 
besonders groß sei, brauche man „wahnsinnig 
viele Gutachter und Berater“.

Aus Sicht von Goebel und Ludewig zählt das 
sogenannte Heizungsgesetz zu den schlimms-
ten Gesetzen, mit denen sich der NKR in seiner 
nunmehr fast 20-jährigen Geschichte befasst hat. 
Und zwar gilt das nach ihrem Bekunden sowohl 
für die alte Regelung aus der Zeit von Bundes-
wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) 
als auch für den von seiner Amtsnachfolgerin 
Katherina Reiche (CDU) vorgelegten Entwurf. 
„Das neue Gebäudemodernisierungsgesetz ist ein 
fauler Kompromiss zwischen vier Ministerien, 
wahrscheinlich ist es deshalb so unverständlich“, 

sagt Goebel. Das in der Zeit von Habeck beschlos-
sene Gebäudeenergiegesetz habe den Erfüllungs-
aufwand so stark in die Höhe getrieben wie kein 
anderes Gesetz. 

Um den „Erfüllungsaufwand“ eines Gesetzes zu 
messen, wird geschätzt, wie viel Zeit und Geld 
Unternehmen, Bürger und Behörden aufwen-
den müssen, um es zu befolgen. Das können etwa 
Kosten für Software sein oder Zeit, die Mitarbeiter 
brauchen, um ein Formular auszufüllen. 

Wenige Stunden reichen nicht zur Prüfung 
eines Gesetzentwurfs 
Das Gesetz, mit dem der NKR ins Leben gerufen 
wurde, trat am 18. August 2006 in Kraft. Der Rat 
hat die Aufgabe, sich für weniger Bürokratie ein-
zusetzen. Konkret prüft das Gremium Gesetzent-
würfe der Bundesregierung dahingehend, ob:

• die Kosten richtig dargestellt werden
• es praxistauglichere Alternativen gibt
• die Ministerien eine digitale Umsetzung

von Beginn an mitgedacht haben

Damit der NKR seine 
Aufgaben erfüllen könne, 
müsse er frühzeitig in den 
Prozess eingebunden werden, fordert Goebel. Die 
finale Fassung des neuen Heizungsgesetzes etwa 
habe er erst wenige Stunden vor dem Kabinetts-
beschluss zu sehen bekommen. „Da konnten wir 
kaum noch Einfluss nehmen.“ Deshalb habe der 
Normenkontrollrat seine Kritik dann öffentlich 
gemacht und gesagt, „dass es so nicht geht“.

„Das neue Gebäudemodernisierungs­
gesetz ist ein fauler Kompromiss 

zwischen vier Ministerien, 
wahrscheinlich ist es deshalb  

so unverständlich“
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Wer hat den längsten Hebel?

Sein Vorgänger sieht vor allem zwei Politiker 
in der Pflicht, wenn es darum geht, Bürokratie
monster zu verhindern: Kanzleramtsminister 
Thorsten Frei* (CDU) und Bundesdigitalminister 
Karsten Wildberger.  

Wenn ein Entwurf abgeliefert werde, der einen 
massiven Erfüllungsaufwand auslöse, müsse der 
Kanzleramtschef den beteiligten Ministerien klar-
machen, dass er den Gesetzentwurf so lange nicht 
auf die Tagesordnung des Kabinetts setze, bis aus-
reichend nachgebessert wurde, fordert Ludewig. 
„Auch Minister Wildberger, der ja von der Jobbe-
schreibung her dafür zuständig ist, legt – soweit 
ich dies von außen beurteilen kann – in solchen 
Fällen keinen Vorbehalt ein“, kritisiert Ludewig. 
In puncto Bürokratie brauche es in Deutschland 
einen „Kulturwandel“, sagt der 81-Jährige, der als 
ehemaliger Staatssekretär und früherer Bahn-
Vorstandschef sowohl die Ministerialbürokratie 
als auch die Unternehmerseite kennt.

* �Zum Zeitpunkt des Interviews war Thorsten Frei Chef des Bundeskanzleramts.
Nina Warken ist seit dem 29. Juli 2026 Chefin des Bundeskanzleramts.

Zum Jubiläum auch 

versöhnliche Worte
Goebel, der rund zehn Jahre jünger ist und 
Erfahrungen als Familienunternehmer mit-
bringt, sagt, der Normenkontrollrat habe 
vor einigen Jahren angefangen, selbst kon-
krete Vorschläge für den Abbau unnötiger 
Bürokratie zu machen. Einige davon seien 
dann auch umgesetzt worden. Zum Beispiel 
werde bei der Auszahlung von Kurzarbeiter-
geld nur stichprobenartig geprüft anstatt in 
jedem Einzelfall. Das Argument des NKR: 
„Die flächendeckende Prüfung würde er-
heblich mehr kosten, als man durch die 
Aufdeckung von Missbrauch maximal ein-
sparen könnte.“ Kontrollen sollten daher auf 
Fälle beschränkt werden, in denen es um 
besonders hohe Summen geht oder wenn 
eine Firma in der Vergangenheit schon 
einmal auffällig war. Ohnehin gibt es beim 
Kurzarbeitergeld hinterher eine sogenannte 
Abschlussprüfung. 

Keine aufwendige Ausschreibung 
mehr vor Putz-Auftrag  
Für Entlastung gesorgt habe auch die Anhebung der Schwellenwerte zur 
Bestimmung der Unternehmensgrößenklassen in der Zeit der Ampel-
Regierung um 25 % und dass kleinere Aufträge der öffentlichen Hand 
nicht mehr europaweit ausgeschrieben werden müssten. „Da reden wir 
über einfache Dinge wie einen Rahmenvertrag mit einer Reinigungsfirma, 
die in einem Ministerium für Sauberkeit sorgen soll“, sagt Goebel.

Einig sind sich der heutige NKR-Vorsitzende und sein Vorgänger auch in 
einem weiteren Punkt: Man sollte Bürgerinnen und Bürgern grundsätz-
lich weniger misstrauen.

„Da reden wir über 
einfache Dinge 

wie einen 
Rahmenvertrag 

mit einer 
Reinigungsfirma, 

die in einem 
Ministerium 

für Sauberkeit  
sorgen soll“
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1.1 Deutlich weniger Erfüllungsaufwand, zu­
sätzliche Belastung bei den Bürokratiekosten

Im zwanzigsten Jahr seines Bestehens freut sich 
der NKR über ein ungebrochen hohes Interesse 
an seiner Arbeit und den von ihm bearbeiteten 
Themen. Auch mehr als ein Jahr nach Errichtung 
des Bundesministeriums für Digitales und Staats-
modernisierung (BMDS) steht der Abbau von un-
nötiger Bürokratie weit oben auf der politischen 
Agenda. Erste Fortschritte werden inzwischen 
sichtbar: Im Vergleich zum Vorjahr ist der jährli-
che Erfüllungsaufwand deutlich gesunken. Einen 
großen Anteil daran hat die Verabschiedung des 
Gebäudemodernisierungsgesetzes. Auch wenn 
damit keine unmittelbar spürbare Entlastung zu 
erwarten ist, wurden auch weitere entlastende 
Vorhaben auf den Weg gebracht. Diese Maßnah-
men führten dazu, dass der jährliche Erfüllungs-
aufwand auf das niedrigste Niveau seit dem Jahr 
2020 gefallen ist (mehr dazu in Kapitel 5).

Dies ist nicht zuletzt das Ergebnis eines konzer-
tierten und strategischen Ansatzes: Der Bund hat 
mit dem Beschluss der Modernisierungsagenda 

Bund (MoA Bund) am 1. Oktober 2025 nach 
weniger als einem halben Jahr der Koalition aus 
CDU/CSU und SPD ein deutliches Signal für 
Staatsmodernisierung und gegen bürokratische 
Belastungen gesetzt. Aus Absichtserklärungen im 
Koalitionsvertrag wird Regierungshandeln. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung ge-
meinsam mit den Ländern am 4. Dezember 2025 
eine föderale Modernisierungsagenda (MoA Fö-
deral) vereinbart, welche die MoA Bund ergänzt 
und wichtige Maßnahmen derselben Stoßrich-
tung enthält. Der Abbau unnötiger Bürokratie ist 
in beiden Agenden zentral. Das ist der richtige 
Weg. Denn nur wenn die im Koalitionsvertrag 
festgeschriebenen Abbauziele für Bürokratie-
kosten (25 % weniger) und laufenden Erfüllungs-
aufwand (10 Mrd. Euro pro Jahr weniger) oberste 
Handlungsmaxime der Regierungsarbeit sind, 
entsteht der notwendige Druck im System, um 
spürbare Entlastungen zu erreichen. 

Dennoch wird in diesem NKR-Jahresbericht 
immer wieder deutlich: Bürokratieabbau bleibt 
eine Gemeinschaftsaufgabe für die gesamte 
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Abbildung 1: Jährlicher Erfüllungsaufwand seit 2011
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Bundesregierung. Und genau daran mangelt 
es noch an vielen Stellen. Denn auch wenn der 
Digital- und Staatsmodernisierungsminister das 
Thema wöchentlich am Kabinettstisch vertritt, 
kann das BMDS nur Vorschläge zum Abbau im 
Rahmen seiner eigenen Zuständigkeiten machen 
und ansonsten immer wieder an den restlichen 
Ressortkreis appellieren. Die großen Belastungs-
berge liegen weiterhin in der Federführung an-
derer Ministerien, wie dem Finanz-, Justiz- und 
Gesundheitsministerium.

Während beim Erfüllungsaufwand eine kla-
re, positive Tendenz erkennbar ist, sinken die 
Bürokratiekosten im Berichtszeitraum nicht. 
Im Gegenteil: Sie steigen. Dies ist primär auf die 
Verabschiedung der CSRD-Umsetzung zurück-
zuführen (mehr dazu in Kapitel 5).

BMDS treibt die Staatsmodernisierung  
mit Nachdruck voran – umsetzen müssen 
sie alle Ressorts

Seit seiner Errichtung hat das BMDS Debatten 
vorangetrieben, die Aktivitäten in den Bereichen 
der Staatsmodernisierung und (Verwaltungs-)
Digitalisierung geprägt und auf die Umsetzung 
der ambitionierten Ziele des Koalitionsvertrags 
hingewirkt.

Wie bereits im Vorjahr angekündigt, dokumen-
tiert dieser Bericht auch 2026 transparent den 
Umsetzungsstand des Koalitionsvertrags (siehe 
Auswertung im Anhang). Nach etwas mehr als 
einem Jahr Regierungszeit ermöglicht der NKR 
so eine erste belastbare Zwischenbilanz. 

Dabei zeigt sich: Trotz der Bündelung zentra-
ler Zuständigkeiten ist das BMDS weiterhin nur 
für einen Teil der Vorhaben federführend ver-
antwortlich – die Ziele des Koalitionsvertrags 
können nur dann umgesetzt werden, wenn die 

übrigen Ressorts das BMDS mit eigenen Bei-
trägen unterstützen und sich die Ziele selbst zu 
eigen machen. 

Bei der Erarbeitung der Modernisierungsagen-
den wurde deutlich, dass es oft an einer koordi-
nierten Zusammenarbeit zwischen den Ressorts 
fehlt. Der Whole-of-Government-Ansatz, der 
durch das gemeinsame Setzen von Prioritäten 
über Ressortgrenzen hinweg dabei helfen soll, 
Regierungsprogramme durch integrierte Steue-
rung kohärenter umzusetzen, hat sich bisher nur 
teilweise von einer Absichtserklärung im Koali-
tionsvertrag zum Regierungsprogramm ent-
wickelt. Nicht alle Ministerien folgen ihm. Hier 
muss ein tiefgreifender Kulturwandel stattfin-
den, der im ersten Jahr der neuen Bundesregie-
rung noch nicht erkennbar ist. 

Dass es den Whole-of-Government-Ansatz drin-
gend braucht, zeigt sich besonders gut am Zent-
rum für Legistik (ZfL), das vom BMDS nach dem 
Übergang aus dem Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz (BMJV) auskömmlich 
finanziert und schlagkräftig aufgestellt wurde. 
Das ZfL arbeitet für alle Bundesministerien an 
der Querschnittsaufgabe der Modernisierung 
des Rechtsetzungskreislaufs und konzentriert 
sich dabei besonders auf die so wertvolle – aber 
bisher nicht ausreichend genutzte – Frühphase 
der Gesetzgebung. Das Vorhaben zählt aus Sicht 
des NKR zu einem der wichtigsten Ziele der MoA 
Bund und kann vor allem dann Wirkung ent-
falten, wenn das ZfL alle Bundesministerien bei 
der Erarbeitung von Gesetzentwürfen in der 
frühen Phase unterstützen kann. Sein Erfolg 
hängt maßgeblich davon ab, ob die Frühphase 
über eine kraftvolle Anpassung der Gemeinsa-
men Geschäftsordnung der Bundesregierung 
(GGO) effektiv in die Praxis der Gesetzgebung 
eingebettet wird und wie groß die Bereitschaft 
der anderen Ressorts ist, diese neue Frühphase 
für eigene Gesetzesprojekte anzuwenden. Denn 
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wenn Gesetzgebung im Eiltempo mit viel zu kur-
zen Fristen der Regelfall bleibt und wohlüberleg-
te, gut vorbereitete Vorhaben die Ausnahme sind, 
kann die neue Frühphase ihre Wirkung nicht 
entfalten. In Kapitel 2.1 hat der NKR auch dieses 
Jahr wieder aufbereitet, wie es um die Fristen im 
Gesetzgebungsprozess bestellt ist: Nach wie vor 
sind eklatante Defizite erkennbar.

Für den NKR zeigt sich: Das BMDS einzurichten 
war und ist die richtige Entscheidung. Die Im-
pulse des ersten Jahres seit Bestehen des Ressorts 
sind sichtbar und potenziell wirkungsstark. Um 
dauerhaft die Modernisierung des Staates und 
dessen konsequente Digitalisierung zu beschleu-
nigen, muss die gesamte Regierung Staatsmoder-
nisierung als Chance begreifen. Nur so kann ein 
wirkungsvolles querschnittliches Handeln der 
Bundesregierung ermöglicht werden – insbeson-
dere beim Abbau von Bürokratie und der Über-
arbeitung der staatlichen Strukturen. 

Die vom BMDS im Rahmen der MoA Bund an-
gestoßenen Initiativen, die den Ansatz mit Leben 
füllen sollen, weisen in die richtige Richtung. Für 
ein abschließendes Urteil darüber, ob sie erfolg-
reich sein werden, ist es jetzt noch zu früh. Der 
weitere Verlauf der Legislaturperiode wird zei-
gen, wo zusätzlicher Handlungsbedarf besteht.

Modernisierung von Strukturen geht nur 
im Schulterschluss von Bund, Ländern und 
Kommunen

Die Erarbeitung und Verabschiedung der MoA 
Föderal erfolgte unter Federführung des Bundes-
kanzleramts, da sie eng mit den Vorbereitungen 
der Konferenz der Ministerpräsidentinnen und 
Ministerpräsidenten (MPK) verzahnt war. Die 
Aushandlung war ein Kraftakt, letztlich konnte 
aber ein aus Sicht des NKR vielversprechendes 
Beschlussdokument verabschiedet werden. Mit 

insgesamt 237 Maßnahmen in fünf Handlungs-
feldern, die sich an die MoA Bund anlehnen, 
einigten sich die Regierungschefinnen und -chefs 
der Länder mit dem Bundeskanzler auf umfang-
reiche Prüf- und Umsetzungsaufträge.

Der Reformanspruch des Beschlusstextes kann 
sich sehen lassen. In die MoA Föderal fließen eine 
Reihe von Maßnahmen ein, die der NKR in der 
Vergangenheit nachdrücklich gefordert hat: Sie 
greift beispielsweise im Bereich Planungs- und 
Genehmigungsverfahren viele Vorschläge aus 
dem Gemeinschaftsprojekt mit dem Statistischen 
Bundesamt „Schneller zur Anlagengenehmigung“ 
auf (siehe Kapitel 2.3). Hierzu gehören insbeson-
dere die Reduzierung von Dokumentationsauf-
wänden bei der Umweltverträglichkeitsprüfung, 
das Fakultativstellen von Erörterungsterminen 
sowie das Ersetzen von Genehmigungspflichten 
durch Anzeigeverfahren. Auch die Beschlüsse 
zum Bürokratieabbau spiegeln Vorschläge des 
NKR wider: Darunter die Vereinfachung von 
Förderbedingungen, eine verhältnismäßige Aus-
gestaltung von Arbeitsschutzmaßnahmen, die 
Anpassung von Bagatellgrenzen und der Abbau 
von Schriftformerfordernissen.

Der erste Zwischenbericht zur MoA Föderal 
zeigt, dass wichtige Maßnahmen angestoßen 
und bereits teilweise realisiert wurden. Für den 
NKR ist aber klar: Wirksam wird die MoA Fö-
deral erst dann, wenn eine systematische Um-
setzung, ein kontinuierliches Monitoring und 
klare Zuständigkeiten erkennbar werden. Bis 
dahin ist es noch ein weiter Weg: Zwar macht 
der erste Zwischenbericht transparent, welche 
Maßnahmen angegangen wurden, ein dauer-
haftes Monitoring gibt es jedoch bisher nicht. 
Außerdem sind die Arbeiten an der Bündelung 
des Verwaltungsvollzugs aus Sicht des NKR wei-
terhin ausbaufähig. Auch die Kommunen warten 
weiterhin auf strukturelle Entlastungen und 
die Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen. 
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Um diese nachhaltig zu erreichen, muss auch 
der Zukunftspakt ambitioniert erarbeitet und 
kraftvoll umgesetzt sowie die Aufgabenlast der 
Kommunen real verringert werden. Es braucht 
Zeit, Ausdauer, mutiges Voranschreiten und das 
gemeinsame Engagement von Bund, Ländern 
und Kommunen, um den Staat erfolgreich zu 
modernisieren.

Die wichtigsten Hebel: Verwaltungsdigitalisie-
rung und Modernisierung des Sozialstaats

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsver-
trag vorgenommen, einen Deutschland-Stack 
zu bauen. Dabei ist ein Paradigmenwechsel zu 
beobachten: Weg vom Klein-Klein einzelner On-
line-Services hin zu einer IT-Gesamtarchitektur 
für Deutschland – eine langjährige Forderung 
des NKR. Im Berichtszeitraum hat der IT-Pla-
nungsrat die ersten Weichen für verbindliche 
Standards von Komponenten dafür gestellt. Den 
Plattformkern bilden Komponenten zur Iden-
tifizierung (Europäische Digitale Brieftasche, 
EUDI-Wallet), zur Bezahlung von anfallenden 
Gebühren sowie zum Datenaustausch bei Regis-
terabrufen über das Nationale Once-Only-Tech-
nical-System (NOOTS). Der IT-Planungsrat und 
das BMDS haben hier erste Grundsatzentschei-
dungen getroffen, sind damit aber noch nicht 
am Ziel. Nun braucht es aus Sicht des NKR eine 
echte Digitalagentur, die den Plattformansatz 
technisch umsetzt. Durch die Bündelung der 
derzeit fragmentierten und mit unterschiedli-
chen Anreizsystemen gesteuerten Dienstleister 
des Bundes für die Verwaltungsdigitalisierung 
könnte der Whole-of-Government-Ansatz gelebt 
werden (mehr in Kapitel 2.2).

Der NKR sieht auch erhebliches Entlastungs-
potenzial in einer Reform der Sozialstaats-
strukturen. Das NKR-Gutachten „Wege aus der 
Komplexitätsfalle“ hat dazu beigetragen, dass die 
Bundesregierung gleich zu Beginn der Legisla-
turperiode eine Kommission zur Sozialstaats-
reform (KSR) eingesetzt hat. Deren Empfeh-
lungen an die Bundesregierung liegen seit dem 
27. Januar 2026 vor und sind vielversprechend:
Insbesondere die vorgeschlagenen Verfahrens-
vereinfachungen, Pauschalierungen und Ver-
einheitlichungen von Rechtsbegriffen bergen
großes Entlastungspotenzial. Zusätzlich arbeitet
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) an der Bündelung von Leistungen. Das
BMAS hat zur Umsetzung der KSR-Empfeh-
lungen das Expertengremium „Digitalisierung
Sozialstaatsreform“ eingesetzt, das die Länder,
Kommunen und die Bundesagentur für Arbeit
systematisch einbezieht. Damit sind erste wich-
tige Schritte getan – entscheidend wird aber sein,
dass möglichst viele der Vorschläge bis zum Ende
des Jahres 2027 tatsächlich umgesetzt werden
(mehr in Kapitel 2).

Licht und Schatten in der Umsetzung

Die Bundesregierung hatte in ihrem Koalitions-
vertrag neben langfristigen Maßnahmen zum 
Abbau von Bürokratie auch ein sogenanntes 
„Sofortprogramm“ angekündigt – im Mai 2025 
wurde es unter dem Titel „Verantwortung für 
Deutschland“ veröffentlicht. Enthalten waren 
u. a. folgende Maßnahmen, die bisher nicht (voll-
ständig) umgesetzt wurden:

• Die Abschaffung des nationalen Lieferketten­
sorgfaltspflichtengesetzes (LkSG): Das Bundes
kabinett hat eine Aussetzung der Berichtspflich-
ten nach dem LkSG beschlossen. Allerdings
bleibt die vom Kabinett verabschiedete LkSG-
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Novelle deutlich hinter den Möglichkeiten für 
eine weitergehende Entlastung zurück. Der NKR 
hat in seiner Stellungnahme Vorschläge für grö-
ßere Entlastungen unterbreitet.

QR-Code scannen 
Stellungnahme NKR-Nr. 7802

• Die Abschaffung der Bonpflicht: Die Bundes-
regierung hat im Juni 2026 angekündigt, die
Bonpflicht zunächst zu lockern und die Ausgabe
schrittweise zu digitalisieren. Ein endgültiger
Gesetzentwurf lag zum Redaktionsschluss
dieses Berichts noch nicht vor.

• Die Abschaffung von 20 % der Verwaltungs­
vorschriften des Bundes: Eine Umsetzung ist
für den NKR nicht erkennbar.

Insgesamt lässt sich festhalten: Die Bundesregie-
rung hat in ihrem ersten Jahr wichtige Weichen 
für die Modernisierung von Staat und Verwal-
tung gestellt. Auch die Länder ziehen an vielen 
Stellen mit. Kritisch sieht der NKR aber vor al-
lem, dass die Kommunen noch zu selten mit am 
Verhandlungstisch sitzen, obwohl sie die maß-
geblichen Akteure einer Umsetzung sind – hier 
muss dringend nachgesteuert werden.

Die Herausforderung bis Ende 2026 und auch im 
Folgejahr wird es sein, die gefassten Beschlüsse 
tatsächlich umzusetzen. Die gesamte Bundes-
regierung muss das von ihr selbst im Koalitions-
vertrag beschriebene Zielbild eines bürokratie-
armen, digitalen und von einer Vertrauenskultur 
geprägten Staates jetzt auch endlich selbst leben. 
Die Zeit von Kompromissen, die auf Kosten der 
Praxistauglichkeit von Regelungen gehen, ist ab-
gelaufen. 

Die Bundesregierung sollte einen noch größeren 
Fokus darauf legen, ihre Aktivitäten besser zu 
erklären, Transparenz über ihr Modernisierungs-
programm herzustellen und Erfolge auch öffent-
lich zu kommunizieren. Nur so entsteht ein zu-
kunftsgerichtetes Bild staatlichen Handelns, das 
Reformen als positive Notwendigkeit erkennbar 
werden lässt, die sich nicht in Konsolidierung 
und dem Abbau von Strukturen erschöpft. Denn 
es geht um nicht weniger als die dauerhafte Si-
cherstellung der flächendeckenden Handlungs-
fähigkeit unseres Staates.

Kurz nach Ende des Berichtszeitraumes für die-
sen NKR-Jahresbericht legte die schwarz-rote 
Koalition Anfang Juli 2026 ein Beschlusspapier 
vor, mit dem möglicherweise ein Paradigmen-
wechsel für die Verringerung der Bürokra-
tiekosten gelingen könnte: Mittels eines Be-
richtsentlastungsgesetzes sollen gesetzliche 
Berichtspflichten gegenüber staatlichen Stellen 
pauschal aufgehoben werden. Der NKR hält dies 
für einen mutigen Schritt, der allerdings auch 
erst in der Umsetzung seine volle Wirkung zei-
gen wird. Es ist nun besonders relevant, für alle 
Ressorts der Bundesregierung einen verbind-
lichen Prozess zu definieren, der für die Über-
prüfung der Berichtspflichten durchlaufen wird. 
Anschließend muss klar priorisiert werden, um 
das Instrument der Beweislastumkehr möglichst 
wirkungsvoll und zielgenau einzusetzen.
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1.2 Meilensteine der NKR-Arbeit 
im Berichtszeitraum

Konkreter Bürokratieabbau –  
eine Daueraufgabe für den NKR

Der NKR hat auch in diesem Berichtszeitraum 
Vorschläge für den konkreten Abbau von Büro-
kratie unterbreitet. Die von ihm veröffentlichte 
Liste mit anschaulichen Beispielen ist mittler-
weile auf 77 angewachsen. Ein besonders hervor-
stechendes Ziel ist die Überprüfung bestehender 
Gesetze und Behörden auf ihre Notwendigkeit. 
Für zwei konkrete Regelungen, bei denen aus 
Sicht des NKR Kosten und Nutzen nicht mehr in 
einem angemessenen Verhältnis stehen, hat er 
Handlungsbedarf erkannt. Denn Bürokratieab-
bau kann langfristig nur gelingen, wenn der Staat 
im Rahmen von Aufgabenkritik auch solche Auf-
gaben identifiziert, die aufgrund zu hoher Kosten 
und eines zu geringen Nutzens verzichtbar sind. 

Privatrechtliche Empfehlungen als Kostentreiber

In einer Anhörung hat sich der NKR mit der 
Rolle von DIN-Normen im Wohnungsbau befasst 
und untersucht, wie sie zu steigenden Baukos-
ten beitragen können. Seine Erkenntnisse hat er 
in einem Positionspapier zusammengefasst, das 
ergründet, inwiefern Normsetzung zur Kos-
tensenkung genutzt werden kann und welche 
Bedingungen erfüllt sein müssen, um Kosten
steigerungen zu vermeiden (siehe Kapitel 3). 

Vorsitz bei RegWatchEurope 

Der NKR hat neben der laufenden Prüfung und 
Beratung zu Vorhaben der Bundesregierung 
auch im aktuellen Berichtszeitraum eine Reihe 
von Projekten vorangetrieben. Mit der Veröffent-
lichung eines Gutachtens zu Evaluierungen und 
Praxischecks (mehr in Kapitel 2.1) möchte der 
NKR die Bundesregierung dabei unterstützen, 
den Nutzen dieser Instrumente zukünftig zu 
erhöhen. Außerdem hat der NKR eine Bestands-
aufnahme zu einem möglichen Datengesetzbuch 
(mehr in Kapitel 2.2) anfertigen lassen, um Büro-
kratie im Datenrecht abzubauen und den Vollzug 
praxistauglicher zu gestalten.

Außerdem war insbesondere die Arbeit im euro-
päischen Netzwerk unabhängiger Beratungs- 
und Aufsichtsgremien, RegWatchEurope (RWE), 
von besonderer Relevanz im Berichtszeitraum. 
Der Vorsitz des Netzwerks rotiert jährlich; nach 
Schweden (2024) und Dänemark (2025) hat der 
NKR den Vorsitz für 2026 übernommen. Der 
NKR hat hierbei einen Strategieprozess angesto-
ßen, um die RWE-Aktivitäten noch wirkungs-
orientierter auszurichten, und eine hochkarätig 
besuchte Veranstaltung mit internationalen 
Gästen unter dem Titel „Europa gemeinsam bes-
ser machen – Bürokratierückbau über Grenzen 
hinweg“ abgehalten (mehr in Kapitel 4).
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1.3 Wirksamkeit des NKR im Berichts­
zeitraum 

Wie wirksam ist der NKR? Vielfach wird der 
NKR mit der Kritik konfrontiert, dass trotz seiner 
jahrelangen Bemühungen der Bürokratieab-
bau nur schleppend, wenn überhaupt, voran-
kommt. Allerdings gilt es zweierlei zu berück-
sichtigen: Erstens kann der NKR die Bürokratie 
nicht selbst abbauen, sondern ist hierzu auf das 
Regierungshandeln angewiesen. Zudem kann 
nur gemutmaßt werden, wie viel dramatischer 
der Bürokratieaufwuchs heute ohne den NKR 
als „Bürokratie-Watchdog“ wäre. Zweitens gibt 
es zahlreiche Beispiele von sog. „stillen Erfolgen“, 
bei denen die Wirksamkeit des NKR eher indirekt 
zum Tragen kommt, die aber mit zum Teil erheb-
lichen (auch monetarisierbaren) Entlastungen 
einhergehen. Dazu gehört im Berichtszeitraum 
primär die Umsetzung von drei konkreten Büro-
kratieabbauvorschlägen des NKR. Sie entlasten 
Wirtschaft und Verwaltung um insgesamt knapp 
600 Mio. Euro pro Jahr (mehr in Kapitel 3). Der 
Großteil dieser Entlastungen geht auf Vereinfa-
chungen des Vergaberechts zurück. Insbesondere 
das Anheben der Wertgrenze für Direktvergaben 
entlastet die Normadressaten und -adressatin-
nen erheblich. Im Tierarzneimittelgesetz konnte 
sogenanntes Goldplating, also das Hinzufügen 
von unnötigen Extras bzw. das Übererfüllen von 
Vorgaben, vermieden und der Schwellenwert zur 
Bestellung von Sicherheitsbeauftragten angeho-
ben werden.

Die Wirksamkeit des NKR erschöpft sich nicht in 
seinen Stellungnahmen oder Gutachten, sondern 
zeigt sich zunehmend auch in politischen Ent-
scheidungen und Reformvorhaben auf Bundes-, 
Länder- und europäischer Ebene. Zahlreiche Emp-
fehlungen des Rates haben im Berichtszeitraum 
Eingang in konkrete Maßnahmen gefunden:

• Im Bereich der Verwaltungsdigitalisierung ver-
folgt die Bundesregierung mittlerweile einen
Plattformansatz mit einer gemeinsamen digi-
talen Gesamtarchitektur (Deutschland-Stack
und Deutschland-Architektur). Dieser setzt
auf einheitliche Standards, wiederverwend-
bare Basiskomponenten und einen gemeinsa-
men Plattformkern. Damit greift die Bundes-
regierung zentrale Empfehlungen des NKR zur
Standardisierung und stärkeren Bündelung
digitaler Infrastruktur auf.

• Auch die MoA Bund enthält viele Forderungen
des NKR: Dazu zählen u. a. die ressortschar-
fen Bürokratieabbauziele und die Einführung
einer neuen Frühphase der Gesetzgebung mit
dem Leitgedanken „Erst der Inhalt, dann die
Paragrafen“ – so bereits der Titel eines NKR-
Gutachtens von 2019, der auch Eingang in den
Koalitionsvertrag gefunden hat.

• In der gemeinsam von Bund und Ländern ver-
abschiedeten MoA Föderal finden sich ebenfalls
viele Vorschläge des NKR, u. a. zum Abbau von
Formerfordernissen, zur Vereinfachung von 
Verwaltungsverfahren, zur verhältnismäßigen
Ausgestaltung von Arbeitsschutzmaßnahmen, 
zur Konzeptionierung und Ausgestaltung von
Aufgabenbündelung und zur Beschleunigung
von Planungs- und Genehmigungsverfahren.

• Auch auf europäischer Ebene hat der NKR Im-
pulse gesetzt: Im Rahmen der deutschen Präsi-
dentschaft von RegWatchEurope im Jahr 2026
trieb der NKR die strategische Weiterentwick-
lung des Netzwerks voran, um die Anliegen der
Besseren Rechtsetzung und des Bürokratie
abbaus künftig noch wirksamer zu verankern.
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Work-and-Stay-Agentur 

Die Bundesregierung plant mit der Work-and-Stay-Agentur (WSA) eine zentrale digitale Plattform für 
die Fachkräfteeinwanderung nach Deutschland. Ziel ist es, Anträge künftig über ein zentrales Online-
Portal zu stellen, Verfahren transparenter und schneller zu gestalten und Aufgaben zu bündeln. Bun-
deskanzler Friedrich Merz bezeichnet das Vorhaben als „vermutlich größtes Digitalprojekt dieser Legis-
laturperiode“. Der NKR begrüßt die Entscheidung zur Einrichtung der WSA als ersten wichtigen Schritt. 
Gleichzeitig ist aus Sicht des NKR eine digitale Plattform allein nicht ausreichend. Die Verfahren zur 
Erwerbsmigration müssen grundlegend vereinfacht sowie beschleunigt werden und daher Bund und 
Länder sich auf eine ambitionierte Reform einigen. Entscheidend ist, dass mit der Digitalisierung eine 
Vereinfachung der Verfahren einhergeht und Aufgaben tatsächlich gebündelt werden, sodass mehr 
Transparenz und Verständlichkeit geschaffen werden, sowohl für die Antragstellerinnen und Antrag-
steller als auch für die Verwaltung. Zu dem Schluss kommt auch eine Machbarkeitsstudie der Bundes
regierung aus 2024 zur Zentralisierung der Erwerbsmigrationsverfahren, die eine sog. Tandem-Lösung 
empfiehlt. Die damit einhergehende Bündelung der Zuständigkeiten beim Bundesamt für Auswärtige 
Angelegenheiten (BfAA) in Kooperation mit der Bundesagentur für Arbeit (BA) würde die lokalen 
Ausländerbehörden entlasten. In der Bundesregierung wird derzeit noch darüber beraten, wie weit 
diese organisatorische Neuaufstellung gehen soll. 

Innerhalb eines Jahres hat die Bundesregierung 
drei Reformprogramme im Eiltempo voran-
getrieben: MoA Bund, MoA Föderal sowie den 
Zukunftspakt von Bund, Ländern und Kom-
munen. Der NKR begrüßt diese ambitionierte, 
thematisch breit aufgestellte Reformbewegung. 
Die Bundesregierung zeigt bereits zu Beginn der 
Legislaturperiode, dass sie mit einer Kombinati-
on aus Bürokratieabbau, Rechtsvereinfachungen, 
Verfahrensbeschleunigungen, Digitalisierung 
und Aufgabenbündelung Bürgerinnen und Bür-
ger, Unternehmen und die Verwaltung spürbar 
entlasten möchte.

Modernisierungsagenda Bund stärker steuern

Die MoA Bund vom Oktober 2026 benennt 
ambitionierte Ziele, die wegweisend für die 
Regierungsarbeit sind. Hierzu zählen insbeson-
dere der Abbau von Bürokratiekosten um 25 %, 
Erfüllungsaufwand um 10 Mrd. Euro, Personal-
abbau von 8 % sowie Sachkostenreduzierung um 
10 % in der Ministerial- und Bundesverwaltung. 
Strukturell will die Bundesregierung Quer-
schnitts- und Fachaufgaben bündeln, die Anzahl 
an Bundesbehörden und Verwaltungseinheiten 
reduzieren. Die Modernisierung der Bundesver-
waltung wird mit einem eigenen Effizienzfonds, 
einem Finanztopf für Reformprojekte der Bun-
desministerien und obersten Bundesbehörden, 

QR-Code scannen 
Stellungnahme des NKR zum Aufbau einer Work-and-Stay-Agentur 
für die Fachkräfteeinwanderung durch die Bundesregierung 
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vorangetrieben. Dieses Instrument wurde zudem 
vom Bundesminister der Finanzen durch die 
Zuweisung eines Einsparziels von 3 Mrd. Euro 
mit einem weiteren monetären Abbauziel für 
die Planung des Bundeshaushalts 2027 verbun-
den. Darüber hinaus hat die Bundesregierung 
in der MoA Bund jedoch auch Ziele formuliert, 
deren Erreichung schwieriger quantifizierbar ist. 
Hierzu zählt z. B. die „spürbare Reduzierung“ von 
EU-Durchführungsrechtsakten. Bisher kann die 
Bundesregierung vor allen Dingen vorweisen, die 
Umsetzung angestoßen zu haben: Der Abbau-
pfad für den Bürokratieabbau wurde eingeschla-
gen, das EinfachMachen-Portal gestartet, die Effi-
zienzanalysen begonnen und i-Kfz als bekanntes 
Bündelungsbeispiel neu vorangetrieben.

Nach einem Jahr MoA Bund wird die Agenda oft 
noch als Projekt des BMDS wahrgenommen – 
nicht als gemeinsames Reformvorhaben der 
gesamten Bundesregierung. Die Strukturen zur 
Steuerung und Umsetzung der MoA erscheinen – 
insbesondere in den Fachressorts – ausbaufähig. 
Hier liegt das strukturelle Problem: Wo Siloden-
ken dominiert, stockt die Umsetzung. Damit die 
MoA ihre Wirkung entfalten kann, braucht es 
eine stärkere zentrale Steuerung und spürbare 
Anreize für eine ressortweite Umsetzung. Das 
gilt besonders für den Bürokratieabbau und für 
strukturelle Reformen wie Aufgabenbündelun-
gen (siehe Infokasten Aufgabenbündelung). Die 
Instrumente sind vorhanden: Mit dem Effizienz-
fonds, einem Finanztopf für Reformprojekte der 
Bundesministerien, obersten Bundesbehörden 
und dem TransformationsHub, einem über-
geordneten Netzwerk der Bundesverwaltung, 
stehen querschnittliche Hebel bereit, die ressort-
übergreifende Veränderungen ermöglichen. Der 
TransformationsHub ist dem BMDS zugeordnet 
und dient der Organisation ressortübergrei-
fender Zusammenarbeit, dem Wissenstransfer, 
der verbindlichen Umsetzung und praxisnahen 
Weiterentwicklung der MoA Bund. Hierzu führt 

es insbesondere Werkstattgespräche durch. Ent-
scheidend ist nun, die Instrumente konsequent 
zu nutzen, um die Agenda mit Leben zu füllen.

Föderalen Umsetzungsdruck nutzen

Die MoA Föderal vom Dezember 2025 wird stark 
von den Ländern vorangetrieben und kann bei 
einer ambitionierten Umsetzung spürbare ge-
samtstaatliche Entlastungen bewirken. Zu den 
über 200 Maßnahmen zählen Bürokratieabbau-
maßnahmen, Verfahrensbeschleunigungen und 
strukturelle Reformen. 

Auf der Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) 
im Juni 2026 wurden erste Fortschritte bei So-
fortmaßnahmen und den Fokusmaßnahmen 
Bürokratieabbau, Schriftformerfordernisse, 
Genehmigungsfiktionen, Planungs- und Geneh-
migungsbeschleunigung, Bündelung von Ver-
waltungsleistungen, Work-and-Stay-Agentur, 
Reduktion von Reparaturzeiten und Förderver-
fahren behandelt. Beim Bürokratieabbau stoßen 
der Bund und die Länder Nordrhein-Westfalen 
und Baden-Württemberg ambitionierte Refor-
men für eine systematische Reduzierung von 
Berichtspflichten an. Dies ist ein starkes Signal 
für eine echte Kehrtwende. Unter der Fokusmaß-
nahme „Bürokratieabbau“ hat das BMDS eine 
Bestandsaufnahme und Bewertung in den Be-
reichen Berichts-, Nachweis-, Auskunfts-, Doku-
mentations-, Aufbewahrungs-, Evaluations- und 
Kontrollpflichten angestoßen. Eine grundlegen-
de Inventur ist ein wichtiger Schritt. Bei entspre-
chendem, gemeinsamem Willen aller Ressorts ist 
so eine umfassende Entlastung für Bürgerinnen 
und Bürger, Unternehmen und Verwaltung mög-
lich. Dazu sollten auch die bisherigen Standards 
im erforderlichen Umfang hinterfragt werden. 
Denn das Verhältnis zwischen Aufwand und 
Nutzen ist in Deutschland aus den Fugen geraten 
und muss dringend korrigiert werden.
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Bei der Bündelung von Verwaltungsleistungen 
konnten Bund und Länder erste Entscheidungen 
treffen, kommen aber insgesamt nur stockend 
voran (siehe Infokasten Aufgabenbündelung). 

Die Maßnahmen der MoA Föderal sind wie die 
Maßnahmen der MoA Bund mit klaren Fristen 
hinterlegt – jedoch erschweren manche Ziele das 
Monitoring von echten Umsetzungserfolgen: 
So kann die Verwaltungsdigitalisierung beim 
Deutschland-Stack erst mit der Umsetzung abge-
schlossen sein und nicht bereits mit Beschlüssen 
des IT-Planungsrates.

Der NKR begrüßt, dass die Fortschritte im Rah-
men der MPK gemonitort und gesteuert werden. 
Diese Aufmerksamkeit und Entscheidungen auf 
höchster politischer Ebene sind notwendig, um 
deutliche Bewegung in Bürokratieabbau und 
Staatsmodernisierung zu bringen. Insgesamt 
muss der NKR jedoch festhalten, dass die MoA 
Föderal bisher zu sehr im Prüfmodus verharrt – 
zu viele Prüfaufträge bremsen die notwendige 
Dynamik. Aus Ankündigungen müssen verbind-
liche Reformschritte werden. Hierfür braucht es 
ein strukturiertes, ambitioniertes Vorgehen auf 
Fachebene von Bund und Ländern.

Mit dem Zukunftspakt endlich die kommunale 
Perspektive einbinden

Für die Berücksichtigung der kommunalen 
Bedarfe wurde 2026 mit dem Zukunftspakt 
von Bund, Ländern und Kommunen ein drit-
ter Agenda-Prozess initiiert. Bund und Länder 
haben die Kommunen in diesem Zuge bei den 
Themen kommunalfreundliche Gesetzgebung, 
Ermessensspielräume, Bündelung, Experimen-
tierklauseln, Reallabore sowie Förderverfahren 
eingebunden.

Der NKR beobachtet weiterhin mit Sorge die zu-
nehmende Überlastung der Kommunalverwal-
tungen und dass die föderalen Verhandlungen zu 
entgegensteuernden Reformen nur schleppend 
vorankommen. Aus NKR-Sicht kann mit dem Zu-
kunftspakt – neben der Behandlung von Finan-
zierungsfragen – ein spürbarer Beitrag zur kom-
munalen Entlastung geleistet werden. Hierfür 
braucht es eine dauerhaft enge und ambitionierte 
Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Kom-
munen. Die Kommunen müssen dringend von 
ihrer hohen Aufgabenlast durch breit angelegte 
Maßnahmen entlastet werden und brauchen 
praxistaugliche Ermessensspielräume und Expe-
rimentiermöglichkeiten, um ihren Gestaltungs-
spielraum ohne neue Unsicherheiten zu erhöhen.

Staatsmodernisierung als ebenenübergreifendes 
Gesamtprojekt vorantreiben

Für die Wirksamkeit der Reformen sind Bund 
und Länder mit der Einbindung der kommunalen 
Ebene beim Zukunftspakt (und der Sozialstaats-
kommission) einen entscheidenden Schritt ge-
gangen. Ob die Trennung in drei Agenda-Prozesse 
mit Blick auf die enge Verzahnung der Aufgaben-
organisation von Bund, Ländern und Kommunen 
zur Wirklichkeit passt, wird sich zeigen. Insbe-
sondere die Erarbeitung des Zukunftspakts von 
Bund, Ländern und Kommunen hat zusätzliche 
personelle Ressourcen gebunden. Die Bundes-
regierung wird mit spürbaren Erfolgen beweisen 
müssen, dass ein solcher Pakt zusätzlich zur MoA 
Föderal notwendig war. Der Bund sollte gemein-
sam mit den Ländern die frühzeitige Einbindung 
der kommunalen Ebene bei der Modernisierung 
von Staat und Verwaltung reflektieren und Leh-
ren für eine effektivere Zusammenarbeit ziehen. 
Denn durch das späte Einbringen der kommu-
nalen Perspektive drohen Beschlüsse an der 
jeweiligen kommunalen Praxis und dem Digitali-
sierungsstand vor Ort zu scheitern und damit ihr 
Modernisierungspotenzial zu verlieren.
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Der NKR stellt fest: Bei rund 100 der über 200 
Maßnahmen kommen Überschneidungen und 
Abhängigkeiten zwischen den Modernisierungs-
agenden auf, die mühsam koordiniert werden 
müssen. Das liegt auch am Umfang der MoA 
Föderal und der Vielzahl von Akteuren, die Vor-
schläge zur Staatsmodernisierung vorantreiben 
wollen. Entstanden ist ein komplexes System mit 
einem erkennbaren Überbietungswettbewerb – 
mit den Erfahrungen aus der Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes (OZG) hätte diese Situation 
vermieden werden können. Denn die Komplexi-
tät der Umsetzung der Modernisierungsagenden 
wird ohnehin durch die Verknüpfungen zu 
weiteren Reformvorschlägen wie dem Abschluss-
bericht der Sozialstaatskommission (siehe Info-
kasten Sozialstaatskommission) und der Verwal-
tungsdigitalisierung (siehe Kapitel 2.2) erhöht. 

Auffällig ist zudem, dass Bund und Länder selbst 
bei identischen Maßnahmen aus MoA Bund und 
Föderal nicht immer gemeinsam vorgehen: So 
drohte bei der 24h-Gründung lange ein Allein-
gang des Bundes für einen vermeintlich schnel-
len Erfolg, obwohl der IT-Planungsrat bereits an 
einer grundlegenden Überarbeitung des Prozes-
ses arbeitete. Durch die Trennung und Erarbei-
tung unter Zeitdruck wurden die Beschlüsse zu-
dem überkomplex. Für künftige Agenda-Prozesse 
empfiehlt sich mit Blick auf die gemeinsamen 
Herausforderungen und effektiven Reformen 
eine ebenenübergreifende, gebündelte Ausein
andersetzung.

Mit dem BMDS treibt ein eigenes Ressort die 
Reformen unter großen Anstrengungen voran. 
Klare Rückendeckung durch den Bundeskanzler 
und eine wirksame Steuerung durch das Bun-
deskanzleramt sind aber unverzichtbar, wenn 
ressortübergreifende Reformen erfolgreich sein 
sollen. Ohne politische Führung bleibt Moderni-
sierung Stückwerk. Gleichzeitig braucht es in der 
Umsetzung eine kontinuierliche, fachlich fundier-
te Begleitung. Reformen dieser Größenordnung 
dürfen nicht mit Kabinettbeschlüssen enden – sie 
müssen operativ durchdrungen, nachgehalten 
und konsequent realisiert werden. Nur so können 
die Modernisierungsagenden ihre volle Wirkung 
entfalten. Die Modernisierung von Staat und Ver-
waltung ist ein Dauerprozess, der kontinuierlich 
hohe Priorität braucht und dessen Maßnahmen 
stetig weiterentwickelt werden müssen.

Die Grundlage hierfür bietet ein transparentes 
öffentliches Monitoring, das Fortschritte und 
Verzögerungen zeigt und sowohl bei der Aus-
wertung als auch der öffentlichen Kommunika-
tion unterstützt. Der NKR empfiehlt dies daher 
sowohl für die Modernisierungsagenda Bund als 
auch die Modernisierungsagenda Föderal.

Drucksache 21/8850 Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode– 40 –

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



41

Abbildung 2: Staatsmodernisierungsprojekte der Bundesregierung im Überblick
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Aufgabenbündelung

Die Bundesregierung hat in den MoA Bund und Föderal erste politische Absichtserklärungen abgege-
ben. Das Ob steht damit fest; das Was und Wie stocken aber noch. Es liegen genügend Beispiele für den 
„Government as a Platform“-Ansatz vor, doch scheint eine Einigung auf konkrete Leistungen für eine 
(Teil-)Bündelung auf Bundesebene schwierig. 

Bund und Länder haben sich auf der MPK im Juni 2026 auf ein zentrales Pass- und Ausweisregister, 
und wie dies angebunden werden kann, geeinigt, um Verwaltungsprozesse in diesem Bereich zu ver-
einfachen und zu modernisieren. Dies stellt aus NKR-Sicht ein wichtiges Beispiel dar, auf das weitere 
folgen sollten.

Der NKR empfiehlt weiterhin, die Bündelung des BAföG, Ausland-BAföG, der Fahrerlaubnis und wei-
terer Leistungen konkret zu prüfen und voranzutreiben. Wo der Bund selbst Entlastungen im Föderal-
staat heben kann, sollte er mehr Vollzugsverantwortung übernehmen. Dies wäre zum Beispiel bei der 
Bündelung des Elterngeldes möglich, zu der noch kein Konzept vorliegt.

Großes Potenzial liegt in der Modularisierung der Einkommensprüfung, zu der neben den NKR-Emp-
fehlungen mittlerweile ein Projektbericht von FITKO und DigitalService vorliegt. Mit einer Bündelung 
könnten die Vollzugsbehörden bei über 200 Verwaltungsleistungen entlastet werden.

Die Bündelungsreformen dürfen nun nicht auf Arbeitsebene am Ressortprinzip scheitern und müs-
sen daher ggf. weiter durch den Bundeskanzler und die Länderchefs entschieden werden. Eine Heraus-
forderung können u. a. das Personaleinsparziel von 8 % der MoA Bund sowie Einsparziele bei Finanz-
mitteln darstellen. Da Bündelung deutlich entlastende Gesamteffekte bringt, sollten hierfür gangbare 
Lösungen für ambitionierte Reformen gefunden werden. Die Bundesregierung sollte Verwaltungs-
leistungen strukturiert und u. a. entsprechend der kommunalen Belastungssituation Hebeleffekte und 
aktuelle Möglichkeitsfenster wie der Verwaltungsdigitalisierung auf Bündelungspotenziale prüfen. 
Hierfür braucht es weitere konkrete Prozessanalysen und eine stärkere Beleuchtung von Modularisie-
rungsmöglichkeiten.  

Bei den Bemühungen um eine effizientere Aufgabenorganisation im Föderalstaat sollten die vorhan-
denen verfassungsrechtlichen Spielräume genutzt und bei Bedarf durch gezielte Grundgesetzänderung 
ergänzt werden. 

QR-Code scannen 
NKR-Gutachten zur Bündelung im 
Föderalstaat
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Sozialstaatsreform

Die von der Bundesministerin für Arbeit und Soziales eingesetzte Sozialstaatskommission hat die zen-
tralen Forderungen des NKR zur Modernisierung des Sozialleistungssystems durch Digitalisierung, 
Automatisierung und Bündelung aufgegriffen. Ihr umfangreicher, breit getragener Empfehlungsbericht 
sticht in der Reformdebatte zwischen Bund, Ländern und Kommunen durch den großen gemeinsamen 
Konsens bei gleichzeitig ambitionierten Empfehlungen deutlich hervor. Die Bundesregierung hat die 
Umsetzungs- und Steuerungsstruktur für die weiteren Reformen festgelegt und bereits die antragslose 
Auszahlung von Kindergeld beschlossen – eine konkrete Prozesserleichterung hin zu einer effizienten, 
bürgerfreundlichen Verwaltung. Ob die gewählten Abrufverfahren für die Verwaltung praktikabel sind 
oder alternative Wege gangbarer wären, wird sich zeigen. Aus den ersten Anwendungsfällen müssen die 
notwendigen Schlussfolgerungen für die Ausweitung der antragslosen Kindergeldzahlungen auf wei-
tere Fallgruppen, wie erstgeborene Kinder und Kinder mit Migrationsgeschichte, gezogen werden. Der-
zeit arbeitet die Bundesregierung an einem Regelungsentwurf für schnell umsetzbare Maßnahmen wie 
Pauschalierungen, Lockerungen von Bagatellgrenzen, die Automatisierung der Sozialverwaltungspro-
zesse und mehr Experimentierklauseln – aus Sicht des NKR ein wichtiger erster Schritt. 

Abbildung 3: Umsetzung Sozialstaatsreform
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Entscheidend werden die noch offenen Konkretisierungen einer Front-Backoffice-Lösung und weitere 
Digitalisierungsmaßnahmen sein; sie stellen mit Blick auf die Komplexität des Sozialleistungssystems, 
unterschiedlichen Ressortzuständigkeiten und den großen Handlungsdruck eine besondere Herausfor-
derung dar. Der NKR unterstützt das Bemühen der Bundesregierung um ambitionierte Reformen aus-
drücklich und empfiehlt, die Reformen konsequent voranzutreiben.

2.1 Bessere Rechtsetzung

Ausgangssituation 

Die Instrumente für eine bessere Rechtsetzung 
und die Voraussetzungen für einen konsequen-
ten Bürokratieabbau sind bekannt: Praxischecks, 
Digitalchecks, Bürgerchecks und Evaluationen 
bilden einen gut ausgestatteten Werkzeugkasten, 
um Gesetze praxis- und vollzugstauglich zu gestal-
ten. Allerdings entfalten all diese Instrumente im 
Berichtszeitraum bei Weitem noch nicht ihr volles 
Potenzial – ihre Anwendung erfolgt bisher zu spät, 
zu halbherzig oder überhaupt nicht. Dies liegt 
nicht zuletzt daran, dass es Legistinnen und Le-
gisten durch die Vielzahl an Checks und Leitfäden 
immer schwerer wird, den Überblick zu behalten.

Die Methodik zur Ermittlung des Erfüllungsauf-
wands verbunden mit der „One in, one out“-
Regel bildet den Rahmen, um bürokratische 
Belastungen transparent zu machen und zusätz-
liche Kosten zu vermeiden. Ohne klar definierte 
Kompensationsregeln entsteht jedoch kein ech-
ter Handlungsdruck beim Bürokratieabbau.

Die Arbeit an handwerklich guten und auf-
wandsarmen Gesetzen braucht neben den 
richtigen Methoden auch die Zeit, diese adäquat 
anzuwenden – insbesondere um die Anregun-
gen von Expertinnen, Experten, Betroffenen und 
der Vollzugsebene zu prüfen und Alternativen 
abzuwägen. Immer wieder weist der NKR darauf 
hin, dass die Fristen für die Erstellung seiner 
Stellungnahmen seitens der Ressorts oft nicht 
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Abbildung 4: Fristen für den NKR im Gesetzgebungsprozess
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berücksichtigt werden. Trotzdem besteht das 
Problem weiter – auch unter der aktuellen Bun-
desregierung. Abb. 4 zeigt, dass für fast die Hälfte 
der Vorhaben weniger als vier Wochen zur Prü-
fung durch den NKR zur Verfügung stehen. Bei 
einem Viertel sind es sogar weniger als fünf Tage.

Negativbeispiel 
Infrastrukturzukunftsgesetz  
(NKR-Nummer 7887): Das Ende 2025 
beschlossene Gesetz enthält wichtige 
Maßnahmen zur Vereinfachung 
und Beschleunigung im Verkehrs-
Infrastrukturbereich. Die Beteiligung 
der Länder und Verbände erfolgte 
kurzfristig über das Wochenende vor 
dem Kabinettstermin. Dadurch konnten 
weitergehende Vorschläge aus der 
Praxis weder gründlich geprüft noch 
aufgegriffen werden. Gerade angesichts 
der erheblichen Investitionssummen 
für die Verkehrsinfrastruktur in den 
kommenden Jahren wäre eine vertiefte 
Auseinandersetzung erforderlich gewesen.

Negativbeispiel 
Gebäudemodernisierungsgesetz 
(NKR-Nummer 8108): Im Mai 2026 
hat das Bundeskabinett das Gebäude
modernisierungsgesetz beschlossen, das 
weitreichende Vorgaben für das Heizen und 
die Energieeffizienz von Gebäuden enthält. 
Den Ländern und Verbänden wurden nur 
vier Arbeitstage für ihre Stellungnahmen 
zu diesem äußerst komplexen und 
schwer verständlichen Regelungsentwurf 
eingeräumt. Es wäre zwingend erforderlich 
gewesen, eine Frist zu gewähren, die eine 
gründliche Prüfung dieser Stellungnahmen 
und entsprechende Anpassungen am 

Gesetzestext ermöglicht hätte. Durch das 
unangemessen kurze Gesetzgebungsverfahren 
ist ein Entwurf beschlossen worden, der aus 
Sicht des NKR in Teilen nicht praxistauglich 
ist und dessen Gesetzesfolgen nur 
unvollständig dargestellt sind.

Lösungsansätze der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat sich vorgenommen, die 
dargestellten Probleme zu lösen. Im Bereich des 
Erfüllungsaufwands hat sie mit ambitionierten 
Abbauzielen ein deutliches Signal gesetzt: 25 % 
der Bürokratiekosten (Informationspflichten von 
Unternehmen; entspricht ca. 15 Mrd. Euro) sowie 
10 Mrd. Euro an laufendem Erfüllungsaufwand 
sollen in dieser Legislaturperiode abgebaut wer-
den. Kombiniert mit einer Weiterentwicklung 
der „One in, one out“-Regel zu einer „One in, two 
out“-Regel könnte der Schritt von einer Vermei-
dung zusätzlicher Bürokratie hin zu einem tat-
sächlichen Abbau gelingen.

Mit der Einführung der „Neuen Frühphase 
der Gesetzgebung“ und der Stärkung des Zen-
trums für Legistik (ZfL) werden zwei zentrale 
Forderungen des NKR umgesetzt. Mit der Früh-
phase sollen Elemente der bislang nebeneinan-
derstehenden Instrumente Digital-, Praxis- und 
Bürgercheck sowie zahlreiche Leitfäden und 
Arbeitshilfen zu einer integrierten Methodik zu-
sammengeführt werden, um das NKR-Prinzip 
„Erst der Inhalt, dann die Paragrafen“ mit Leben 
zu füllen. Geplant ist, dass Legistinnen und Legis-
ten einen teilstandardisierten Prozess abarbeiten, 
in dem möglichst früh im Verfahren grundle-
gende Inhalte dokumentiert werden, die vor der 
Arbeit am Regelungstext anhand der Methoden 
der Besseren Rechtsetzung und der Rückmel-
dungen von Praktikerinnen, Praktikern und Sta-
keholdern überprüft werden können. Alle geeig-
neten Regelungsvorhaben der Bundesregierung 
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sollen gemäß der MoA Bund ab Herbst 2027 die 
Frühphase durchlaufen. Diese soll auch in das 
Portal der E-Gesetzgebung integriert und damit 
die wichtigsten Methoden für Legistinnen und 
Legisten zentral an einem Ort gebündelt werden. 
Der NKR unterstützt die konzeptionelle Arbeit 
an der Frühphase aktiv und sieht in der Metho-
dik großes Potenzial für Bessere Rechtsetzung, 
insbesondere durch eine konsequentere und 
frühere Einbindung von externer Expertise. 

QR-Code scannen 
ZfL – Frühphase der Gesetz
gebung

Das ZfL soll – neben der Erarbeitung und Weiter-
entwicklung der Methodik – die Legistinnen und 
Legisten aus den Ministerien bei deren prakti-
scher Anwendung an komplexen Regelungs-
vorhaben unterstützen. Der NKR begrüßt dieses 
Vorgehen. Gleichzeitig stellt er fest, dass das 
ZfL mit seiner derzeitigen Personalausstattung 
diesem Anspruch weiterhin nur bedingt gerecht 
werden kann. Somit besteht weiterhin die Not-
wendigkeit externer Unterstützung – z. B. durch 

den DigitalService, der in der 20. Legislaturpe-
riode umfangreiche Erfahrung in der Begleitung 
von Regelungsvorhaben gesammelt hat.

Neben der Gesetzgebungsfrühphase, die die 
initiale Phase konkreter Regelungsvorhaben ab-
deckt, dienen Evaluationen und ex-post-Praxis-
checks der Überprüfung des Bestandsrechts. 
Diese Instrumente untersuchen Regelungen oder 
ganze Lebens- und Geschäftslagen, um einfache-
re und aufwandsärmere Regelungen zu erarbei-
ten sowie deren Wirksam- und Vollzugstauglich-
keit zu erhöhen. In der MoA Bund hat sich die 
Bundesregierung darauf festgelegt, häufiger und 
ressortübergreifend ex-post-Praxischecks ein-
zusetzen, die vor allem die Vollzugsperspektive 
beleuchten sollen. Auf einen konkreten Zielwert 
zur Anzahl der Praxischecks wurde verzichtet. 
Evaluierungen dagegen nehmen anhand von 
messbaren Indikatoren stärker die Wirkungsper-
spektive in den Blick. Praxischecks (Vollzugsper-
spektive) und Evaluierungen (Wirkungsperspek-
tive) ergänzen einander und sollen sowohl die 
Praxistauglichkeit als auch die Wirksamkeit von 
Regelungen erhöhen.

Wirksam und praxisnah regieren durch Evaluierung und Praxischecks 

Ein gutes Gesetz ist ein wirkungsvolles Gesetz, das die beabsichtigten Ziele anhand von überprüfbaren 
Kriterien erreicht, ohne unnötige Aufwände zu verursachen. Für die Untersuchung der Wirksamkeit 
von Gesetzen gibt es seit 2013 das Instrument der Evaluierung. Seitdem hat sich eine Evaluierungspra-
xis innerhalb der Bundesregierung etabliert. Offen ist, inwiefern die Ergebnisse dieser Untersuchun-
gen tatsächlich Eingang in neue Gesetze finden. Im NKR-Gutachten „Wirksam und praxisnah regie-
ren durch Evaluierung und Praxischecks“ wurden die Ergebnisse von über 120 Evaluierungen sowie 
eine Auswahl der insgesamt 40 durchgeführten Praxischecks in der deutschen Bundesverwaltung em-
pirisch untersucht. Neben Interviews mit Evaluierungsbeteiligten wurde erstmals auch eine Befragung 
von Legistinnen und Legisten durchgeführt. Dies mit dem Ziel, Stärken und Schwächen der bestehenden 
Instrumente zu identifizieren und konkrete Vorschläge zu ihrer Weiterentwicklung zu unterbreiten. 
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Evaluierungen erfüllen in der Regel wesentliche Qualitätsstandards. Verbesserungsbedarf besteht 
bei der Aufbereitung von Wirkungszusammenhängen sowie der Formulierung und Umsetzung von 
Handlungsempfehlungen: Rund ein Viertel der Evaluierungen enthält keine konkreten Handlungs-
empfehlungen, rund zwei Drittel führen zu keiner Veränderung der Rechtslage. 

Das Potenzial dieses Instruments ist noch längst nicht ausgeschöpft. Das Gutachten empfiehlt:

• „Verwendungspfade“ für Evaluierungsergebnisse von Beginn an mitzudenken, um frühzeitig zu de-
finieren, wie die Empfehlungen in den politischen Prozess eingespeist, verarbeitet und in die Praxis
überführt werden sollen.

• Das Grundprinzip „Evaluate First“ sinnvoll in den Prozess der Gesetzesevaluierung zu integrieren
und ggf. mit einer Gesetzesterminierung („Sunset Clause“) zu flankieren.

• Um die Qualität der Evaluierungsberichte zu steigern, sollten bereits im Rahmen der Gesetzesformu-
lierung verbindliche Wirkmodelle zum Einsatz kommen, die die Interventionslogik eines Regelungs-
vorhabens abbilden.

• Evaluierung anhand von regelmäßigen kurzen Prüfungen und gezielten ausführlichen Bewertungen
differenzierter einzusetzen („evaluation light“), um das Verhältnis von Aufwand und Nutzen zu ver-
bessern und Ressourcen auf politisch prioritäre Regelungsbereiche zu konzentrieren. 

• Im Rahmen von Vollevaluierungen nicht nur einzelne geänderte Vorgaben, sondern ganze
Regelungszusammenhänge zu untersuchen. 

• Praxischecks politisch zu verankern und anhand eines Methodenbaukastens zielgerichtet für
den Bürokratieabbau einzusetzen.

• Den Einsatz von ex-ante-Praxischecks auszuweiten, um bürokratische Belastungen bereits vor
ihrer Entstehung zu begrenzen.

• Prozess- und Methodenwissen in zentralen Serviceeinheiten in den Ressorts zu verankern, 
um die Fachreferate zu unterstützen und zu entlasten.

• Zeitnah eine zentrale Evaluierungsplattform der Bundesregierung einzurichten, um die Transparenz
zu erhöhen und das Wissensmanagement zu verbessern. 

QR-Code scannen
NKR-Gutachten zu Evaluierungen und Praxischecks
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Umsetzungsstand und Empfehlungen 

1. �Die neue Frühphase von Anfang an verbind­
lich machen. Die Einführung des Digitalchecks
sollte Vorbild für die neue Frühphase sein.
Durch die Verankerung im NKR-Gesetz und
eine damit einhergehende Prüfung durch den
NKR wurde der Digitalcheck von Beginn an
durch die Ressorts breit angewendet. Das Vor-
gehen hat sich bewährt. Der NKR sollte auch
die Ergebnisse der Frühphase verpflichtend
vorgelegt bekommen und prüfen. Damit die
Methodik tatsächlich zu besseren Gesetzen
führt, muss sich darüber hinaus die Herange-
hens- und Denkweise in den Ressorts ändern:
Die Expertise aus der Praxis muss als wertvol-
ler Beitrag bei der Ausarbeitung von Gesetzen
erkannt werden. Sie ernsthaft einzubinden und
ihre Vorschläge abzuwägen ist aufwändig und
kostet Zeit – gleichzeitig ist sie dringend not-
wendig, um bessere Regelungen konzipieren zu
können. Die Beteiligung von Expertinnen und
Experten u. a. in der auch bisher schon vorge-
schriebenen Länder- und Verbändebeteiligung
ist nicht bloße Formalie, sondern sinnvolles
Werkzeug auf dem Weg zu aufwandsärmeren
Regelungen. Der Impuls zu einer entsprechen-
den Veränderung in der Denkweise aller Betei-
ligten kann nur von den Hausleitungen ausge-
hen. Sie müssen den Legistinnen und Legisten
hierfür Zeit und Ressourcen einräumen.

2. �Mit der Frühphase für Legistinnen und
Legisten sowie die Normadressatinnen und
-adressaten einen echten Mehrwert bieten. 
Die Konsolidierung und Integration der Viel-
zahl von Checks, Arbeitshilfen und Leitfäden
für die Arbeit an Regelungsvorhaben kann Le-
gistinnen und Legisten deutlich entlasten und
mehr Zeit für die Arbeit an den eigentlichen
Inhalten schaffen. Davon profitieren auch die
Adressatinnen und Adressaten der Regelungen.

Es muss ein doppelter Wandel stattfinden: 
Einerseits bei den Legistinnen und Legisten, 
die der gewohnten Arbeit am Regelungstext 
eine problem- und lösungsorientierte Phase 
voranstellen. Andererseits muss die Politik der 
neuen Frühphase den nötigen Raum geben – 
der Weg zur Zielerreichung darf nicht vorweg-
genommen und für eine gute Gesetzgebung 
muss ausreichend Zeit eingeräumt werden. 
Darüber hinaus muss das ZfL dauerhaft mit 
ausreichend Ressourcen ausgestattet werden, 
um der neuen Methodik zu breiter und konse-
quenter Anwendung zu verhelfen.

3. �Ankündigung aus der MoA Föderal umsetzen:
Selbstgesetzte Fristen verlässlich einhalten. 
Verlässliche Fristen sind kein Nebenthema,
sondern Voraussetzung für gute Gesetze. In der
MoA Föderal haben Bund und Länder verein-
bart, ab dem zweiten Halbjahr 2026 eine Regel-
frist von vier Wochen einzuhalten. Das sollte
eine Selbstverständlichkeit sein, wird aber in
der Realität oft nicht eingehalten. Der NKR hat
in der Vergangenheit regelmäßig auf die pro-
blematische Unterschreitung der Fristen bei
der Erarbeitung von Gesetzentwürfen hinge-
wiesen und tut dies erneut im Rahmen dieses
Berichts – verbunden mit der Forderung an die
Bundesregierung, die eigene Geschäftsordnung
einzuhalten.

4. �Fortschritte beim Bürokratieabbau sichtbar
machen und Vorgaben systematisch durch­
setzen. Die ambitionierten Abbauziele der
Bundesregierung bei Bürokratiekosten und
Erfüllungsaufwand waren ein wichtiges Sig-
nal – sie haben messbaren Druck in das System
des Bürokratieabbaus gebracht. Hochfliegen-
de Ziele allein genügen jedoch nicht. Der für
Bürokratieabbau zuständige Minister kann vor
allem appellieren – liefern müssen die einzel-
nen Ressorts selbst. Entscheidend dabei ist, die
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Zielverantwortung verbindlich festzulegen und 
die Ressorts stärker als bisher in die Pflicht zu 
nehmen. 

5. �Ex-post-Praxischecks haben sich als wirksa­
mes Instrument erwiesen, das deutlich öfter 
eingesetzt werden sollte. Gerade die Kombi-
nation aus systematischer Evaluierung und 
praxisnaher Rückmeldung aus dem Vollzug 
liefert wertvolle Hinweise, wo Regelungen 
vereinfacht oder angepasst werden müssen 
[siehe Kasten zum NKR-Gutachten „Wirksam 
und praxisnah regieren durch Evaluierung 
und Praxischecks“]. Der NKR fordert über die 
häufigere Anwendung hinaus, dass Praxis-
checks nach einer stärker standardisierten, 
aber leicht handhabbaren Methodik durch-
geführt und transparent überwacht werden. 
So kann ein qualitativer Mindeststandard 
gewährleistet und ein ressortübergreifendes 
Lernen sichergestellt werden. Zusätzlich brau-
chen Praxischecks und Evaluierungen klare 
Verwendungspfade, um sicherzustellen, dass 
die Erkenntnisse und die daraus abgeleiteten 
Handlungsempfehlungen Eingang in neue 
Gesetzgebungsvorhaben finden. Bereits bei 
Auftragserteilung sollte festgelegt werden, wer 
für die Umsetzung verantwortlich ist.

6. �Das Bestandsrecht systematisch und um­
fassend auf Vereinfachungspotenzial unter­
suchen. Evaluierungen und Praxischecks 
liefern eine gute, aber punktuelle Analyse des 
Bestandsrechts. Es braucht aber eine deut-
lich breitere Betrachtung. Dafür sind neue 
Instrumente oder Verfahren erforderlich, die 
das Bestandsrecht unabhängig von laufenden 
Gesetzgebungsverfahren systematisch auf den 
Prüfstand stellen.

2.2 Digitale Verwaltung

Ausgangssituation 

Das erste Jahr mit dem Bundesministerium 
für Digitalisierung und Staatsmodernisierung 
(BMDS) als neuem Akteur im Bereich der Verwal-
tungsdigitalisierung war geprägt von den Ver-
handlungen zu den Modernisierungsagenden so-
wie zum sogenannten Deutschland-Stack. Nach 
einer längeren vorläufigen Haushaltsführung 
im Bund und dadurch nur sehr eingeschränkten 
Projekten der digitalen Verwaltung konnte deren 
Umsetzung 2026 endlich wieder an Fahrt auf-
nehmen. Für den Bund sollte das BMDS zudem 
mit dem Digitalvorbehalt ein starkes Steuerungs-
instrument für IT-Vorhaben an die Hand bekom-
men. An den Aufgaben aus dem überarbeiteten 
Onlinezugangsgesetz („OZG 2.0“) wie der Ende-
zu-Ende-Digitalisierung der Dienste der Bundes-
verwaltung sowie der Registermodernisierung 
arbeitete der Bund weitgehend ohne öffentliches 
Monitoring. Auch mit Blick auf den im Koali-
tionsvertrag angekündigten Deutschland-Stack 
fehlte es lange an strategischer Klarheit und 
Verbindlichkeit. Die Frage, welche Akteure für 
welche Elemente Produktverantwortung über-
nehmen, blieb lange unbeantwortet. Gleichzeitig 
ist ein Paradigmenwechsel zu beobachten: Weg 
vom Klein-Klein einzelner Online-Services hin 
zu einer IT-Gesamtarchitektur für Deutschland.

Lösungsansätze der Bundesregierung 

Die MoA Bund adressiert die Digitale Verwaltung 
vor allem in den Handlungsfeldern „Bürger- und 
unternehmenszentrierter Service“ sowie „Effizi-
ente Bundesverwaltung“. Öffentliche Dienstleis-
tungen sind für Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen unmittelbare Kontaktpunkte 
mit dem Staat. Die Qualität öffentlicher Dienst-
leistungen hat entscheidenden Einfluss auf das 
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Vertrauen in die Kompetenz des Staates. Deshalb 
sollen für Leistungen des Bundes neue Quali-
tätskriterien erarbeitet und ein systematisches 
Monitoring eingeführt werden. 

Unter der Überschrift „Effiziente Bundesver-
waltung“ hat sich die Bundesregierung das Ziel 
gesetzt, Verwaltungsprozesse zu optimieren, zu 
bündeln, zu digitalisieren und zu automatisieren; 
Querschnitts- und Fachaufgaben sollen effizien-
ter erledigt werden. Der Zustimmungsvorbehalt 
für wesentliche IT-Ausgaben, mit dem Haus-
haltsmittel effektiver und effizienter eingesetzt, 
Redundanzen vermieden sowie Standards und 
Plattformansätze ressortübergreifend angewandt 
werden sollen, wurde mit einem Zeitplan unter-
legt. Aufgaben zwischen Ministerien und Ge-
schäftsbereichen sollen neu geordnet und inter-
ne Verwaltungsdienstleister ertüchtigt werden. 

Die Bundesregierung hat sich vorgenommen 
einen Deutschland-Stack zu schaffen: Eine siche-
re, interoperable, europäisch anschlussfähige und 
souveräne Technologie-Plattform zur Digitali-
sierung der gesamten Verwaltung. Der konkrete 
Auftrag dazu ergibt sich für den Bund aus der 
MoA Föderal und ist ein Ergebnis der Deutsch-
land-Architektur.

QR-Code scannen
Nationale IT-Architekturrichtlinie 

Um seinen gesetzlichen Pflichten aus dem OZG-
Änderungsgesetz („OZG 2.0“) nachzukommen, 
will der Bund ein Umsetzungsprogramm zur 
Ende-zu-Ende-Digitalisierung (E2E) der Bundes-
verwaltung auflegen. Dabei soll die Aufgaben-
erledigung durch den Einsatz von Künstlicher 
Intelligenz erleichtert werden. Software und 

KI-Anwendungen sollen zentral entwickelt und 
beschafft werden.

Umsetzungsstand und Empfehlungen

1. �Echte Digitalagentur mit klarer Portfolio­
zuständigkeit schaffen. Der Bund muss seine
Rollen, die er im föderalen Verbund bei der
Verwaltungsdigitalisierung einnimmt, schär-
fen. Ministerien sollten sich auf die politische
Steuerung konzentrieren und die Umsetzung
in Fachorganisationen verlagern. Derzeit
sollen unter dem Arbeitstitel „DigitalCenter“
Arbeitseinheiten und Dienstleister vertraglich
enger verknüpft werden, um für die Umset-
zung von IT-Projekten schneller die passende
Umsetzungseinheit zu finden. Ziel des BMDS
ist es, die Zeiträume zwischen Projektanfrage
und Projektbeginn sowie zwischen Projekt-
start und Projektende zu optimieren. Der NKR
empfiehlt, endlich organisatorische Klarheit
im nachgeordneten Bereich des Bundes zu
schaffen, um schlagkräftigere, effizientere und
nachhaltigere Strukturen zu etablieren. Ge-
braucht wird eine echte Digitalagentur, um mit
einer klaren Governance wirkungs- und zielge-
richtete Steuerungsfähigkeit zu gewährleisten.
Zum anderen sollte der Bund ausgehend von
einer klaren Architektur- und Portfolioent-
scheidung mutiger bei der verbindlichen Be-
reitstellung von Basiskomponenten sein; z. B.
könnte der Betrieb und die Weiterentwicklung
der staatlichen digitalen Brieftasche (EUDI-
Wallet) sowie einer Deutschland-App Aufgabe
für eine Digitalagentur sein. Dadurch könnte
der Bund strategische Klarheit zu seinen Rol-
len im Verhältnis zu föderalen Produkten des
IT-Planungsrates schaffen.
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Deutschland-Stack und Deutschland-Architektur als Ordnungsrahmen

Die Entwicklung des Deutschland-Stacks, die eine langjährige Forderung des NKR nach einer ein-
heitlichen digitalen Gesamtarchitektur aufgreift, mit ersten Beschlüssen dazu im IT-Planungsrat, ist 
ein Schritt in die richtige Richtung. Basiskomponenten auf der Grundlage eines stringenten Archi-
tekturmanagements gestalten einen modularen und interoperablen Plattformansatz. Zu jeder Basis-
komponente gehört mindestens ein Fachstandard. Dieser muss für alle IT-Systeme der öffentlichen 
Verwaltung maximal verbindlich sein, um Wirkung zu entfalten. Für eine stärkere Einbindung von 
Basiskomponenten als modulare Informationsbausteine im föderalen Zusammenhang und die Mög-
lichkeit, diese durch den Bund bereitzustellen, wäre eine Klarstellung im Grundgesetz hilfreich.

„Plattformen spielen ihre Stärken dort 
aus, wo viele eigenständige Akteure an 
einem gemeinsamen Prozess hängen. 
Jeder bleibt eigenständig, aber der Ab-
lauf ist einheitlich, transparent und in 
Echtzeit steuerbar. Der Nutzer sieht, wo 
er steht, alle Beteiligten wissen, was als 
Nächstes kommt.“ 

Ralph Schirmeisen, Chief Technologist Healthcare 
bei Hewlett Packard Enterprise, Tagesspiegel Back-
ground 28. Mai 2026

2. �Voraussetzungen im „Maschinenraum“ der
Verwaltung schaffen. Neben großen öf-
fentlichkeitswirksamen Vorhaben wie einer
Deutschland-App sollte die Bundesregierung
sich darauf konzentrieren, die Voraussetzun-
gen für eine digitale Verwaltung mit dem
Once-Only-Prinzip und Ende-zu-Ende digitali-
sierten Prozessen zu schaffen. Bei der Register-
modernisierung und dem Anschluss an das Na-
tional-Once-Only-Technical-System (NOOTS)
sollte der Bund mit seinen Registern nicht bis
zum Ende der Umsetzungsfrist des Register-
modernisierungsgesetzes Ende 2028 warten.
Von einem schnelleren Anschluss von Bundes-
zentralregister und Gewerbezentralregister
könnte z. B. das Projekt „Unternehmensgrün-
dung in 24 Stunden“ profitieren. Ende-zu-Ende

digitalisierte Prozesse sowie die überörtliche 
Bündelung sollten durch Anpassungen im 
Verwaltungsverfahrensrecht unterstützt und 
die BundID bzw. DeutschlandID für das OZG-
Bürgerkonto technisch weiterentwickelt wer-
den. Damit der geplante Nachrichtenaustausch 
über das Bürgerkonto (bidirektionale Kom-
munikation) flächendeckend funktionieren 
kann, benötigen Fachverfahrenshersteller und 
öffentliche Stellen zeitnah Leitfäden. Gleich-
zeitig dürfen sie mit der Kommunikation der 
sich ergebenen Möglichkeiten nicht allein ge-
lassen werden. Der NKR empfiehlt, die Kom-
munikation dazu mit den Vorbereitungen auf 
die EUDI-Wallet zu verbinden.

3. �Grundlagen für durchdachten KI-Einsatz und
einen volldigitalen Gesetzgebungskreislauf 
schaffen. Um effizientere Verfahren durch KI
zu ermöglichen, braucht es bessere Grund-
lagen: klare Prozesse, interoperable Daten-
strukturen, moderne Register und digitaltaug-
liche Gesetze. Nicht KI beschleunigt Recht,
sondern strukturiertes Recht ermöglicht KI.
Nur so kann sie sinnvoll eingesetzt werden –
etwa zur Unterstützung von Verwaltungsent-
scheidungen, zur besseren Auswertung großer
Datenbestände oder in der Analyse des be-
stehenden Rechts auf Optimierungspotenzial.
Ein wesentlicher Hebel besteht darin, Gesetze
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und Verordnungen bereits bei ihrer Konzep-
tion digitaltauglich zu gestalten (Digitalcheck). 
Zusammen mit weiteren Hilfsmitteln sollte 
der Digitalcheck in einen volldigitalen Gesetz-
gebungskreislauf integriert werden. Bund und 
Länder müssen zudem endlich die Register-
modernisierung vorantreiben, ein föderales 
Datenmanagement aufbauen und einheitliche 
Standards auf allen föderalen Ebenen etab-
lieren (siehe Kapitel 2.1). Dort, wo KI-Agenten 
innerhalb von Verwaltungsverfahren Ent-
scheidungen unterstützen oder vorbereiten, 

sollten sie als Open Source zur transparenten 
Nachnutzung für andere Verwaltungseinheiten 
bereitgestellt werden.

 „Technologische Sprünge gelingen nur, 
wenn wir Komplexität abbauen.“ 

Dr. Karsten Wildberger, Bundesminister für Digitales 
und Staatsmodernisierung, 23. März 2026  
Table.Media-Briefing Gastbeitrag

Datengesetzbuch

Ein effektiver Zugang zu Daten – unabhängig von geltenden datenschutzrechtlichen Standards – ist 
eine zentrale Voraussetzung, um die Potenziale digitaler Technologien und KI zu nutzen und Deutsch-
land im internationalen Wettbewerb als Innovationsstandort zu stärken. Dafür braucht es ein Daten-
recht, das einfach und unbürokratisch anwendbar ist, sowie einen leistungsfähigen und effizienten 
Verwaltungsvollzug. In den vergangenen Jahren wurden zahlreiche digitalpolitische EU-Rechtsakte je-
weils einzeln in nationales Recht überführt. Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, einen Schritt 
zurückzutreten und die Gesamtwirkung dieser Regelungen in Deutschland in den Blick zu nehmen. 
Der NKR sieht hier ein Gelegenheitsfenster für grundlegende Weichenstellungen hin zu einem einheit-
lichen und bürokratiearmen Rechtsrahmen sowie einer effizienten Vollzugsorganisation. Im Rahmen 
eines Projekts ließ er zunächst die bestehenden Handlungsspielräume durch ein rechtswissenschaftli-
ches Gutachten analysieren. Parallel dazu hat der DigitalService des Bundes – ganz im Sinne des NKR-
Gutachtens „Erst der Inhalt, dann die Paragrafen“ – bereits in einer sehr frühen Phase konzeptionelle 
Überlegungen zu einem möglichen Gesetzgebungsverfahren und zur Verbesserung des Vollzugs beglei-
tet. Aufbauend auf der Bestandsaufnahme beschäftigt sich der NKR aktuell vertieft mit dem Thema 
„Bündelung der Aufsichtsstruktur“. 

QR-Code scannen 
NKR-Gutachten Bestandsaufnahme Datengesetzbuch 
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2.3 Planungsbeschleunigung

Ausgangssituation

Deutschland steht vor zentralen Herausforde-
rungen: Der klimaneutrale Umbau des Landes, 
der Erhalt und Ausbau des Infrastrukturniveaus 
und die Sicherung des Wirtschaftsstandor-
tes müssen zeitgleich bewältigt werden. Dafür 
braucht es vor allem schnelle Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren. Der im November 2023 
zwischen Bund und Ländern geschlossene Be-
schleunigungspakt, der viele Vorschläge des NKR 
enthält, trägt dieser Notwendigkeit nur partiell 
Rechnung. Die Bundesregierung hat sich im Ko-
alitionsvertrag vorgenommen, alle Maßnahmen 
des Paktes bis zur Hälfte der Legislaturperiode 
umzusetzen. Im April 2026 waren aber erst 57 % 
der Maßnahmen umgesetzt. Das Tempo muss 
daher deutlich erhöht werden, wenn alle Maß-
nahmen bis Frühjahr 2027 umgesetzt sein sollen.

Lösungsansätze der Bundesregierung

Die konsequente Umsetzung des Beschleuni-
gungspaktes kann zwar wichtige Weichen für eine 
spürbare Vereinfachung stellen. Darüber hinaus 
braucht es aber weitere Maßnahmen. Vor diesem 
Hintergrund hat der NKR zusammen mit dem 
Statistischen Bundesamt das Projekt „Schneller 
zur Anlagengenehmigung“ durchgeführt. 

QR-Code scannen
NKR-Projektbericht Schneller 
zur Anlagengenehmigung

Ziel war es, die Bedarfe und Herausforderun-
gen der Genehmigungsbehörden systematisch 
zu erfassen und konkrete Potenziale zur Ver-
fahrensbeschleunigung zu identifizieren. Von 
Sommer 2024 bis Januar 2025 wurde dafür ein 
mehrstufiger Ansatz verfolgt: Vor-Ort-Interviews 
in Genehmigungsbehörden aus fünf Bundeslän-
dern lieferten erste qualitative Einblicke. Darauf 
aufbauend folgte eine bundesweite Online-Be-
fragung, an der rund 800 Mitarbeitende aus Ge-
nehmigungsbehörden teilgenommen haben. Die 
Ergebnisse wurden im Juli 2025 veröffentlicht 
und in der zweiten Jahreshälfte 2025 vorgestellt. 
Fast alle Vorschläge wurden in der MoA Föderal 
aufgegriffen. Damit enthält die Agenda konkrete 
Vorhaben, die zu einer spürbaren Entlastung von 
Staat und Wirtschaft führen können.

Umsetzungsstand und Empfehlungen  

1. �Beschleunigungspakt vollständig umsetzen. 
Der Beschluss des Paktes von Bund und Län-
dern im November 2023 war ein wichtiger
Meilenstein. Aber schon damals war klar: Der
Umsetzungsprozess wird herausfordernd. Zwar
waren im Juni 2024 schon rund 30 % der Maß-
nahmen umgesetzt und im März 2025 sogar
50 % (siehe NKR-Jahresbericht 2025, S. 55)

QR-Code scannen 
NKR-Jahresbericht 2025

Ein Jahr später, im April 2026, waren es aber 
weiterhin erst 57 %. Bund und Länder haben 
deutlich an Umsetzungstempo eingebüßt; 
wohl auch deshalb, weil die leicht zu erreichen-
den Maßnahmen bereits realisiert wurden. Für 
weitere Fortschritte ist Nachdruck aus Bundes-
kanzleramt und Staatskanzleien erforderlich; 
ohne professionelle Steuerung und anhal-
tende politische Aufmerksamkeit wird die 
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Umsetzung in der ersten Hälfte der Legislatur-
periode nicht gelingen.

2. �Maßnahmen der MoA Föderal priorisieren
und konsequent umsetzen. Die MoA Föderal
ergänzt den Beschleunigungspakt. Sie ent-
hält über 50 Einzelmaßnahmen für effizien-
tere Genehmigungsverfahren – viele davon
stammen vom NKR. Jetzt kommt es auf eine
priorisierte Umsetzung an. Maßnahmen mit
besonders hohem Beschleunigungspoten-
zial müssen vorgezogen werden. Dazu zählen
insbesondere Vereinfachungen bei der Um-
weltverträglichkeitsprüfung (z. B. durch das
Anheben der Schwellenwerte für die UVP-
Pflicht oder durch das Entfallen der UVP bei
Änderungsgenehmigungen), das Fakultativ-
stellen von Erörterungsterminen, das Ersetzen
von Genehmigungs- durch Anzeigeverfahren
sowie die Einführung von Stichtagsregelun-
gen. So lässt sich die Verfahrensdauer erheblich
verkürzen, ohne die Schutzstandards abzu-
senken. Der NKR begrüßt daher, dass eine
beträchtliche Anzahl dieser Vorschläge im Juli
2026 als Regelungen im Bundes-Immissions-
schutzgesetz aufgenommen wurde. Zu den
besonders wirkungsvollen Maßnahmen, für
die sich der NKR lange eingesetzt hat, zählen
die digitale Antragstellung und Bescheidzu-
stellung, die Streichung zusätzlicher analoger
Veröffentlichungspflichten, die Streichung der
Verlängerungsmöglichkeit für die Frist der Be-
hördenbeteiligung, die Ausweitung der Stich-
tagsregelung sowie die Einschränkung der
Durchführung eines Erörterungstermins auf
Antrag des Antragstellers und die Einschrän-
kung der „Jedermann-Beteiligung“ auf die be-
troffene Öffentlichkeit.

3. �Weitere Beschleunigungspotenziale konse­
quent heben. Die MoA Föderal schöpft die vor-
handenen Möglichkeiten noch nicht aus. Der
NKR sieht insbesondere in der Abschaffung
der sogenannten „Jedermann-Einwendungen“ 
erhebliches Beschleunigungspotenzial. Diese
nationale Besonderheit im Immissionsschutz-
recht geht über europäische Vorgaben hinaus
(Gold-Plating) und ermöglicht, dass nicht nur
Betroffene oder anerkannte Umweltverbän-
de, sondern jede Person Einwendungen gegen
Vorhaben erheben kann. In der Praxis führt
dies zu einer Vielzahl von umfangreichen –
möglicherweise auch KI-generierten – Ein-
wendungen, die allein der Verfahrensverzöge-
rung dienen und von den Behörden bearbeitet
werden müssen. Vor dem Hintergrund des
Fachkräftemangels und der hohen Belastung
der Genehmigungsbehörden ist das nicht
vertretbar. Diese Regelungen sollten ebenso
wie vergleichbare, aufwandsintensive Vorga-
ben ohne erkennbaren Mehrwert abgeschafft
werden. Darüber hinaus sieht der NKR Be-
schleunigungspotenzial in der stärkeren Stan-
dardisierung von Verfahren und rechtlichen
Anforderungen, einer konsequenten Digitali-
sierung von Antrags- und Genehmigungsver-
fahren sowie im Ausbau von Weiterbildungs- 
und Schulungsangeboten – Aspekte, die in der
Modernisierungsagenda bislang nicht ausrei-
chend berücksichtigt werden.
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„Bei hunderten oder tausenden Ein-
wendungen enormer Personaleinsatz 
der gesamten (nichtimmissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungs-) Behörde 
erforderlich. UVP weist fast identischen 
inhaltlichen Umfang zum BImSchG-
Antrag auf, somit Doppelarbeit ohne 
zusätzlichen Erkenntnisgewinn.“ Und: 
„In Verfahren mit Öffentlichkeitsbetei-
ligung haben Einwendungen (…) teil
weise den einzigen Zweck, das Verfahren 
zu verzögern (Verhinderungstaktik).“

Zitate von Mitarbeitenden einer Genehmigungs
behörde im Rahmen des Projektes „Schneller 
zur Anlagengenehmigung“
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Konkreter 

Bürokratieabbau
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Ausgangssituation

Seit Jahren macht der NKR konkrete Vorschläge, 
wie Bürokratie spürbar abgebaut werden kann. 
Das „77-Punkte-Papier“ des NKR enthält 12 klare 
Ziele und 77 praxisnahe Vorschläge, die beispiel-
haft darlegen, wo und wie Entlastung tatsächlich 
möglich ist. 

QR-Code scannen
NKR-Papier 12 Ziele zum 
Bürokratieabbau

Sechs konkrete Vorschläge des NKR, mit einer 
Entlastungswirkung von insgesamt über einer 
Milliarde Euro pro Jahr, sind von der Bundesre-
gierung bereits umgesetzt worden.

QR-Code scannen
Verzichtbare Bürokratie abbauen

Das zeigt: Bürokratieabbau ist machbar, wenn 
politischer Wille und praxistaugliche Konzepte 
zusammenkommen. In der Vergangenheit war 
das zu selten der Fall. 

Die Bundesregierung setzt klare Zeichen, dass 
dieser Wille besteht. Mit der Festlegung verbind-
licher Abbauziele und der Erarbeitung um-
fangreicher Maßnahmenpakete plant sie einen 
Richtungswechsel. Mit Entlastungskabinetten 
und ersten umgesetzten Maßnahmen aus den 
Modernisierungsagenden signalisiert sie, dass der 
Richtungswechsel gelingen kann, wenn die Bun-
desregierung Bürokratieabbau geschlossen als 
Priorität anerkennt und der Wandel eine zentrale 
Richtlinienentscheidung des Bundeskanzlers ist.

Lösungsansätze der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat den Anspruch, staat-
liches Handeln vom Misstrauens- zum Vertrau-
ensprinzip weiterzuentwickeln – ohne Schutz-
standards aufzugeben, aber mit einem klaren 
Fokus auf Verhältnismäßigkeit und Praxistaug-
lichkeit. Sowohl im Koalitionsvertrag, als auch in 
der MoA Föderal ist dieser Grundsatz verankert. 
Hierzu sollen u. a. alle Berichts- und Meldepflich-
ten der Wirtschaft überprüft und ein Drittel da-
von abgeschafft werden. Verweise auf technische 
Normen sollen grundlegend überprüft werden 
und nur in Ausnahmefällen erhalten bleiben. 
Bagatellvorbehalte sollen stärker genutzt wer-
den, auch um die Verwaltung zu entlasten. Diese 
Maßnahmen sind richtig – sie gelten fachüber-
greifend und setzen an der Systematik der Recht-
setzung an. 

Mit Vereinfachungen des Vergaberechts und 
der Fördermittellandschaft stehen zwei große, 
konkrete Entlastungshebel zur Verfügung, die 
die Bundesregierung nutzen will. Eine Vereinfa-
chung des Vergaberechts kann zu jährlichen Ent-
lastungen von über einer Milliarde Euro führen. 
Ein Teil dieses Potenzials wurde bereits geho-
ben – die Bundesregierung hat die Wertgrenze 
für Direktvergaben des Bundes erhöht, Nach-
weispflichten vereinfacht und den Losgrundsatz 
flexibilisiert. Jetzt kommt es darauf an, dass auch 
auf Länderebene nachgebessert wird – die Har-
monisierung von Vergaberegeln zwischen Bund 
und Ländern und das Anheben der Wertgrenze 
für Direktvergaben auf Länderebene sollten prio-
ritär vorangetrieben werden.
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Das zunehmend komplexe Förderwesen soll 
bis Ende 2027 radikal vereinfacht werden. Noch 
2026 sollen Richtlinien harmonisiert, Con-
trolling standardisiert und ein einheitliches 
Datenmanagement aufgebaut werden. Maß-
nahmen wie Selbsterklärungen, der Wegfall von 

Belegpflichten und die Einführung von Pau-
schalsätzen setzen verstärkt auf die Eigenverant-
wortung der Fördernehmenden. Überfällig ist die 
Umsetzung einer digitalen und medienbruch-
freien Beantragung und Bearbeitung von Förder-
verfahren. 

EinfachMachen-Portal

Mit der MoA Bund hat sich die Bundesregierung das Ziel gesetzt, innerhalb von 12 Monaten ein Büro-
kratiemeldeportal einzurichten, das von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen für konstrukti-
ve Vorschläge genutzt wird. Innerhalb von 24 Monaten soll das Portal zu konkreten und umsetzbaren 
Verbesserungsvorschlägen führen. Das EinfachMachen-Portal (einfach-machen.gov.de) ist am 12. De-
zember 2025 gestartet. Seitdem sind über 20 000 Vorschläge eingegangen, die KI-gestützt ausgewertet 
und zu Themenschwerpunkten und „Schmerzpunkten“ zusammengefasst werden. Damit das Portal zu 
einem wirksamen Bürokratieabbau beitragen kann, kommt es aus Sicht des NKR insbesondere auf das 
Mitwirken der federführenden Ressorts und ein wirksames Monitoring an. Das Portal muss als Initiati-
ve der gesamten Bundesregierung betrieben und verstanden werden; alle Ressorts müssen die Informa-
tionen des Portals aktiv anfragen und nutzen. Der NKR empfiehlt, die identifizierten Themenschwer-
punkte und Umsetzungsstände transparent zu machen. Es muss für die Öffentlichkeit ersichtlich sein, 
welche Gründe aus Sicht des federführenden Ministeriums für oder gegen die Umsetzung der eingegan-
genen Vorschläge sprechen und wie sie von den Ressorts umgesetzt werden. Sonst werden mit dem Por-
tal falsche Erwartungen geweckt und konstruktive Vorschläge aus der Praxis bleiben wirkungslos. Bis-
her konnte sich die Bundesregierung hierauf nicht einigen.

Umsetzungsstand und Empfehlungen 

Die Bundesregierung hat erste Maßnahmen 
der MoA Föderal zum spürbaren Bürokratie-
abbau umgesetzt. Sie setzen auf Zielvorgaben 
statt Detailsteuerung. Das Erste Unternehmens-
statistikreformgesetz schafft nicht nur zahlrei-
che Statistikpflichten für die Wirtschaft ab oder 
vereinfacht sie, es legt auch die Grundlage für 
ein gänzlich neues System der Unternehmens-
statistik, das auf dem Once-Only-Prinzip basiert. 
Auch die Berichtspflichten im Agrarstatistik-
gesetz konnten durch Nutzung vorhandener 

Verwaltungsdaten bereits reduziert werden. 
Noch wichtiger als die Abschaffung einzelner 
Pflichten ist jetzt aber die Umsetzung des Grund-
satzes, nur solche Berichtspflichten für die Wirt-
schaft bestehen zu lassen, deren Notwendigkeit 
explizit begründet wird. Die bereits angestoßene 
Bestandsaufnahme schafft hierfür erste, notwen
dige Grundlagen. 

Auch beim Ziel, bestehende Übererfüllung von 
EU-Vorgaben zurückzuführen, hat die Bundes-
regierung im Berichtszeitraum geliefert: Mit dem 
Gesetz zur Beschleunigung der Umsetzung der 
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Energieeffizienzrichtlinie hat das Bundeskabinett 
im Juni 2026 beschlossen, die Regelungen zur 
Einrichtung von Umweltmanagementsystemen 
und zur Durchführung von Energieaudits auf 
die europäischen Vorgaben zurückzuführen. Die 
Wirtschaft wird so jährlich um mehr als 500 Mio. 
Euro entlastet. 

Die beschlossenen Entlastungspakete erscheinen 
aber noch zu oft als zufällige Sammlung von Ein-
zelmaßnahmen und folgen keiner koordinierten 
Überprüfung von Regelungen. So hätte die Bun-
desregierung zum Beispiel den Entwurf eines 
Ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes, in 
Federführung des BMWE, zum Anlass nehmen 
können, auch Statistikpflichten in der Zuständig-
keit anderer Ressorts zu reduzieren. 

Die Bundesregierung muss die selbstgesetzten 
Grundsätze jetzt ebenenübergreifend und syste-
matisch zur Anwendung bringen; es darf nicht 
bei Einzelerfolgen bleiben. Folgende Schwer-
punkte sollten aus Sicht des NKR gesetzt werden:

1. �Kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
mehr Entscheidungsspielräume einräumen. 
Dieser Ansatz ist bereits in der MoA Föderal
verankert. Der NKR plädiert beispielsweise im
Bereich der Betriebsbeauftragten und des Ar-
beitsschutzes dafür, Normadressaten stärker in
die Eigenverantwortung zu nehmen und ihnen
größeren Spielraum bei der Erfüllung gesetzli-
cher Standards zu geben. Die Bundesregierung
hat diesen Ansatz erstmals angewandt – der
Schwellenwert für die verpflichtende Bestel-
lung von Sicherheitsbeauftragten ist von 20 auf
50 Beschäftigte angehoben worden.

Außerdem ist geplant, die Pflicht zur Be-
stellung von Datenschutzbeauftragten nach 
§ 38 Abs. 1 Bundesdatenschutzgesetz auf die
europäischen Vorgaben zurückzuführen sowie
weitere Vereinfachungen im Arbeitsschutz 
umzusetzen – etwa bei der Digitalisierung von
Gefährdungsbeurteilungen oder beim Einsatz
von Ausschüssen für Arbeitssicherheit. Was 
bislang fehlt, sind richtungsweisende Ent-
scheidungen, bestimmte Beauftragtenpflichten
vollständig abzuschaffen – unter anderem beim
Sicherheitsbeauftragten wäre dies aus Sicht des
NKR geboten.

2. �Ganze Gesetze und Behörden auf ihre Not­
wendigkeit überprüfen. Gesetze und Be-
hörden müssen systematisch überprüft
und – wenn ihre Kosten nicht in einem an-
gemessenen Verhältnis zu ihrem gesellschaft-
lichen Nutzen stehen – abgeschafft werden.
So lassen sich Anzahl, Komplexität und Erfül-
lungsaufwand bestehender Regelungen spür-
bar und nachhaltig reduzieren. Maßstab muss
sein: Nur Regelungen, bei denen der gesell-
schaftliche Nutzen die entstehenden Kosten
übersteigt, gehören dauerhaft ins Rechtssys-
tem. Dabei sollten systematische Evaluierun-
gen eine zentrale Rolle spielen. Sie bieten die
Möglichkeit zu prüfen, ob Gesetze ihre Ziele
tatsächlich erreichen, welche Nebenwirkungen
auftreten und ob ihr Nutzen den verursachten
Erfüllungsaufwand rechtfertigt. Die Ergebnisse
solcher Überprüfungen müssen konsequent
genutzt werden um Bestandsrecht anzupas-
sen und, wo möglich, auch abzuschaffen (siehe
auch Kapitel 2.1). Mit dem Fernunterrichts-
schutzgesetz und der Lastenhandhabungsver-
ordnung legt der NKR zwei konkrete Beispiele
für obsolete Vorgaben vor, die abgeschafft
werden sollten (siehe Kasten S. 60).
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Fernunterrichtsschutzgesetz aufheben, Zulassungsbehörde abschaffen

Das FernUSG wurde 1976 beschlossen; 50 Jahre später ist durch massenhafte Online-Angebote eine 
völlig neue Situation entstanden, die mit dem bestehenden gesetzlichen Zulassungszwang nicht be-
wältigt werden kann. 

Das FernUSG sollte zum einen durch zivilrechtliche Regulierungen zum Fernunterrichtsvertrag Schutz 
vor Missbrauch bieten, u. a. durch ein Widerrufsrecht, ein Kündigungsrecht, ein Verbot von Vertrags-
strafen, Kopplungsgeschäften und unverhältnismäßigen Vorauszahlungen. Diese zivilrechtlichen 
Schutzrechte sind mittlerweile aber durch allgemein geltende Regelungen in den §§ 305 ff. BGB abge-
deckt; lediglich eine kürzere Kündigungsfrist ist noch nicht im BGB zu finden und könnte dort einge-
fügt werden. Zum andern ist Fernunterricht, der entgeltlich, räumlich getrennt und interaktiv stattfin-
det, nach FernUSG verpflichtend bei der Zentralstelle für Fernunterricht (ZFU) zuzulassen. Sofern keine 
Zulassung vorliegt, können Kunden ohne Angabe von Gründen die gesamten Kursgebühren auch nach 
vollständiger Inanspruchnahme des Kurses zurückfordern. Durch die Digitalisierung hat sich die An-
zahl der angebotenen Fernlehrgänge seit Inkrafttreten des Gesetzes erheblich vervielfacht. In der Pra-
xis wird nur für einen verschwindend geringen Anteil der Fernlehrgänge eine Zulassung bei der ZFU 
beantragt; das Verfahren ist aufwendig, langwierig, bürokratisch, mit hohen Kosten verbunden (150 % 
des Kurspreises, mindestens jedoch 1 050 Euro) und den Anbietern in der Regel nicht bekannt. Aktu-
ell sind durch die ZFU rund 5 000 Kurse zugelassen. Anbieter schätzen, dass tatsächlich eine sechs- bis 
siebenstellige Zahl an zulassungspflichtigen Kursen existiert. Wollte man die Zulassung für alle vom 
FernUSG erfassten Online-Lehrgänge durchsetzen, wäre das durch die ZFU auch bei einer Vervielfa-
chung des Personals nicht zu bewältigen.  

Der gesetzliche Anspruch, jeden einzelnen Kurs einem Zulassungsverfahren mit einer umfangreichen 
Qualitätsprüfung zu unterziehen, ist nicht realisierbar. Der dafür erforderliche bürokratische Aufwand 
steht in keinem Verhältnis zum beabsichtigten Schutz. Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag 
zwar vorgesehen das FernUSG zu modernisieren. Der NKR ist jedoch der Ansicht, dass eine ersatzlose 
und vollständige Streichung des Gesetzes erforderlich ist. Mit der Aufhebung des FernUSG ist auch die 
Abschaffung einer Behörde, der ZFU, verbunden, die auf einem Staatsvertrag der Bundesländer beruht. 
Eine Zertifizierung von Fernlehrgängen durch eine zentrale Stelle könnte stattdessen auf freiwilliger 
Basis durch die Branche und deren Verbände angeboten werden; einer gesetzlichen Verpflichtung be-
darf es hierfür nicht.
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3. �Auch untergesetzliche Vorschriften verein­
fachen. Vorgaben aus untergesetzlichen Vor-
schriften tragen erheblich zur bürokratischen 
Belastung bei und machen das Normenge-
flecht komplexer. Selbst kleine Unternehmen 
sind z. B. durch Vorschriften der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) 
verpflichtet, elektrische Betriebsmittel und 
Firmenfahrzeuge jährlich von fachkundigen 
Personen überprüfen zu lassen. Die Berufsge-
nossenschaften signalisieren den Willen zum 
Bürokratieabbau und haben begonnen, grund-
legende Vorschriften zu überarbeiten. Dieser 

Prozess muss zügiger vorangetrieben werden, 
als es in der Vergangenheit der Fall war, u. a. 
durch Vereinfachungen beim Abstimmungs-
prozess solcher Vorschriften. Ähnlich wie bei 
untergesetzlichen Vorschriften ist die Lage bei 
DIN-Normen, die zwar privatwirtschaftlicher 
Natur sind, aber durch indirekte Bezugnahmen 
in Gesetzen gesetzesähnlich wirken. Der NKR 
hat sich vor dem Hintergrund des Wohnungs-
baus mit der Fragestellung befasst, inwiefern 
DIN-Normen in unangemessen starker Weise 
zu Baukostensteigerungen führen und wie die-
se begrenzt werden können (siehe Kasten). 

Aufwand im Wohnungsbau durch Gesetze und Normen begrenzen

Der NKR hat im April 2026 eine zweitägige Anhörung zu DIN-Normen als Aufwandstreiber im Bau-
wesen mit insgesamt zwölf Sachverständigen durchgeführt. Anlass war die Überarbeitung des Werk- 
und Bauvertragsrechts in Entwicklung eines Gebäudetyp-E-Gesetzes sowie die strategische Weiterent-
wicklung des technischen Normungswesens. Im Ergebnis empfiehlt der NKR in einem Positionspapier, 
die zivilrechtliche Absicherung vereinfachter Standards durch die unmittelbare Einbeziehung und 
Verpflichtung der DIN-Gremien zur Erarbeitung unterschiedlicher Leistungsklassen zu jeder bau
relevanten DIN-Norm sicherzustellen. Von besonderer Bedeutung ist dabei der Standard einfacher 
Ausführung, der den Leitgedanken der sog. Grundausstattung aufgreift, von der aus qualitativ nur 
nach oben abgewichen werden darf. So sollen die Vertragsbeteiligten dazu gebracht werden, klare 
Ausführungsvorgaben zu vereinbaren. Bauunternehmen sollen bei Abweichungen die Bauherren mit 
überschaubarem Aufwand aufklären können und zugleich keinen unvorhersehbaren Haftungsrisiken 
ausgesetzt werden. Außerdem sollten die Landesbauordnungen harmonisiert sowie Normen stärker 
an Praxistauglichkeit und Folgekosten ausgerichtet werden. Ziel ist mehr Vertragsfreiheit, kosten
günstigeres Bauen und zusätzlicher Wohnungsneubau.

QR-Code scannen
NKR-Positionspapier
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Bürokratieabbau 

auf EU-Ebene 
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Ausgangssituation

Im Bereich des Bürokratieabbaus auf EU-Ebene 
stehen insbesondere die zehn sogenannten „Om-
nibus-Pakete“ der Europäischen Kommission im 
Mittelpunkt. Diese sollen sowohl Kosten als auch 
Berichtspflichten für Unternehmen bis 2030 um 
mindestens 25 % reduzieren – das entspricht 
Einsparungen in Höhe von rund 37,5 Mrd. Euro 
jährlich. Problematisch ist, dass die Omnibus-Pa-
kete teilweise ohne Konsultationsverfahren und 
ohne Prüfung der Folgenabschätzungen (Impact 
Assessments) durch das Regulatory Scrutiny 
Board (RSB) erarbeitet wurden. So bleibt unklar, 
welche Auswirkungen die Maßnahmen tatsäch-
lich haben werden.

Seit der Corona-Pandemie ist zu beobachten, 
dass die „Notfall-Gesetzgebung“ auf EU-Ebene 
deutlich zugenommen hat. Dabei werden neben 
der Einbindung des RSB häufig auch weitere zen-
trale Kriterien der Besseren Rechtsetzung außer 
Acht gelassen, etwa wichtige formale Konsulta-
tionsverfahren.

Gesetzgebungsvorhaben im Trilogverfahren 
verändern sich häufig inhaltlich erheblich, ohne 
dass die zugrunde liegenden Folgenabschätzun-
gen entsprechend angepasst werden. Für verab-
schiedete europäische Rechtsakte liegt daher oft 
kein vollständiges, aktuelles ex-ante-Impact-As-
sessment vor. Erschwerend kommt hinzu, dass 
die Erkenntnisse aus den Prüfungen des RSB 
nicht systematisch für spätere Evaluierungen 
genutzt werden können, da die Amtszeiten der 
RSB-Mitglieder häufig nicht das Impact Assess-
ment und die Evaluation eines Rechtsakts gleich-
zeitig abdecken. 

Eine weitere Herausforderung besteht darin, für 
Folgenabschätzungen belastbare und vergleichba-
re Daten aus verschiedenen Mitgliedstaaten zu ge-
winnen. Gerade im Kontext datenbasierter Politik 

bleibt dies ein zentraler Engpass für die Qualität 
und Aussagekraft von Impact Assessments.

In der neuen Legislaturperiode der Europäischen 
Kommission („von der Leyen II“) wurden zusätz-
liche Instrumente der Besseren Rechtsetzung 
eingeführt, darunter sogenannte Implemen-
tation Dialogues und Reality Checks. Letztere 
orientieren sich erkennbar an den deutschen 
Praxischecks. Belastbare Daten zur Wirkung die-
ser Instrumente liegen bislang jedoch nicht vor. 
Nach Angaben der Europäischen Kommission 
wurden bis März 2026 rund 60 Implementation 
Dialogues durchgeführt, zu Reality Checks gibt 
es keine kumulierten öffentlichen Zahlen. Der-
zeit ist nicht nachvollziehbar, in welcher Weise 
die daraus gewonnenen Erkenntnisse konkret 
in Gesetzgebungs- oder Überarbeitungsprozesse 
einfließen.

Da Europa beim Bürokratieabbau immer stärker 
in den Fokus rückt, gewinnt auch der kontinu-
ierliche bi- und multilaterale Austausch zu Best 
Practices der Besseren Rechtsetzung an Bedeu-
tung. Das RegWatchEurope-Netzwerk (RWE) – 
ein Zusammenschluss unabhängiger Beratungs- 
und Kontrollgremien, dessen Präsidentschaft 
der NKR im Jahr 2026 übernommen hat – bietet 
hierfür eine wichtige Plattform. Die Mitglieds-
institutionen aus neun europäischen Ländern 
begleiten die Arbeit der EU und insbesondere 
der Europäischen Kommission konstruktiv, aber 
auch kritisch. Gemeinsam mit dem RSB, dem 
unabhängigen Prüfgremium der Europäischen 
Kommission für Folgenabschätzungen und Eva-
luierungen, leisten sie einen wichtigen Beitrag 
zur Qualität europäischer Rechtsetzung.

Mit Sorge beobachtet der NKR zugleich die Ent-
wicklung unabhängiger Better-Regulation-In-
stitutionen in Europa. In Norwegen wurde das 
entsprechende Beratungsgremium kurzfristig 
aufgelöst. In Dänemark wird der bisherige Rat 
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derzeit grundlegend neu aufgestellt, und auch 
in Großbritannien wird das bisherige Gremium 
durch eine neue Institution ersetzt. Gleichzeitig 
wächst das Interesse weiterer Staaten an einer 

Mitarbeit im Netzwerk. Die Aufnahme unabhän-
giger Gremien aus Italien, Österreich und Frank-
reich würde der NKR sehr begrüßen.

High-Level Veranstaltung 
Mit ihrem Strategiepapier „A Simpler, Clearer and Better Enforced EU Rulebook”  
signalisiert die Europäische Union signifikante Ambitionen im Hinblick auf eine Reform und Moder-
nisierung des Europäischen Rechtsetzungssystems; in den Mitgliedsländern gibt es ähnliche Bestre-
bungen. Auf der NKR-Veranstaltung „Weniger Bürokratie durch bessere EU-Gesetzgebung” am 23. Juni 
2026 stand vor allem die Frage im Fokus, wie die EU und die Mitgliedstaaten noch besser kooperieren 
können, um die Gesetzgebungsqualität zu verbessern. Der Bürokratieabbau wurde dabei im Kontext 
zukünftiger Herausforderungen, wie z. B. schwindendes Vertrauen in den Staat, und hinsichtlich der 
Verwendung von Daten für eine bessere Rechtsfolgenabschätzung diskutiert. 

Lösungsansätze der Bundesregierung

Konkrete Maßnahmen zum Bürokratieabbau auf 
EU-Ebene finden sich sowohl in der MoA Bund 
als auch in der MoA Föderal. 

Die MoA Bund enthält folgende Vorhaben: 

• Die Einführung der EU-weit geltenden „One
in, two out“-Regelung wird angestrebt. Hierfür
hatte sich der NKR bereits in seiner Kommen-
tierung zum Koalitionsvertrag stark gemacht.

• Beteiligte Akteure sollen bereits im Initiativ- 
und Verhandlungsprozess unnötige Bürokratie
vermeiden. Der NKR regte bereits im Nachgang
seiner Brüssel-Reise 2023 an, dass in den Rats
arbeitsgruppen Bürokratieabbau prominenter
von deutscher und französischer Seite einge-
bracht werden muss. Auch ist es wichtig, die
Änderungen im Rahmen des Trilogverfahrens
durch eine eigene Impact-Assessment-Einheit
berechnen zu lassen. Zudem wurde eine bes-
sere und frühere Koordinierung der deutschen
Verhandlungsposition angemahnt.

• Die Reduzierung der EU-Durchführungs-
rechtsakte bis zum Ende der Legislaturperio-
de soll geprüft werden. Auch der NKR hatte

QR-Code scannen
A Simpler, Clearer and Better Enforced EU Rulebook 

QR-Code scannen
EU-Gesetzgebung braucht mehr Praxisbezug und bessere Zusammenarbeit
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sich im Nachgang seiner Brüssel-Reise für eine 
stärkere Einbeziehung der EU-Durchführungs-
akte in die Kalkulation von Gesetzesfolgen 
stark gemacht.

• Die Übertragbarkeit bewährter Verfahren an-
derer Mitgliedstaaten auf die nationale Gesetz-
gebung, insbesondere für die Frühphase, soll
geprüft werden.

Die MoA Föderal greift zusätzliche Aspekte auf:

• Berichtspflichten sollen reduziert oder mög-
lichst abgeschafft werden, insbesondere bei
der Nachhaltigkeitsberichterstattung. Der NKR
bestärkte die Bundesregierung in seiner ent-
sprechenden Stellungnahme am 22. August
2025 zum Gesetz darin, sich auf EU-Ebene ak-
tiv für eine Einschränkung des Anwendungs-
bereichs der CSR-Richtline (Nachhaltigkeits
berichterstattung) einzusetzen. Dadurch
könnten für Unternehmen in Deutschland zu-
sätzliche Bürokratiekosten in Milliardenhöhe
vermieden werden.

• Die Bundesregierung will Gold-Plating ver-
meiden, also nationale Verschärfungen von
EU-Vorgaben zurückführen (z. B. bei Lieferket-
ten-, Tierarzneimittel- und Datenschutzrecht).
Grundsätzlich begrüßt der NKR das, allerdings
gab es in der Vergangenheit und auch bei der
aktuellen Bundesregierung einzelne Fälle, bei
denen Gold-Plating vorkam – zuletzt bei dem
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Pro-
duktsicherheitsgesetzes.

• Bei der Evaluierung der Whistleblower-Richt-
linie 2026 sollen Bürokratiekosten, insbeson-
dere für KMU, gesenkt werden; dazu gehört die
Überprüfung der Pflicht zu internen Meldestel-
len. Der NKR unterstützt dieses Vorhaben: In
seiner Stellungnahme zur „Formulierungshilfe
der Bundesregierung zum Entwurf eines Ge-

setzes für einen besseren Schutz hinweisgeben-
der Personen sowie zur Umsetzung der Richt-
linie zum Schutz von Personen, die Verstöße 
gegen das Unionsrecht melden“ (NKR-Nr. 6681) 
hatte der NKR die Bundesregierung dafür 
kritisiert, zwar von einmaligem und laufendem 
Erfüllungsaufwand für Deutschland auszu
gehen, ihn aber nicht zu quantifizieren.

• Die Bundesregierung setzt sich für eine EU-In-
itiative zur Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren ein, um Infrastruk-
turprojekte schneller umzusetzen. Auch der
NKR hat sich mit diesem Thema befasst und
den Projektbericht „Schneller zur Anlagen-
genehmigung“ herausgegeben (siehe hierzu
Kapitel 2.3).

• Im Vergaberecht werden Vereinfachungen an-
gestrebt, etwa durch weniger Sonderregelun-
gen und Erleichterungen für kleinere Auftrag-
gebende. Hinsichtlich der EU-Ebene ist dem
NKR bisher keine entsprechende Initiative be-
kannt; für die nationale Ebene wurden bereits
erste Vereinfachungen auf den Weg gebracht
(siehe Kapitel 3).

• Im Datenrecht und bei der DSGVO sollen In-
formations-, Transparenz- und Dokumenta-
tionspflichten vereinfacht sowie digitale One-
Stop-Shop-Lösungen geschaffen werden. Der
NKR hat hierzu eine Studie veröffentlicht, die
Möglichkeiten für eine Vereinheitlichung der
heterogenen Regelungen im Datenrecht auf-
zeigt (siehe Info-Kasten zum Datengesetzbuch
in Kapitel 2.2).

• Für Reallabore sind datenschutzrechtliche Er-
leichterungen vorgesehen, etwa bei Einwilligun-
gen, Zweckbindung und Informationspflich-
ten; durch Experimentierklauseln im EU-Recht
sollen Innovationsspielräume erweitert und
bürokratische Hürden abgebaut werden.
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Umsetzungsstand und Empfehlungen 

Positiv bewertet der NKR, dass die EU-Kommis-
sion bis März 2026 insgesamt 60 Dialogverfahren 
zur Umsetzung europäischer Regelungen durch-
geführt hat. Die Kommission selbst sieht Heraus-
forderungen darin, dass sich im Trilogverfahren 
Regelungsentwürfe noch substantiell ändern 
und daraus neue oder veränderte Belastungen 
entstehen, ohne systematisch erfasst zu werden. 
Auch bei den EU-Durchführungsakten besteht 
eine Verfahrenslücke. Die Kommission führt hier 
keine Gesetzesfolgenabschätzung durch, sodass 
Belastungen, die sich durch solche Rechtsakte 
ergeben, weder bekannt noch bilanziert sind – 
auch wenn davon jährlich mehr als 100 erlassen 
werden. Oft ist nicht transparent, welche Rechts-
akte relevante Belastungen verursachen und da-
her einer vertieften Prüfung unterzogen werden 
sollten – ohne dass die Prüfung selbst zusätzliche 
Bürokratie erzeugt. Entsprechend prüft das RSB 
in diesem Bereich bislang nur selten.

Vor diesem Hintergrund empfiehlt der NKR:

1. �Verbindliche Folgenabschätzungen auch in
Krisenzeiten sicherstellen. Wer Bürokratie
wirksam abbauen oder neue Belastungen ver-
meiden will, darf auf fundierte Folgenabschät-
zungen nicht verzichten. Das gilt auf nationaler
und auch auf EU-Ebene – gerade für die noch
geplanten Omnibus-Pakete. Schnelligkeit er-
setzt keine Qualität. In diesem Kontext begrüßt
der NKR die Kommunikation der Kommission
vom April 2026, in der sie Kriterien für einen
„Notfall“ sowie Minimalinhalte für ein entspre-
chendes Impact Assessment definiert. Gleich-
zeitig sollte sich die Bundesregierung deutlich
früher in europäische Gesetzgebungsverfahren
einbringen. Ziel muss es sein, unnötige Büro-
kratie bereits während der Verhandlungen zu
verhindern oder ihre Auswirkungen frühzeitig

zu begrenzen, anstatt sie erst bei der nationa-
len Umsetzung zu korrigieren. Dafür braucht 
es auch geeignete Anreize und klare Zustän-
digkeiten, damit deutsche Vertreterinnen und 
Vertreter in Brüssel Bürokratievermeidung 
stärker in den europäischen Verhandlungen 
verankern.

2. �Ergebnisse von Impact Assessments und
Reality Checks systematisch nutzen. Der NKR
unterstützt diese neuen Formate; sie stärken
den Dialog mit der Praxis und machen Umset-
zungs- und Vollzugshürden frühzeitig sicht-
bar. Entscheidend ist jedoch – wie das aktuelle
NKR-Gutachten zu Evaluierungen und Praxis-
checks zeigt – nicht allein ihre Durchführung,
sondern die systematische Verwertung der
Ergebnisse. Auf nationaler Ebene wird deut-
lich: Ohne klare Verwendungspfade bleiben
selbst hochwertige Prüfungen oft folgen-
los (siehe Kapitel 2.1). Auch auf europäischer
Ebene sind nachvollziehbare Mechanismen
und eine sichtbare Rückkopplung in politische
Entscheidungen nötig. Andernfalls kann zwar
Aufmerksamkeit erregt werden, strukturelle
Wirksamkeit ist aber nicht garantiert.

3. �Folgenabschätzungen im Trilogverfahren
deutlich stärken. Auch die Datenqualität muss
verbessert werden – etwa durch eine stärke-
re Zentralisierung der Erstellung von Impact
Assessments der Kommission und eine enge-
re Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten
bei der Datenübermittlung. Wer Regulierung
evidenzbasiert steuern will, braucht auch auf
EU-Ebene konsistente Methoden, belastbare
Daten und transparente Verfahren – entlang
des gesamten Rechtsetzungsprozesses.
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4. �Zahl und Wirkung von EU-Durchführungs­
rechtsakten gezielt begrenzen. Eine spürbare
Verringerung der Anzahl von EU-Durchfüh-
rungsrechtsakten kann einen wichtigen Bei-
trag zur bürokratischen Entlastung leisten.
Derzeit besteht die Herausforderung darin,
besonders belastende Rechtsakte überhaupt
zu identifizieren und gezielt zu prüfen. Hier
braucht es mehr Transparenz und eine sys-
tematischere Herangehensweise. Die Kom-
mission erklärt, dass 2026 bereits 30 % der
Durchführungsrechtsakte depriorisiert wur-
den – was das konkret bedeutet, bleibt offen.
Im Rahmen einer angekündigten Prüfung des
EU-Bestandsrechts sollen auch delegierte und
implementierende Rechtsakte ins Auge gefasst
werden – das begrüßt der NKR.

5. �Europäischen Erfahrungsaustausch zur
Besseren Rechtsetzung ausbauen. Der NKR
fordert die EU-Partnerländer auf, keine weite-
ren unabhängigen Institutionen der Besseren
Rechtsetzung abzuschaffen. Sie sind wichtige
unabhängige Stimmen in ihren Ländern und
im europäischen Kontext.
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Erfüllungsaufwand – 

Zahlen, Daten, 
Fakten
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Der NKR berichtet seit 2011 jährlich über die 
Entwicklung des Erfüllungsaufwands. Damit 
zieht er eine Bilanz über die zusätzlichen Be- und 
Entlastungen für Bürgerinnen und Bürger, Wirt-
schaft und Verwaltung. Mit der Vereinbarung 
von ressortscharfen Abbauzielen im Koalitions-
vertrag hat diese Bilanz an Gewicht gewonnen. 
Sie zeigt die bisherigen Fortschritte sowie die 
Lücken, die bis zum Ende der Legislaturperiode 
noch zu schließen sind.

Erfüllungsaufwand

Der Erfüllungsaufwand umfasst den mess-
baren Zeitaufwand und die Kosten, die eine 
neue Regelung für die Normadressaten (Bür-
gerinnen und Bürger, Wirtschaft und öffent-
liche Verwaltung) unmittelbar auslöst oder 
einspart. Dabei kann es sich sowohl um ein-
malige als auch um laufende Be- und Ent
lastungen handeln.

QR-Code scannen
Kostenfolgen transparent machen

Die Klärung bzw. Abstimmung der Datengrund-
lage für die Abbauziele hat innerhalb der Bun-
desregierung erhebliche Ressourcen gebunden. 
Aus Sicht des NKR standen dabei mitunter weni-
ger sachliche Abgrenzungsfragen als vielmehr die 
jeweils eigene Ressortbilanz im Vordergrund, mit 
dem Ziel, die ressortindividuelle Abbauverpflich-
tung möglichst gering zu halten. Insbesondere 
wurden Bereinigungen vorgenommen, die zum 
Teil von der verbindlichen Methodik zur Berech-
nung des Erfüllungsaufwands abweichen (siehe 
Kasten). Für die Glaubwürdigkeit des Zielsystems 
bedarf es allerdings einer nicht beliebig änderba-
ren, systematischen und verlässlichen Methodik 

zur Schätzung der quantitativen Gesetzesfolge-
kosten. Die Erfüllungsaufwandsmethodik hat 
sich seit dem Jahr 2011 als solche etabliert. Der 
NKR empfiehlt, diese Methodik in ihrem Kern zu 
erhalten und weiterhin einheitlich anzuwenden. 

Abstimmung der Datengrundlage für 
die ressortscharfen Abbauziele

Im Zuge der Klärung und Abstimmung der 
Datengrundlage wurde der Erfüllungsauf-
wand im Zusammenhang mit dem Gesetz 
zur ganztägigen Förderung von Kindern im 
Grundschulalter (Ganztagsförderungsgesetz) 
neu bewertet. Hierbei haben sich BMDS 
und BMBFSFJ entschieden, den bilanzier-
ten Erfüllungsaufwand in Höhe von 4,2 Mrd. 
Euro – entgegen der geltenden Methodik und 
entgegen der Empfehlung des NKR – aus 
der Zielbilanz herauszunehmen. Diese Ent-
scheidung hat unmittelbare Folgen für die 
Lastenverteilung: Andere Ressorts müssen 
nun deutlich mehr Erfüllungsaufwand ab-
bauen, um das Gesamtziel von 10 Mrd. Euro 
zu erreichen, während das BMBFSFJ faktisch 
kaum noch Abbauverpflichtungen trägt.

5.1 Entwicklung im letzten Berichtszeitraum 

Im Berichtszeitraum 2025/26 wurden dem NKR 
insgesamt 437 Gesetzes- und Verordnungs-
entwürfe zur Prüfung vorgelegt. Hierzu hat er 
111 schriftliche Stellungnahmen abgegeben. 

Entwicklung des jährlichen Erfüllungsaufwands

Der vom NKR bilanzierte jährliche Erfüllungs-
aufwand ist im aktuellen Berichtzeitraum um 
insgesamt rund 6,8 Mrd. Euro gesunken. Ent-
lastet wurden dabei alle drei Normadressaten: 
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Bürgerinnen und Bürger mit rund 6,4 Mrd. Euro, 
die Verwaltung mit rund 370 Mio. Euro sowie die 
Wirtschaft mit rund 45 Mio. Euro. Damit hat sich 
der jährliche Erfüllungsaufwand über alle drei 
Normadressaten im aktuellen Zeitraum halbiert 
und beträgt 6,4 Mrd. Euro mehr als im Jahr 2011. 
Zum Ende des letzten Berichtszeitraums lag der 
jährliche Erfüllungsaufwand im Vergleich zum 
Jahr 2011 noch bei plus 13,2 Mrd. Euro. 

Mit einer Entlastung von insgesamt 7,7 Mrd. 
Euro trägt fast ausschließlich das Gebäudemo-
dernisierungsgesetz des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Energie (BMWE) zu dieser 
Trendwende bei. Dabei handelt es sich vor allem 
um die Streichung der Pflicht, neu eingebau-
te Heizungsanlagen zu 65 % mit erneuerbaren 
Energien zu betreiben. Damit fallen zwar erhebli-
che zukünftige Kosten nicht mehr an, es entsteht 
aber auch keine unmittelbar spürbare Entlastung 
für die Normadressaten, da diese Kosten noch 
nicht angefallen waren.

Auch wenn die erhebliche Entlastung aus dem 
Gebäudemodernisierungsgesetz vor allem die 

Belastungen aus dem Jahr 2023 rechnerisch 
kompensiert und sich nicht unmittelbar spür-
bar auf die Normadressaten auswirkt, ist in der 
Langzeitperspektive trotzdem ein positiver Trend 
zu verzeichnen: Insgesamt fällt der jährliche Er-
füllungsaufwand in dem aktuellen Zeitraum auf 
das niedrigste Niveau seit dem Jahr 2020. 

Dieser positive Trend resultiert vor allem aus 
weiteren Entlastungen in dem Berichtszeit-
raum, insbesondere aus der Fahrschulmoderni-
sierungsverordnung (BMV, rund 840 Mio. Euro), 
aus dem Gesetz zur Beschleunigung der Umset-
zung der Energieeffizienzrichtlinie (BMWE, rund 
740 Mio. Euro) sowie aus dem Pflegeneuord-
nungsgesetz (BMG, 730 Mio. Euro).

Mit einem jährlichen Erfüllungsaufwand von 
rund 3,2 Mrd. Euro sticht bei den Belastungen 
das Bundesministerium des Innern (BMI) hervor. 
Der zusätzliche Erfüllungsaufwand resultiert 
vor allem aus der Umsetzung der NIS-2-Richt-
linie (rund 2,5 Mrd. Euro) und aus dem Gesetz zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2557 und 
zur Stärkung der Resilienz kritischer Anlagen 
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Abbildung 5: Jährlicher Erfüllungsaufwand seit 2011
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(KRITIS-Dachgesetz, 500 Mio. Euro), wobei es sich 
im letztgenannten Fall um einen Richtwert und 
keine belastbare Schätzung handelt. Mit 1,7 Mrd. 
Euro hat auch das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz (BMJV) zu den Belas-
tungen beigetragen. Diese ergeben sich fast voll-
ständig aus der Umsetzung der EU-Richtlinie über 
Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD). 

Nicht in der Bilanz berücksichtigt ist wegen 
weiterhin noch offener methodischer Fragen 
der Erfüllungsaufwand aus dem Zweiten Gesetz 
zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminde-
rungs-Quote (BMUKN, siehe Kasten). 

Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs-Quote

Zur Erreichung der Klimaschutzziele im Verkehrssektor wurden mit dem Gesetz die Minderungs
vorgaben der Erneuerbare-Energien-Richtlinie verschärft und in nationales Recht umgesetzt. Die jähr
lichen Vermeidungskosten für die Wirtschaft hat das BMUKN auf rund 2,7 Mrd. Euro ab dem Jahr 
2030 und rund 11,8 Mrd. Euro ab dem Jahr 2040 geschätzt. Bereits in Verbindung mit dem Ersten 
Gesetz zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs-Quote hat der NKR angeregt zu prüfen, 
wie sich mögliche zukünftige technologische Entwicklungen und Innovationen bei der Ermittlung des 
Erfüllungsaufwands bei langfristig wirksamen Maßnahmen angemessen abbilden lassen. Eine ent-
sprechende Ankündigung gab es bereits im Juni 2021 per St-Beschluss. Allerdings wurde diese Revision 
der Methodik noch nicht herbeigeführt.
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Abbildung 6: Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands im aktuellen Berichtszeitraum nach Bundesministerium

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode Drucksache 21/8850– 71 –

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



72

Entwicklung des einmaligen Erfüllungsaufwands

Im aktuellen Berichtszeitraum entstand ein-
maliger Erfüllungsaufwand von insgesamt rund 
8,9 Mrd. Euro. 6,8 Mrd. Euro davon sind auf die 
Renovierungsanforderungen des Gebäudemo-
dernisierungsgesetzes zurückzuführen. Aus dem 
KRITIS-Dachgesetz entsteht zusätzlicher einma-
liger Erfüllungsaufwand von rund 1,7 Mrd. Euro. 
Weitere 880 Mio. Euro entstehen aus der Umset-
zung der CSRD. 

Entwicklung der Bürokratiekosten

Die Bürokratiekosten stiegen im Berichtszeit-
raum um rund 1,3 Mrd. Euro. Hier ist wieder die 
Umsetzung der CSRD der Hauptkostentreiber. 
Entlastungen ergeben sich vor allem in Ver-
bindung mit dem Gesetz zur Reform der Not-
fallversorgung, dem Gesetz zur Beschleunigung 

der Umsetzung der Energieeffizienzrichtlinie 
(BMWE) und dem Gesetz zur Ermöglichung der 
digitalen Fluggastabfertigung (BMV).

QR-Code scannen 
StBA: Bürokratiekostenindex

Bürokratiekosten

Bürokratiekosten sind eine Teilmenge des 
jährlichen Erfüllungsaufwands. Sie entste-
hen durch die Verpflichtung der Unterneh-
men, Daten oder sonstige Informationen für 
Behörden oder Dritte zu beschaffen, verfügbar 
zu halten oder zu übermitteln. Es handelt sich 
also um den „klassischen Papierkram“.
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Abbildung 7: Einmaliger Erfüllungsaufwand nach Bundesministerium im aktuellen Berichtszeitraum
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Entwicklung der „One in, one out“-Bilanz

„One in, one out“-Regel

Die im Jahr 2015 eingeführte „One in, one out“-Regel sah ursprünglich vor, dass jede Vorgabe, die die 
Wirtschaft belastet, spätestens bis zum Ende der jeweiligen Legislaturperiode durch eine entlastende 
Vorgabe ausgeglichen werden muss. Mit Beschluss des Staatssekretärsausschusses Staatsmodernisie-
rung und Bürokratierückbau vom 10. Oktober 2025 wurde die Regel erweitert und erfasst rückwirkend 
ab Mai 2025 auch den jährlichen Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger und der Verwal-
tung. Sie erfasst ebenfalls den einmaligen Erfüllungsaufwand für alle drei Normadressaten, der aller-
dings nur bei belastenden Regelungsvorhaben anteilig zu 10 % zu berücksichtigen ist. Diese kompli-
zierte Regelung führt zu mehr Intransparenz im System. Ab Januar 2026 wurde auch die Ausnahme 
für die Umsetzung von EU-Recht abgeschafft, obwohl bisher noch nicht festgelegt wurde, ob dieser 
Erfüllungsaufwand zu 100 % zu kompensieren ist.

Mit der Erweiterung der „One in, one out“-Re-
gel hat die Bundesregierung einen Vorschlag 
des NKR aufgegriffen. Allerdings bedeutet die 
noch ausstehende Entscheidung zur Kompen-
sation des Erfüllungsaufwands aus EU-Recht, 
dass – anders als in der Vergangenheit – es nicht 
möglich ist, die aktuelle „One in, one out“-Bilanz 

vollständig darzustellen. Ebenfalls nicht möglich 
ist eine Betrachtung des Zeitraums zwischen Mai 
und Dezember 2025, da in diesem Zeitraum für 
Bürgerinnen, Bürger und Verwaltung noch nicht 
zwischen EU- und nationalbedingtem Erfül-
lungsaufwand unterschieden wurde.
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Abbildung 8: Veränderung der jährlichen Bürokratiekosten im aktuellen Berichtszeitraum nach Bundesministerium
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An dieser Stelle wird deshalb der Zeitraum ab 
Januar 2026 betrachtet. Ferner wird angenom-
men, dass der Erfüllungsaufwand aus der Um-
setzung von EU-Recht vollständig kompensiert 
wird. Unter diesen Annahmen wurde in diesem 
Zeitraum insgesamt ein „Out“ von rund 10,8 Mrd. 
Euro erzielt. Die Entlastung ergibt sich insbeson-
dere in Zusammenhang mit den jährlichen Ent-
lastungen aus dem Gebäudemodernisierungs-
gesetz, die nach der neuen Systematik als „Out“ 
verbucht werden. 

Zu beachten ist aber, dass bedeutende euro-
päische Regelungsvorhaben noch im Jahr 2025 
beschlossen wurden und damit nicht in der 
Bilanz berücksichtigt sind: Die Umsetzung der 
NIS-2-Richtlinie, die Umsetzung der CSRD und 
das KRITIS-Dachgesetz verursachen faktisch 
ein zusätzliches „In“ von insgesamt rund 5 Mrd. 
Euro, was im Saldo zu einem geringeren „Out“ 
von lediglich rund 5,8 Mrd. Euro führen würde. 

Der NKR stellt fest, dass die praktische Ausge-
staltung der angepassten „One in, one out“-Re-
gel weiterhin dazu führt, dass die Bilanz von der 
Realität der betroffenen Normadressaten ab-
weicht, da nicht alle Be- und Entlastungen in die 
Bilanz einfließen. Ohne eine klare Festlegung zur 
Bilanzierung des Erfüllungsaufwands aus der 
Umsetzung von EU-Recht hat sich die Transpa-
renz ebenfalls verschlechtert. Der NKR regt an, 
die Regel so einfach wie möglich zu gestalten 
und den EU-bedingten Erfüllungsaufwand voll-
ständig (100 %) zu kompensieren. 
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Erreichung der Abbauziele

Im Koalitionsvertrag und der MoA Bund wurde 
vereinbart, jährliche Bürokratiekosten um 25 % 
(rund 15 Mrd. Euro) und den jährlichen Erfül-
lungsaufwand um weitere 10 Mrd. Euro bis zum 
Ende der Legislaturperiode zu reduzieren.

Mit einer Entlastung von rund 7,7 Mrd. Euro hat 
allein das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWE) mit dem Gebäudemoder-
nisierungsgesetz einen maßgeblichen Beitrag zur 
Erreichung des Erfüllungsaufwandsziels beige-
tragen. Auch das Bundesministerium für Woh-
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) 
hat mit dem Gesetz zur Beschleunigung des 
Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung 
und einer damit einhergehenden Entlastung von 
2,5 Mrd. Euro das individuelle Abbauziel erreicht. 

Mit rund 3 Mrd. Euro belastend ausgewirkt 
haben sich dagegen vor allem Regelungsvorha-
ben des Bundesministeriums des Innern (BMI): 
das Gesetz zur Umsetzung der NIS-2-Richtlinie 
sowie das KRITIS-Dachgesetz. Dennoch wurden 
bereits im ersten Jahr der Legislaturperiode über 
90 % des Abbauvolumens erreicht. Zu unter
streichen ist aber, dass es sich hier zum großen 
Teil um die Vermeidung von zukünftigen Kosten 
und nicht um eine unmittelbar spürbare Ent-
lastung handelt – die Entlastung besteht damit 
allein auf dem Papier.  

Beim Abbau der Bürokratiekosten wurden 
dagegen keine Fortschritte erzielt. Auch wenn 
einige Ressorts (BMV, BMG, BMLEH) bis zu 
30 % ihres individuellen Abbauziels erreicht 
haben, verzeichnen wir eine Steigerung der 
jährlichen Bürokratiekosten um insgesamt 
rund 1,2 Mrd. Euro, was einer Steigerung des 
Bürokratiekostenindexes (BKI) um über zwei 
Indexpunkte entspricht.
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Abbildung 10: Erreichung der Abbauziele seit Mai 2025

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode Drucksache 21/8850– 75 –

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



76

Ressort Abbauziel Zielerreichung

Bürokratiekosten Erfüllungs
aufwand

Bürokratiekosten Erfüllungs
aufwand

BMF -4 694    -     -24   -51   

BMJV -3 578    -      1 730    1 687   

BMG -1 899    -     -309   -1 767   

BMAS -1 128    -     -3   -95   

BMWE -870   -5 359   -71   -8 735   

BMUKN -423   -2 580   -9   -36   

BMV -292   -461   -72   -950   

BMBFSFJ -207   -144    -      1   

BMLEH -127   -390    6    1   

BMI -82   -101    1    3 180   

BMDS -46   -132   -14    9   

BMFTR -7    -     -      0   

BMWSB -4   -758    -     -2 628   

BK -2   -58   -0    6   

BMVG -0   -19    -      0   

AA -0    -     -     -1   

BMZ  -     -      -     -     

Ressort-
übergrei-
fend

-1 661    -     -      -     

Summe -15 020   -10 002    1 233   -9 380   

Tabelle 1: Erreichung der individuellen Abbauziele nach Bundesministerium
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Der Koalititonsvertrag für die 21. Legislaturperiode – Was wurde bereits umgesetzt?

Oberbegriff Erläuterung Zeile
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01 Büro-
kratieabbau 
allgemein

Bürokratieabbau allgemein

01 Bürokratie
abbau 
allgemein

Gesetzesfolgen messbar machen |  
Erfolgsindikatoren etablieren, 
Gesetzesvollzug daran messen

1 871 BMDS  
+ alle x

01 Bürokratie
abbau 
allgemein

Abbauziele quantifizieren | Bürokra-
tiekosten für die Wirtschaft um 25 % 
(rund 16 Mrd. Euro) reduzieren, Erfül-
lungsaufwand um mind. 10 Mrd. Euro 
senken

1 943 BMDS  
+ alle

x

01 Bürokratie
abbau 
allgemein

Jährliches Bürokratierückbaugesetz 
erlassen | Abbaumaßnahmen einzel-
ner Ressorts bündeln und transparent 
machen

1 945 BMDS  
+ alle

x

01 Bürokratie-
abbau  
allgemein

„One in, one out“-Regel stärken | 
Ausnahmen streichen, d. h. Aufwand 
aus EU-Vorgaben, für Bürgerinnen 
und Bürger und Verwaltung sowie 
einmaligen Umstellungsaufwand 
berücksichtigen, zu einer „One in, two 
out“-Regel fortentwickeln

1 954 BMDS  
+ alle

x

01 Bürokratie-
abbau  
allgemein

NKR stärken | Zuständigkeit für na-
tionalen und EU-weiten Bürokratie-
abbau erweitern, Rückführung ins 
BKAmt vornehmen, untergesetzliche 
Vorschriften einbeziehen, stärker in 
Gesetzgebung einbinden

1 959 BMDS

x

01 Bürokratie-
abbau  
allgemein

Bürokratiemeldeportal einrichten | 
Digitales Bürokratieportal einrichten 
für Mitteilungen zu bürokratischen 
Hemmnissen und Verbesserungs
vorschlägen

1 964 BMDS  
+ alle

x

01 Bürokratie
abbau 
allgemein

Gold-Plating verhindern | Bürokra
tische Übererfüllung ausschließen, 
keine Parallelregulierungen zulassen

2 013 BMDS  
+ alle x

* �Noch nicht begonnen: Die Ressortabstimmung ist noch nicht eingeleitet. (Auch wenn Vorarbeiten erfolgen, Praxischecks durchgeführt werden etc.)
Begonnen: Es liegt ein Referentenentwurf vor und die Ressortabstimmung ist eingeleitet.
In Arbeit/erledigt: Regelungsentwurf ist im Kabinett beschlossen worden/im Gesetzgebungsverfahren von Bundestag und Bundesrat/als
Ministerverordnung in Kraft gesetzt worden.
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01 Bürokratie
abbau 
allgemein

Kommunen entlasten | Ausgaben-
dynamik durchbrechen, Verwal-
tungsverfahren verbessern, Standards 
anpassen (Überregulierung, Umsetz-
barkeit), mehr Flexibilität und Spiel-
räume vor Ort schaffen

3 638 BMDS 
+ alle

x

02 Büro
kratieabbau 
EU

Bürokratieabbau EU

02 Bürokratie-
abbau EU

EU-Beihilfeverfahren beschleuni­
gen | Beihilfeverfahren beschleunigen 
und verschlanken (IPCEI-Verfahren)

161 BMWE
x

02 Bürokratie-
abbau EU

KMU-Schwellenwerte anheben | 
Anhebung der europäischen KMU-
Schwelle anstreben

332 BMWE
x

02 Bürokratie-
abbau EU

Überregulierung bei Wasserstoff­
industrie verhindern | National und 
europäisch pragmatisch regulieren, 
Überregulierung zurückführen

1 097 BMWE

x

02 Bürokratie-
abbau EU

EU-Bodengesetz verhindern | 
Belastungen vermeiden

1 346 BMLEH; 
zuständig 
BMUKN

x

02 Bürokratie-
abbau EU

Stoffstrombilanzverordnung 
abschaffen | Monitoring im Dünge
gesetz verankern

1 387 BMLEH
x 

02 Bürokratie-
abbau EU

Europäische Finanzregulierung 
vereinheitlichen | Gold-Plating 
verhindern

1 561 BMF
x

02 Bürokratie-
abbau EU

EU-Bürokratie abbauen | Bürokra-
tielasten aus EU-Recht umfassend 
und wirkungsorientiert zurückbauen, 
Kommission beim Bürokratierück-
bau unterstützen, höhere Ambitionen 
fordern („One in, two out“, Kosten um 
25 % bzw. 35 % senken), Bundesregie-
rung in EU-Dossiers und Gremien ak-
tiv einbinden

1 994 BMDS, 
BMWE, 
BKAmt, 
BMV

x
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02 Bürokratie-
abbau EU

Europäisches Omnibusverfahren 
unterstützen | Bürokratiearme Lö-
sungen schaffen, Entwaldungsver-
ordnung (EUDR) mit „Null-Risiko-
Variante“, EU-Bodengesetz sowie 
Regulierungen zur Taxonomie, CSRD, 
CSDDD, CBAM, Konfliktmineralien 
und delegierte Rechtsakte ablehnen 

2 002 BMDS, 
BMWE, 
BMLEH, 
BMUKN

x

02 Bürokratie-
abbau EU

Vereinfachung der Verfahren für 
Important Projects of Common Eu­
ropean Interest | EU-Bürokratie zu-
rückbauen, Verwaltungsaufwand ver-
ringern

4 346 BMDS, 
BKAmt, 
BMWE, 
AA 
+ alle

x

02 Bürokratie-
abbau EU

EU-Koordinierung verbessern | Res-
sortkonflikte frühzeitig, wöchentlich 
mit ChefBK in der Runde der beam-
teten Staatssekretäre klären („EU-Mo-
nitoring“), ggf. auf Kabinettebene be-
handeln

4 548 BMDS, 
BKAmt, 
BMWE, 
AA 
+ alle

x

03 Gute 
Gesetzgebung

Gute Gesetzgebung

03 Gute 
Gesetzgebung

Schriftformerfordernisse abbauen |  
Schriftformerfordernisse reduzieren, 
insbesondere im Arbeitsrecht (z. B. bei 
Befristungen)

339 BMDS, 
BMAS 
+ alle

x

03 Gute  
Gesetzgebung

Unnötige Gesetze vermeiden | 
Unnötige Gesetze, Verordnungen und 
Regelungen nicht erlassen, zwecklose 
Gesetze streichen

1 865 BMDS, 
BKAmt 
+ alle

x

03 Gute  
Gesetzgebung

Erst der Inhalt, dann die Paragrafen 
umsetzen | In der Frühphase von Ge-
setzgebungsverfahren Praxischecks 
durchführen, Betroffene und Voll-
zugsexperten mit angemessenen Fris-
ten (i. d. R. vier Wochen) beteiligen

1 867 BMDS 
+ alle

x

03 Gute  
Gesetzgebung

Gesetzentwürfe visualisieren | Ge-
setzentwürfe enthalten Visualisie-
rung von Organisationsstrukturen, 
Prozessabläufen und Wirkungs
modellen

1 873 BMDS 
+ alle

x
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03 Gute 
Gesetzgebung

Evaluationskultur im Bundestag 
fördern | Im Bundestag regelmäßig 
über die Umsetzung von geltenden 
Gesetzen beraten

1 874 BMDS 
+ alle

x

03 Gute 
Gesetzgebung

Innovation durch Experimentier­
räume fördern | Öffnungs- und Ex-
perimentierklauseln, Reallabore und 
Abweichungsrechte nutzen, Ideen-
wettbewerb für ein „Bundesexperi-
mentiergesetz“ starten

1 878 BMWE, 
BMDS 
+ alle

x

03 Gute 
Gesetzgebung

Fokus auf den Einzelfall reduzieren | 
Schwellenwerte erhöhen,  
Ermessensspielräume erwei-
tern, pauschalieren, Stichtags- und 
Präklusionsregelungen, Genehmi-
gungsfiktionen und Bagatellvor
behalte einführen

1 949 BMDS 
+ alle

x

03 Gute 
Gesetzgebung

Schriftformerfordernisse abschaffen 
| Generalklauseln einführen

2 177 BMDS
x

03 Gute 
Gesetzgebung

Gesetzgebung digitaler gestalten | 
Gesetze vollzugsfreundlicher, digitaler 
und verständlicher gestalten mit Pra-
xistauglichkeitstests, Visualisierung 
und einheitlichen Begriffen

2 181 BMDS, 
BMJV, 
BKAmt x

03 Gute 
Gesetzgebung

Schriftformerfordernisse anpassen | 
Formvorschriften §§ 126 BGB refor-
mieren, neu strukturieren, verein
fachen und an neue technische Mög-
lichkeiten anpassen

2 781 BMJ, 
BMDS

x

04 Praxis-
checks

Praxischecks

04 Praxis-
checks

Sozialgesetze praxistauglich gestal­
ten | Für Sozialgesetze Praxischecks 
durchführen, Berichtspflichten und 
Datenerhebung weitestmöglich re-
duzieren

479 BMAS

x

04 Praxis-
checks

Verpackungsrecht praxistauglich 
gestalten | § 21 Verpackungsgesetz 
reformieren, EU-Verpackungsverord-
nung praktikabel umsetzen

1 220 BMUKN

x
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04 Praxis-
checks

Tierhaltung praxistauglich gestal­
ten | Bundes-Immissionsschutzgesetz 
im Bereich der landwirtschaftlichen 
Tierhaltung praxistauglich umgestal-
ten

1 306 BMUKN

x

04 Praxis-
checks

Tierhaltungskennzeichnung praxis­
tauglich gestalten | Unter Einbezie-
hung der Beteiligten Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetz praxistauglich 
gestalten

1 308 BMLEH x (No-
tifizie-
rung 
läuft)

04 Praxis-
checks

Tiergesundheitsrecht praxistaug­
lich gestalten | Tiergesundheitsrecht 
reformieren und praxistauglich ge-
stalten

1 312 BMLEH

x

04 Praxis-
checks

Kadaverentsorgung praxistaug­
lich gestalten | Praxistaugliche 
Rechtsgrundlage für Kontrolle und 
Kennzeichnung von toten Tieren 
schaffen

1 315 BMLEH

x x

04 Praxis-
checks

Steuergesetzgebung praxistaug­
lich gestalten | Bei jedem steuer
relevanten Gesetzgebungsverfahren 
auf Vereinfachung und Digitalisier-
barkeit achten

1 529 BMF

x

04 Praxis-
checks

Gesundheitswesen praxistauglich 
gestalten | Alle Gesetze in diesem Be-
reich einem Praxischeck unterziehen

3 497 BMG
x

04 Praxis-
checks

Wärmeplanung praxistauglich 
gestalten | Umsetzbarkeit der kom-
munalen Wärmeplanung von Beginn 
an berücksichtigen

3 686 BMWE

x

05 Digitali-
sierung

Digitalisierung 1        

05 Digitalisie-
rung

Verwaltungsdaten besser nutzen |  
Daten von Bund, Ländern und 
Kommunen medienbruchfrei 
nutzen und weiterverarbeiten 
(Once-Only-Prinzip)

476 BMDS 
+ alle

x
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05 Digitalisie-
rung

Datenaustausch verbessern | voll-
ständigen Datenaustausch zwischen 
Sozial-, Finanz- und Sicherheits-
behörden ermöglichen, Kontrollen 
durch digitale Vernetzung bürokratie-
arm und effektiv gestalten

524 BMDS, 
BMI, 
BMF, 
BMAS

x

05 Digitalisie-
rung

Verwaltung digitalisieren | Leistun-
gen digital und barrierefrei anbieten, 
Effizienz und Nutzerfreundlichkeit 
erhöhen, Mentalitätswechsel fördern

1 793 BMDS 
+ alle

x

05 Digitalisie-
rung

Bürgerkonto und digitale Identität 
verpflichtend einführen | EUDI-Wal-
let für Bürgerinnen, Bürger und Un-
ternehmen bereitstellen, Identifikati-
on, Authentifizierung und Zahlungen 
ermöglichen

1 804 BMDS

x

05 Digitalisie-
rung

Basisinfrastruktur aufbauen | 
Deutschland-Stack aufbauen, KI, 
Cloud-Dienste und Basiskom
ponenten integrieren, europäische 
Lösungen prüfen

2 158 BMDS

x

05 Digitalisie-
rung

Registermodernisierung umsetzen | 
Zugang zur Verwaltung über die auto-
matisch bereitgestellte Deutschland-
ID und die sichere eID/EUDI-Wallet 
gewährleisten

2 166 BMDS 
+ alle

x

05 Digitalisie-
rung

Datendoppelerhebungsverbot 
einführen | Once-Only-Prinzip um-
setzen

2 176 BMDS
x

05 Digitalisie-
rung

Schüler-ID einführen | Kompatibili-
tät zwischen den Ländern und Daten-
schutzkonformität sicherstellen, Ver-
knüpfung mit Bürger-ID ermöglichen

2 321 BMBFSFJ

x

05 Digitalisie-
rung

Bildungsbereich digitalisieren | Di-
gitalPakt umsetzen; praxisnahe Lehr-
kräftebildung, digitale Schul- und 
Unterrichtsentwicklung, KI-gestützte 
Lernsysteme, digitale Vertretungs-
konzepte ermöglichen

2 333 BMBFSFJ

x

05 Digitalisie-
rung

Behördendatenaustausch verbes­
sern | Datenaustausch zwischen 
Sicherheitsbehörden (insbesondere 
P20, Verbundspeicherung) und mit zi-
vilen Behörden verbessern

2 633 BMI

x
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06 Staats
reform

Staatsreform        

06 Staats
reform

Bundesausgaben zurückfahren | 
Verwaltungsausgaben um 10 % 
senken, Stellen um 8 % abbauen, 
Beraterkosten kürzen, Beauftrag-
te halbieren, Förderprogramme um 
1 Mrd. Euro reduzieren, Beiträge zu 
internationalen Organisationen und 
ODA-Quote senken, KTF-Förderung 
straffen und kürzen

1 683 BMF, 
BMDS 
+ alle

x

06 Staats
reform

Finanzielle Handlungsfähigkeit stär­
ken, Aufgaben- und Kostenkritik 
vornehmen | Zukunftspakt von Bund, 
Ländern und Kommunen schließen, 
faire Aufgaben- und Finanzierungs-
verteilung vornehmen

1 754 BMF, 
BMDS

x

06 Staats
reform

Staatsreform durchführen | Moder-
nisierungsagenda aufsetzen, Bun-
desverwaltung modernisieren, Effi-
zienzfonds einführen, Vorschläge der 
„Initiative für einen handlungsfähi-
gen Staat“ aufgreifen

1 787 BMDS, 
BKAmt

x

06 Staats
reform

Bundesverwaltung reformieren |  
Aufgaben- und Ausgabenkritik steu-
ern, politische Prioritäten besser set-
zen, Verwaltung effizienter organisie-
ren, Behördenanzahl senken, Abbau 
von Redundanzen vorantreiben, Res-
sorts auf ministerielle Aufgaben kon-
zentrieren

1 810 BMDS, 
BKAmt 
+ alle

x

06 Staats
reform

Whole-of-Government-Ansatz 
einführen | Interministerielle Pro-
jektteams stärken, strategische Vor-
ausschau verankern, Silodenken über-
winden

1 822 BMDS, 
BKAmt

x

06 Staats
reform

Gebündelte Service-Einheiten statt 
Doppelstrukturen einführen |  
Standardisierbare Aufgaben wie IT, 
Datenschutz, Vergabe, Compliance, 
Kommunikation, insb. Personal-
dienstleistungen (Gewinnung, 
Planung, Entwicklung, Pools, 
Beurteilungsstandards) bündeln

1 828 BMDS, 
BKAmt 
+alle

x
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06 Staats
reform

Entscheidungsfreude stärken | Füh-
rungskultur stärken, Handlungsspiel-
räume ausschöpfen, Praxisorientie-
rung fördern

1 834 BMDS, 
BKAmt 
+alle

x

06 Staats
reform

Dienstrecht reformieren | Ver-
waltungslaufbahnen öffnen, Lauf-
bahnwechsel vereinfachen, leis-
tungsorientierte Karriere- und 
Vergütungsmodelle einführen, Füh-
rungs- und Querschnittserfahrungen 
stärker gewichten, Durchlässigkeit 
verbessern, Rotationen fördern

1 846 BMI, 
BMDS

x

06 Staats
reform

Wirkungsorientiertes Haushalts­
wesen prüfen | Einführung eines  
ziel- und wirkungsorientierten Haus-
haltswesens prüfen

1 863 BMF, 
BMDS

x

06 Staats
reform

Prozess zur Neuordnung der föde­
ralen Beziehungen aufsetzen | um-
fassende Aufgaben- und Kostenkritik 
vornehmen, Vollzugsverantwortung 
des Bundes ausweiten, Bundeskom-
petenzen im Art. 91c GG stärken

1 884 BMDS, 
BKAmt

x

06 Staats
reform

Leitbild Verwaltung umsetzen | Vor-
ausschauende, vernetzte, leistungsfä-
hige und nutzerzentrierte Verwaltung 
agiert antragslos, lebenslagenorien-
tiert und rein digital mit gezielten 
Unterstützungsangeboten. 

2 156 BMDS 
+ alle

x

06 Staats
reform

Doppelstrukturen vermeiden | Auf-
gaben der Kontrollinstanzen im Ge-
sundheitswesen klar regeln 

3 509 BMG
x

06 Staat
sreform

„Wer bestellt, bezahlt“ umsetzen | 
Grundsatz der Veranlassungskonne-
xität auch für Verwaltungs- und Per-
sonalaufwände 

3 624 BMF, 
BMDS

x

06 Staats
reform

Kommunalfinanzen systematisch 
verbessern | Kommunale Einnahmen 
verstetigen und verlässlicher machen, 
mehr kommunale finanzielle Auto-
nomie ermöglichen, Gestaltungsmög-
lichkeiten sicherstellen

3 630 BMF

x
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07 Sozial-
staatsreform

Sozialstaatsreform        

07 Sozial-
staatsreform

Soziale Leistungen zusammenfüh­
ren | Leistungen wie Wohngeld und 
Kinderzuschlag zusammenfassen und 
aufeinander abstimmen

443 BMAS, 
BMF, 
BMWSB, 
BMBFSFJ, 
BMDS

x

07 Sozial-
staatsreform

Sozialleistungen und Beratung bün­
deln | Angebote aus einer Hand be-
reitstellen, Prozesse digitalisieren, 
verfügbare Daten nutzen, Beantra-
gung vereinfachen

450 BMAS, 
BMDS

x

07 Sozial-
staatsreform

Sozialstaatsreform vorantreiben | 
Kommission einsetzen mit dem Ziel: 
Rechtsvereinfachung, schnelleren 
bürgerfreundlichen Vollzug aus einer 
Hand, einheitlicher Einkommensbe-
griff, Leistungszusammenlegung

453 BMAS, 
BMF, 
BMWSB, 
BMBFSFJ, 
BMDS

x

07 Sozial-
staatsreform

Kinderkarte prüfen | Einführung 
für kindergeldberechtigte Kinder im 
Rahmen einer Machbarkeitsstudie 
prüfen

465 BMAS, 
BMF, 
BMBFSFJ, 
BMDS

x

07 Sozial-
staatsreform

Reha-Leistungen digitalisieren | Ein-
fache, barrierefreie und digitale Bean-
tragung ermöglichen, gemeinsamen 
Grundantrag für Reha- und Teilha-
beleistungen vorantreiben, Fall-Ma-
nagement im SGB VI einführen

624 BMAS

x

07 Sozial-
staatsreform

Sozialstaatsreform als Blaupause 
verstehen | Verwaltungsverfahren le-
benslagenorientiert und antragslos 
ausgestalten (z. B. automatischer Kin-
dergeldbescheid), konsequente über 
zentrale Plattformen digitalisieren 
(„Digital-Only“, „One-Stop-Shop“)

1 798 BMAS, 
BMDS

x

07 Sozial-
staatsreform

Elterngeld digitalisieren | Elterngeld 
Ende-zu-Ende digitalisieren

3 146 BMBFSFJ, 
BMDS

x

07 Sozial-
staatsreform

Kinderzuschlag digitalisieren | Kin-
derzuschlag vereinfachen, Ende-zu-
Ende digitalisieren, notwendige Re-
gelungen zur Datenübermittlung und 
Datennutzung schaffen

3 162 BMBFSFJ, 
BMDS

x
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07 Sozial-
staatsreform

Portal für Familienleistungen ein­
richten | Übergreifendes digitales 
Portal schaffen, KI nutzen, digitale 
Services für Familien bereitstellen

3 168 BMBFSFJ, 
BMDS

x

07 Sozial-
staatsreform

schulbezogene Sozialleistungen 
bündeln | Individuelle schulbezoge-
ne Leistungen der Sozialgesetzbücher 
zu pauschalisierten und strukturier-
ten Unterstützungsleistungen zusam-
menfassen (Pooling)

3 644 BMBFSFJ, 
BMDS

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Planungs- und Genehmigungs
beschleunigung

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Zulassung von Anlagen nach 
BImSchG vereinfachen und schnel­
ler genehmigen | Genehmigungsver-
fahren verkürzen, EU-Richtlinien nur 
1:1 umsetzen, insb. Industrieanlagen

181 BMUKN

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Genehmigungsfiktion im Verwal­
tungsverfahren zum Standard ma­
chen | Fiktion anwenden, sofern nicht 
spezialgesetzlich ausgeschlossen

342 BMI

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Planungs-, Bau-, Umwelt-, Vergabe-,  
(Verwaltungs-)Verfahrensrecht 
grundlegend überarbeiten | Euro-
päische Initiative zur Planungs- und 
Genehmigungsbeschleunigung starten

682 BKAmt, 
BMV, 
BMWSB, 
BMWE, 
BMUKN, 
BMDS

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Einheitliches Verfahrensrecht |  
Einheitliches Verfahrensrecht schaf-
fen („one-for-many“), formalisierte 
Verfahren flexibilisieren und Verfah-
rensstufen reduzieren

685 BMI, 
BMV, 
BMWSB, 
BMUKN, 
BKAmt, 
BMDS

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Bundesraumordnungsrecht neu auf­
stellen | Überragendes öffentliches 
Interesse festlegen, Verfahren mit 
dem Recht durchführen, mit dem sie 
begonnen wurden, Erörterungster-
mine fakultativ ausgestalten, Stich-
tagsregelungen im Planungsprozess 
einführen

689 BMWSB

x
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08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Ersatzneubau bei Infrastrukturvor­
haben erleichtern | Plangenehmi-
gung zur Regel machen, vorzeitigen 
Maßnahmenbeginn zulassen

692 BMV, BMI

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Beteiligungsverfahren straffen | Ver-
bindliche Stichtagsregelung, Öffent-
lichkeits- und Trägerbeteiligung nur 
einmal

695 BMV, BMI, 
BMWSB

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Planungs- und Genehmigungsver­
fahren digitalisieren | Planungs- und 
Genehmigungsverfahren mit den 
Ländern vollständig digitalisieren

700 BMV, 
BMWSB, 
BMI

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Arten- und Naturschutz verein­
fachen | Bundeseinheitlich den 
Populationsansatz anwenden

700 BMUKN

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Das Bauen beschleunigen | Bauge-
setzbuch novellieren, Wohnungsbau-
Turbos einführen, Lärmschutzfestset-
zungen erleichtern

713 BMWBS, 
BMUKN

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Baustandards vereinfachen | Norm-
setzung auf sicherheitsrelevantes 
Maß zurückführen, Gebäudetyp E mit 
Landesbestimmungen verknüpfen, 
pauschale Mängelhaftung ausschlie-
ßen, unabhängige Stelle zur Kosten-
folgeprüfung von DIN-Normen ein-
setzen, Beschleunigungspotenziale 
durch serielles, modulares und syste-
misches Bauen heben

728 BMJV 
BMWSB

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Schwerlasttransporte beschleuni­
gen | Genehmigung von Schwer-
last- und Großraumtransporten 
beschleunigen

846 BMV

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Beschleunigungspakt konsequent 
umsetzen | Pakt für Planungs-, Um-
setzungs-, und Genehmigungsbe-
schleunigung weiterentwickeln, Pla-
nungserleichterung bei Erneuerbaren 
schaffen (Populationsansatz im Ar-
tenschutz, Präklusion, Beibringungs-
grundsatz/Widerlegungspflicht)

971 BMV, 
BMUKN, 
BMWSB

x
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08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Planungs- und Genehmigungsbe­
schleunigung | Expertenpools und 
Zustimmungsfiktion ausweiten, Be-
standsschutz und Vereinfachungen 
für Energiewendeprojekte prüfen

974 BMWE, 
BMWSB

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Netzanschlüsse erleichtern | Kosten 
für Unternehmensstandorte senken, 
Genehmigungsverfahren vereinheit-
lichen

996 BMWE

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Solarenergieanlagen vereinfachen |  
Anmeldeverfahren digitalisieren und 
standardisieren

1 027 BMWE

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Immissionsschutz vereinfachen | 
Technische Anleitung Luft  
(TA-Luft) und Technische Anleitung 
Lärm (TA-Lärm) vereinfachen

1 203 BMUKN

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Naturflächenbedarfsgesetz erlas­
sen | Ausweisung und Vernetzung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
erleichtern (Biotopverbund)

1 246 BMUKN

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Umweltverträglichkeitsprüfung ver­
einfachen | EU-rechtliche Spielräume 
nutzen, UVP vereinfachen, Schwel-
lenwerte anheben, Aussetzung der 
UVP-Vorprüfung für Änderungsge-
nehmigungen prüfen

1 349 BMUKN

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz auf 
Gold-Plating prüfen | Auf unmittel-
bare Betroffenheit bei Klage- und Be-
teiligungsrechten fokussieren

1 353 BMUKN

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Hochwasser- und Küstenschutz be­
schleunigen | Genehmigungsverfah-
ren zügig abwickeln

1 419 BMUKN, 
BMWSB

x

08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Sondervermögen effizient nutzen |  
Planung, Genehmigung, Beschaffung 
und Vergabe per Infrastruktur-Zu-
kunftsgesetz beschleunigen, öffentli-
ches Interesse und rechtliche Priorität 
festlegen, EU-Ausnahmen für Erneu-
erbare schaffen

1 929 BMF, 
BMWE, 
BMV

X
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08 Planungs- 
und Geneh-
migungsbe-
schleunigung

Militärische Bauvorhaben beschleu­
nigen | Bedarfsdefinition und Geneh-
migung vereinfachen, Ausnahmen 
im Bau-, Umwelt- und Vergaberecht 
schaffen

4 208 BMVg

x

09 Förder-
programme

Förderprogramme        

09 Förder
programme

Förderprogramme konsolidieren 
und durch Fördercontrolling über­
wachen | Neue Programme an Leis-
tungsindikatoren und subventions-
politischen Leitlinien ausrichten

364 BMWE

x

09 Förder
programme

Gemeindeverkehrsfinanzierungs­
gesetz vereinfachen | GVFG entbü-
rokratisieren, für innovative Ansätze 
öffnen, barrierefreien Bahnhofsum-
bau erleichtern

879 BMV

x

09 Förder
programme

GAK-Mittelabruf verbessern | Ursa-
chen für Abrufschwierigkeiten bei 
Agrarstruktur- und Küstenschutzmit-
teln zeitnah evaluieren

1 364 BMLEH

x

09 Förder
programme

Zuwendungsrecht reformieren | Zu-
wendungsrecht verschlanken und 
vereinheitlichen, Förderprogramme 
auf Zielgerichtetheit und Wirksam-
keit überprüfen, Förderkulisse effekti-
ver ausrichten

1 644 BMF

X

09 Förder
programme

Bundeshaushaltsordnung reformie­
ren | Förderwesen vereinfachen, För-
derbedingungen entbürokratisieren, 
Förderbestimmungen, Zweckverwen-
dungsnachweise und Formalitäten 
reduzieren, Pauschalierungen aus-
weiten

1 719 BMF

x

09 Förder
programme

Fördermittelvergabe modernisie­
ren | Effizienz und Wirksamkeit von 
Förderprogrammen überprüfen, Ver-
fahren vereinfachen, beschleunigen, 
standardisieren und digitalisieren, 
Pauschalen einsetzen, zentrale För-
derplattform einführen

1 979 BMF

x
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09 Förder
programme

Forschungsförderung bündeln | 
Bundesweite Forschungsförderung 
(ohne Ressortforschung) zusammen-
führen

2 495 BMFTR

x

09 Förder
programme

Forschungsförderung entbürokrati­
sieren | Bereichsausnahmen schaffen 
(u. a. im Umsatzsteuerrecht), Antrags-
logiken, Nachweise und Regularien 
entschlacken, Entscheidungen be-
schleunigen

2 565 BMFTR

x

09 Förder
programme

Forschungszulage vereinfachen | 
Fördersatz und Bemessungsgrundlage 
deutlich anheben, Verfahren verein-
fachen

2 591 BMFTR

x

09 Förder
programme

Kommunale Förderprogramme op­
timieren | Struktur digitalisieren, 
Beantragung vereinfachen, Nach-
weise reduzieren, vorzeitigen Maß-
nahmenbeginn ermöglichen, Kon
trollaufwand senken

3 651 BMI, 
BMF, 
BMDS

x

09 Förder
programme

Forschungsförderung bündeln | 
Bundesweite Forschungsförderung 
(ohne Ressortforschung) zusammen-
führen

2 495 BMFTR

x

10 Fachkräfte-
gewinnung

10 Fachkräfte-
gewinnung

Fachkräftezuwanderung erleichtern 
| Arbeitsgenehmigungen beschleu-
nigen, Bürokratie und Dokumenta-
tionspflichten abbauen, Normen und 
Standards vereinfachen, Nachweise 
bei Fördermitteln reduzieren

335 BMAS, 
BMI, AA

x

10 Fachkräfte-
gewinnung

Berufsqualifikationen anerkennen |  
Bürokratische Hürden einreißen,  
Prozesse konsequent digitalisieren, 
zentralisieren (einheitliches Anerken-
nungsverfahren), beschleunigen (Aner-
kennung innerhalb von acht Wochen)

415 BMAS, 
BMI, AA

x
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10 Fachkräfte-
gewinnung

Work-and-Stay-Agentur einrichten | 
Digitale Agentur für Fachkräfteein-
wanderung mit zentraler IT-Platt-
form schaffen, Prozesse der Erwerbs-
migration und Anerkennung bündeln 
und beschleunigen, mit Länderstruk-
turen verzahnen

420 BMAS, 
BMI, AA

x

10 Fachkräfte-
gewinnung

Anerkennungsverfahren beschleu­
nigen | Ad-hoc-Arbeitsgruppe von 
Bund und Ländern einsetzen, Maß-
nahmen zur Verfahrensbeschleuni-
gung entwickeln und vorschlagen

427 BMAS, 
BMWE

x

10 Fachkräfte-
gewinnung

Anerkennungsverfahren zentralisie­
ren | Anerkennung beruflicher Qua-
lifikationen digitalisieren, zentralisie-
ren, bürokratische Hürden abbauen, 
Arbeitgeberbeteiligung verbessern, 
Verfahren innerhalb von acht Wo-
chen abschließen

2 413 BMAS, 
BMI, 
BMFTR

x

10 Fachkräfte-
gewinnung

Internationale Fachkräfte für Kitas 
gewinnen | Anwerbung beschleuni-
gen, vereinfachen und ausweiten

3 122 BMBFSFJ
x

11 Büro-
kratieabbau 
konkret

Weiterer Bürokratieabbau 
im  Einzelnen

 
     

11 Bürokratie-
abbau konkret

Unternehmensgründung erleich­
tern | Gründerschutzzone prüfen, 
notarielle Vorgänge vereinfachen, 
One-Stop-Shop einrichten, Grün-
dung innerhalb von 24 Stunden 
ermöglichen

101 BMWE

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

PtL-Quote begrenzen | Über das 
Europarecht hinausgehende Power-
to-Liquid-Quote abschaffen

239 BMUKN
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Ausfuhrgenehmigungen beschleu­
nigen | Genehmigungsprozesse ver-
einfachen und beschleunigen, stich-
probenartige Kontrollen einführen, 
Verstöße empfindlich bestrafen

290 BMWE

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Postsektor entlasten | Bürokratische 
Last deutlich reduzieren, Auflösung 
der Bundesanstalt prüfen, Aufgaben 
auf andere Behörden verteilen

315 BMWE

x
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11 Bürokratie-
abbau konkret

Kartellverfahren beschleunigen | 
Verfahren schneller und effizienter 
gestalten

322 BMWE
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Mittelstand und Handwerk stärken | 
Rahmenbedingungen flexibilisieren, 
Vergaben vereinfachen, Genehmigun-
gen beschleunigen, Durchlässigkeit 
erhöhen, Ausbildungsförderung ver-
stetigen

329 BMWE

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Statistikpflichten aussetzen | Min-
destens zweijähriges Moratorium für 
neue rechtliche Statistikpflichten er-
lassen, alle Pflichtigkeiten überprüfen

340 BMI, 
BMDS 
+ alle

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Arbeitsmarktintegration erleich­
tern | Hürden für Flüchtlinge beim 
Arbeitsmarktzugang abbauen, 
Arbeitsverbote auf maximal drei 
Monate reduzieren

436 BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Arbeitsschutz modernisieren |  
Instrumente auf Wirksamkeit über-
prüfen, Mehrfachprüfungen vermei-
den, Datenaustausch ermöglichen

483 BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

A1-Verfahren erleichtern | Entsende-
meldung in der EU technisch erleich-
tern (eDeclaration), mit A1-Verfahren 
bündeln

496 BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Bundestariftreuegesetz einführen | 
Tariftreuepflicht bei Vergaben ab 
50 000 Euro (bzw. ab 100 000 Euro für 
Start-ups in den ersten vier Jahren) 
regeln, Bürokratie, Nachweispflich-
ten und Kontrollen auf Minimum 
begrenzen

552 BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Arbeitszeiterfassung entbürokrati­
sieren | Wöchentliche statt täglicher 
Höchstarbeitszeit einführen, Arbeits-
zeit unbürokratisch erfassen, Vertrau-
ensarbeitszeit ohne Zeiterfassung ge-
währleisten

557 BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Betriebsverfassungsrecht anpassen | 
Online-Betriebsratssitzungen und 
Online-Betriebsversammlungen so-
wie Online-Wahlen ermöglichen, 
digitales Zugangsrecht der Gewerk-
schaften in die Betriebe sicherstellen

579 BMAS

x
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11 Bürokratie-
abbau konkret

Betriebliche Altersvorsorge moder­
nisieren | Digitalisierung vorantrei-
ben, Verfahren vereinfachen, Transpa-
renz erhöhen, Bürokratie abbauen

605 BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Künstlersozialversicherung ver­
einfachen | Abgabesatz stabil halten, 
Abgabeverfahren vereinfachen, Pau-
schalisierung prüfen

639 BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Wohnungsbau ankurbeln |  
Wohnungsbau und Eigentumsbil-
dung durch Investitions-, Steuerent-
lastungs- und Entbürokratisierungs-
offensive ankurbeln

706 BMWSB, 
BMF

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Heizungsgesetz abschaffen | 
GEG technologieoffener, flexibler, 
einfacher erlassen

754 BMWE
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Gold- Plating Energieeffizienz- & 
Energiedienstleistungsgesetz ab­
schaffen | Überschießendes nationa-
les Recht aufheben

1 129 BMWE

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Gold-Plating IED & Luftqualitäts­
richtlinie verhindern | Industrie-
Emissionsrichtlinie und EU-Luftqua-
litätsrichtlinie 1:1 übertragen

1 201 BMUKN

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Pflanzenschutzmittel-Zulassung 
verschlanken | Verfahren transparent, 
schnell und wissenschaftsbasiert ge-
stalten, behördliche Zusammenarbeit 
verschlanken

1 325 BMLEH, 
BMUKN

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Umweltinformationsgesetz ver­
schlanken | Umweltinformationsge-
setz verschlanken 

1 355 BMUKN
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

GAP-Erste Säule reformieren | Ein-
kommenswirksam, bürokratieärmer, 
transparenter und effizienter ausge-
stalten

1 373 BMLEH (x); für 
2027 
fehlen 
noch 
die Vor-
schlä-
ge der 
KOM

x; Ver-
einfa-
chun-
gen bei 
der lau-
fenden 
GAP er-
folgt

11 Bürokratie-
abbau konkret

Agraranträge vereinfachen | Anträge 
gemeinsam mit Ländern und Berufs-
stand vereinheitlichen und verein-
fachen

1 406 BMLEH

x
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11 Bürokratie-
abbau konkret

Landwirtschaftsbürokratie abbau­
en | Die 194 Vorschläge der Länder 
zum Bürokratierückbau in der Land-
wirtschaft neu bewerten und Praxis-
checks einführen

1 411 BMLEH

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Agrarstatistikgesetz novellieren | 
Behördendaten für statistische Erhe-
bungen nutzen, Doppelmeldungen 
der Betriebe beenden

1 414 BMLEH

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Gemeinnützigkeit vereinfachen | 
Gemeinnützige Organisationen bis 
100 000 Euro von zeitnaher Mittelver-
wendung ausnehmen, Sphärenauftei-
lung für gemeinnützige Körperschaf-
ten bis 50 000 Euro abschaffen

1 490 BMF

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Steuerbürokratie abbauen |  
Typisierungen, Vereinfachungen 
und Pauschalierungen einführen, 
Arbeitstagepauschale prüfen

1 523 BMF

X

11 Bürokratie-
abbau konkret

Digitale Steuererklärung ausweiten | 
Abgabe schrittweise verpflichtend 
machen, vorausgefüllte und automa-
tisierte Erklärungen für einfache Fälle 
ausbauen

1 531 BMF

X

11 Bürokratie-
abbau konkret

Beauftragtenwesen des Bundes 
halbieren | Zahl der Beauftragten 
um rund 50 % reduzieren

1 816 BKAmt 
+ alle x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Anzahl der Beauftragten in Betrie­
ben reduzieren | Verpflichtungen zur 
Bestellung von Betriebsbeauftragten 
abschaffen; Schulungs-, Weiterbil-
dungs- und Dokumentationsaufwand 
reduzieren

1 904 BMDS 
+ alle

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
abschaffen | Gesetz zur internatio-
nalen Unternehmensverantwortung 
(CSDDD) einführen; Berichtspflicht 
sofort entfallen lassen, Sanktionen bis 
zum Gesetzeserlass vermeiden

1 909 BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Energieeffizienzgesetz und Energie­
dienstleistungsgesetz novellieren | 
Gesetze vereinfachen und auf EU-
Recht zurückführen, Flexibilität des 
Stromverbrauchs sicherstellen

1 918 BMWE

x
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11 Bürokratie-
abbau konkret

Bonpflicht abschaffen | Bonpflicht 
abschaffen

1 921 BMF
X

11 Bürokratie-
abbau konkret

Statistikpflichten reduzieren | 
Statistiken überprüfen (Außenhandel, 
produzierendes Gewerbe, Handel und 
Dienstleistungen), bei den fünf auf-
wändigsten Statistiken die Übererfül-
lung von EU-Vorgaben beseitigen, 
20 % der Verwaltungsvorschriften 
des Bundes abschaffen

1 923 BMI, 
BMWE 
+ alle

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Dokumentationspflichten abbauen | 
Verstöße in Handwerk, Einzelhan-
del, Gastronomie, Landwirtschaft und 
Hotellerie nicht kontrollieren, son-
dern sanktionieren; Doppelstruktu-
ren bei Statistikämtern abbauen

1 973 BMWE, 
BMLEH

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Ehrenamt stärken | Bürokratie-
rückbaugesetz für Vereine und 
ehrenamtliches Engagement erlassen

1 985 BKAmt
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Ehrenamt entlasten | Gemeinnützig-
keitsprüfung vereinfachen, Sachspen-
den von Mehrwertsteuer befreien, 
Freigrenzen erhöhen, Datenschutz-, 
Gemeinnützigkeits-, Vereins- und Zu-
wendungsrecht vereinfachen

1 987 BMF, 
BKAmt

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Justiz zukunftsfest machen | Pakt 
für den Rechtsstaat schließen, Jus-
tiz personell stärken, digitalisieren, 
verschlanken; Verfahrensabläufe be-
schleunigen

2 018 BMJV

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Moderner digitaler Rechtsverkehr | 
Standards für die Übermittlung von 
digitalen Dokumenten, auch Behör-
denakten an Gerichte und Staatsan-
waltschaften, festlegen, Justizportal 
und Bundesjustizcloud einrichten

2 025 BMJV

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Zivilverfahren digitalisieren | 
Online-Verfahren in der Zivil
gerichtsbarkeit einführen

2 035 BMJV
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Gerichtsverfahren beschleunigen | 
Verfahrensdauer verkürzen, ab 2040 
den Zugang zur zweiten Tatsachen-
instanz begrenzen, frühe Verfahrens-
konferenzen und richterliche Vorga-
ben zum Parteivortrag ermöglichen

2 039 BMJV

x
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11 Bürokratie-
abbau konkret

Justiz-Massenverfahren effizienter 
durchführen | Impulse der Reform-
kommission zur Modernisierung 
der Zivilprozessordnung aufgreifen, 
Schätzungs- und Pauschalierungsbe-
fugnisse ausweiten

2 043 BMJV

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Strafprozessordnung überarbeiten | 
Effektive Strafverfolgung und zügige 
Verfahrensführung  gewährleisten, 
Kommission aus Wissenschaft und 
Praxis einsetzen

2 046 BMJV

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Datenschutzaufsicht reformieren |  
Datenschutzkonferenz im BDSG 
verankern, einheitliche Standards 
schaffen, Vereinfachungen für KMU/
Beschäftigte/Ehrenamt einführen, 
Zuständigkeiten bei der BfDI bündeln

2 249 BMI, 
BMDS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Bildungswesen entbürokratisie­
ren | Bund-Länder-Kommission mit 
Kommunen einrichten, Entbüro-
kratisierungsvorschläge vereinbaren, 
Projektumsetzung beschleunigen, Ko-
operation verbessern

2 316 BMBFSFJ

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Bildungsverlauf ermöglichen | 
Relevante und messbare Bildungs-
ziele vereinbaren, Schulentwick-
lung datengestützt vornehmen, 
Bildungsverlaufsregister schaffen

2 318 BMBFSFJ

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Berufsorientierungsprozess konso­
lidieren | Parallelstrukturen abbauen, 
Prozesse digital- und datengestützt 
ermöglichen

2 362 BMFTR, 
BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Auslands-BAföG beschleunigen | Ge-
setzesvollzug zentral im Bundesver-
waltungsamt verankern, Verfahren 
beschleunigen

2 453 BMFTR

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Entschädigungs- und Ausgleichszah­
lungen digital ermöglichen | Voraus-
gefüllte Formulare bereitstellen, Aus-
zahlung in einfach gelagerten Fällen 
(Erstattung von Ticketpreisen) auto-
matisieren

2 776 BMJV

x
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11 Bürokratie-
abbau konkret

Schnittstellen zu Plattformen für 
Strafverfolgungsbehörden gewähr­
leisten | Automatisierten Abruf rele-
vanter Daten ermöglichen

2 939 BMJV

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Abschiebungen und Ausreisen 
beschleunigen | Zuständigkeit für alle 
Überstellungen (Dublin- und Asyl-
Migrationsmanagementverordnung) 
beim Bund zentralisieren (Bundes-
ausreisezentren) 

3 041 BMI

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Migrationsverwaltung digitalisieren 
| Ausländerzentralregister ausbauen, 
Datenaustausch verbessern, Aufent-
haltsgesetz entbürokratisieren, Asyl-
verfahren beschleunigen

3 083 BMI

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Verwaltung im Asylverfahren ent­
lasten | Amtsermittlungspflicht 
abschaffen, Beibringungsgrundsatz 
einführen

3 090 BMI

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Telemedizin verbessern | Struktu-
rierte Ersteinschätzung über digitale 
Wege flächendeckend ermöglichen

3 390 BMG 
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Vor-Ort-Apotheken entlasten | Do-
kumentationspflichten abschaffen 

3 422 BMG
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Apotheken-Vorgaben vereinheit­
lichen | Kühlketten und Nachweis-
pflichten für Vor-Ort- und Versand-
apotheken gleich regeln

3 427 BMG

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Bürokratieentlastungsgesetz im Ge­
sundheitswesen erlassen |  
Dokumentationspflichten und Kont-
rolldichte verringern 

3 494 BMG

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Berichts- und Dokumentations­
pflichten überprüfen | Pflichten ins-
besondere im SGB XI überprüfen

3 498 BMG
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Datenaustausch im Gesundheits­
wesen erleichtern | Austausch zwi-
schen Versicherungsträgern und den 
Ärztinnen und Ärzten vereinfachen, 
Doppeldokumentation vermeiden

3 523 BMG 

x
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11 Bürokratie-
abbau konkret

IT im Gesundheitssektor standardi­
sieren | Alle IT-Anbieter im Bereich 
Gesundheit und Pflege stellen bis 
2027 verlustfreien, unkomplizierten, 
digitalen Datenaustausch auf Basis 
einheitlicher Standards sicher

3 527 BMG

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Klinische Forschung erleichtern | 
Hürden abbauen, Recht mit anderen 
EU-Staaten harmonisieren

3 535 BMG
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Angehörigenentlastungsgesetz 
evaluieren | Abschluss der Evaluation 
bis Ende 2025 vorziehen, Beweislast-
umkehr prüfen

3 647 BMAS

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Wehrbeschaffung beschleunigen | 
Planungs- und Beschaffungsbe-
schleunigungsgesetz für die Bundes-
wehr erlassen

4 139 BMVg

x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Exportkontrollen beschleunigen | 
Genehmigungen rascher und koordi-
nierter prüfen

4 199 BMWE
x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Streitkräfte stärken | Genehmigungs- 
und Vergaberecht, Beschaffung und 
Flächenwidmung durch Verfahrens-
freistellungen und Eigenvollzugs-
kompetenzen vereinfachen

4 203 BMVg

x x

11 Bürokratie-
abbau konkret

Sicherheitsüberprüfung beschleu­
nigen | Sicherheitsüberprüfung und 
Sabotageschutz per Artikelgesetz ver-
bessern und erheblich beschleunigen

4 219 BMVg, 
BMI

x
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Evaluierung von Regelungsvorhaben 

Jahr Ressort Regelungsvorhaben

2027 BK Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Bundesnachrichten-
dienst

2026 BMAS Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten

2026 BMAS Formulierungshilfe für einen Änderungsantrag zu dem Entwurf eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Seefischereigesetzes

2027 BMAS Verordnung zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung

2027 BMAS Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts

2026 BMF Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von elektronischen Wertpapieren

2026 BMF Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Finanzmarktintegrität

2026 BMF Verordnung über die Verteilung und Verwendung der Mittel des Fonds 
„Aufbauhilfe 2021“

2026 BMF Entwurf eines Gesetzes zur begleitenden Ausführung der Verordnung (EU) 
2020/1503 und der Umsetzung der Richtlinie EU 2020/1504 zur Regelung von 
Schwarmfinanzierungsdienstleistern

2026 BMF Jahressteuergesetz 2020

2026 BMF Verordnung über die Steuerberaterplattform und die besonderen elektronischen 
Steuerberaterpostfächer

2026 BMG Gesetz zum Schutz elektronischer Patientendaten in der Telematikinfrastruktur

2026 BMG Medizinforschungsgesetz

2027 BMG Gesetz zum kontrollierten Umgang mit Cannabis und zur Änderung weiterer 
Vorschriften

2026 BMI Gesetz zur Einführung eines elektronischen Identitätsnachweises mit einem 
mobilen Endgerät

2026 BMI Gesetz zur Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung

2026 BMI Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden 
Hochwasserschutz

2027 BMI Gesetz zur Einführung einer Identifikationsnummer in die öffentliche 
Verwaltung und zur Änderung weiterer Gesetze

2026 BMJV Verordnung zur Änderung der Zwangsverwalterverordnung

2026 BMJV Gesetz über die Insolvenzsicherung durch Reisesicherungsfonds und zur 
Änderung reiserechtlicher Vorschriften

2027 BMJV Kostenrechtsänderungsgesetz 2021

2027 BMLEH Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes - Verbot des Kükentötens

2027 BMLEH Gesetz zur Einführung einer verbindlichen Tierhaltungskennzeichnung

2026 BMUKN Verordnung zur Änderung abfallrechtlicher Verordnungen
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Jahr Ressort Regelungsvorhaben

2026 BMUKN Verordnung zur Neufassung der Verordnung über Großfeuerungs-, Gasturbinen- 
und Verbrennungsmotoranlagen und zur Änderung der Verordnung über die 
Verbrennung und die Mitverbrennung von Abfällen

2026 BMUKN Verordnung zur Neuordnung nationaler untergesetzlicher Vorschriften für 
Biozid-Produkte

2026 BMUKN Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung über kleine und mittlere 
Feuerungsanlagen

2026 BMUKN Verordnung zur Neufassung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung 
und der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung

2026 BMV Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1161 vom 20. Juni 2019 zur 
Änderung der Richtlinie 2009/33/EG über die Förderung sauberer und energie
effizienter Straßenfahrzeuge sowie zur Änderung der Vergabeverordnung

2027 BMVg Gesetz zur intensivierten erweiterten Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheits
ermittlungen von Soldatinnen und Soldaten und Sicherheitsüberprüfung von 
Reservistinnen und Reservisten

2026 BMWE Gesetz zur Errichtung und Führung eines Registers über Unternehmensbasis
daten und zur Einführung einer bundeseinheitlichen Wirtschaftsnummer 
für Unternehmen und zur Änderung weiterer Gesetze

2026 BMWE Verordnung über die Änderung der Heizkostenverordnung

2026 BMWE Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz

2026 BMWE Zweite Verordnung zur Änderung der Ladesäulenverordnung

2026 BMWE Formulierungshilfe zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes zum Zweck 
der Umsetzung der Anhebung des Neubaustandards auf EH 55

2026 BMWE Verordnung zur Vergabe von sonstigen Energiegewinnungsbereichen in 
der ausschließlichen Wirtschaftszone

2026 BMWE Zweite Verordnung zur Änderung der Finanzanlagenvermittlungsverordnung

2027 BMWE Gesetz zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes 1975 und zur Änderung 
weiterer Gesetze

2027 BMWE Gesetz zur Modernisierung des Postrechts
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Goebel, Lutz (Vorsitzender)

Geschäftsführender Gesellschafter der Henkelhausen Holding GmbH, 
ehemaliger Präsident des Verbandes Die Familienunternehmer

Prof. Dr. Kuhlmann, Sabine (stellv. Vorsitzende)

Inhaberin des Lehrstuhls für Politikwissenschaft, Verwaltung 
und Organisation an der Universität Potsdam

Duin, Garrelt

Regionaldirektor des Regionalverbandes Ruhr, 
Staatsminister a.D.

Dr. jur. Göhner, Reinhard

Ehemaliger Hauptgeschäftsführer der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, Staatssekretär a.D.

Grieser, Gudrun

Oberbürgermeisterin a. D.

Übersicht über die Zusammensetzung des NKR in seinen vier Mandatszeiten

Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates 
(4. Mandatszeit 2022–2027)

QR-Code scannen
Mitglieder des Nationalen Nor-
menkontrollrates 4. Mandatszeit
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https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/der-nkr/mitglieder/_documents/goebel-lutz.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/der-nkr/mitglieder/_documents/kuhlmann-sabine.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/der-nkr/mitglieder/_documents/duin-garrelt.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/der-nkr/mitglieder/_documents/g%C3%B6hner-reinhard.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/der-nkr/mitglieder/_documents/grieser-gudrun.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/der-nkr/mitglieder/mitglieder_node.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/der-nkr/mitglieder/mitglieder_node.html
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Ihnen, Ulla

Ratsmitglied der Landeshauptstadt Hannover,  
ehemaliges Mitglied des Bundestages, Staatssekretärin a.D.

Müller, Kerstin

Staatsministerin a.D., ehemaliges Mitglied des Bundestages, 
ehemalige Direktorin Heinrich-Böll-Stiftung Israel, Senior Associate 
Fellow DGAP, Senior Fellow Libmod

Spitz, Malte

Generalsekretär der Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF), 
freier Datenschutzbeauftragter

Störr-Ritter, Dorothea

Landrätin a.D.

Wicklein, Andrea

Geschäftsführerin Vereinigung ehemaliger Abgeordneter des 
Deutschen Bundestages und des Europäischen Parlaments, 
ehemaliges Mitglied des Bundestages
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https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/der-nkr/mitglieder/_documents/st%C3%B6rr-ritter-dorothea.html
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Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates 
(3. Mandatszeit 2016–2021)

Dr. Ludewig, Johannes (Vorsitzender)

Prof. Dr. Kuhlmann, Sabine (stellv. Vorsitzende)

Catenhusen, Wolf-Michael (bis 4/2019)

Dr. Dückert, Thea

Grieser, Gudrun

Dr. Holtschneider, Rainer (ab 9/2016)

Prof. Dr. Mayer-Bonde, Cornelia (ab 9/2016)

Schleyer, Hanns-Eberhard

Störr-Ritter, Dorothea

Prof. Dr. Versteyl, Andrea

Wicklein, Andrea (ab 9/2019)

Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates 
(2. Mandatszeit 2011–2016)

Dr. Ludewig, Johannes (Vorsitzender)

Catenhusen, Wolf-Michael (stellv. Vorsitzender)

Dr. Dückert, Thea 

Funke, Rainer (bis 9/2016)

Grieser, Gudrun

Hahlen, Johann (ab 3/2013 bis 9/2016)

Prof. Dr. Kuhlmann, Sabine

Lechner, Sebastian (bis 3/2013)

Schleyer, Hanns-Eberhard

Störr-Ritter, Dorothea

Prof. Dr. Versteyl, Andrea
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Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates 
(1. Mandatszeit 2006–2011)

Dr. Ludewig, Johannes (Vorsitzender)

Catenhusen, Wolf-Michael (stellv. Vorsitzender)

Bachmaier, Hermann

Dr. Barbier, Hans D. (bis 2/2010)

Prof. Dr. Färber, Gisela

Funke, Rainer (ab 2/2010)

Kreibohm, Henning

Dr. Schoser, Franz (ab12/2006)

Prof. Dr. Snower, Dennis J. (bis 12/2006)

Prof. Dr. Wittmann, Johann

Erweiterung des Rates auf 10 Mitglieder (3/2011)

Lechner, Sebastian 

Prof. Dr. Versteyl, Andrea 

Leiter des Sekretariats des Nationalen 
Normenkontrollrates

Henter, Alwin (1. Mandatszeit)

Dr. Böllhoff, Dominik (2. Mandatszeit)

Spengler, Florian (3. Mandatszeit)

Kühn, Hannes und Vogel, Yannick (komm.) 
(4. Mandatszeit)
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